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Durch das Gesetz Nr CXLIV aus 1997 über die Wirtschaftsgesellschaften wurde die 
Rechtsgrundlage der ungarischen Gesellschaft mit beschränkter Haftung neu gestaltet. In dieser 
Arbeit werden die für die GmbH geltenden gesetzlichen Organisationsvorschriften untersucht und 
die Möglichkeiten der Ausgestaltung des Gesellschaftsvertrages dargestellt. Dabei wird versucht, 
ungelöste Sachprobleme in Grundsatz- und Detailfragen aufzuzeigen und Lösungen anzubieten; 
dies vor allem in Auseinandersetzung mit der ungarischen Lehre und Rechtsprechung, welche sich 
aufgrund der methodischen Tradition im sozialistischen Rechtssystem erst mühsam zu einem 
teleologischen Verständnis des Gesellschaftsrechts durchringen. 
 
Mangels offizieller Übersetzungen der ungarischen Quellen wurden Übersetzungen 
fremdsprachiger Stellen durch den Verfasser vorgenommen. Paragraphen ohne nähere 
Bezeichnung sind solche des Gesetzes Nr CXLIV aus 1997 über die Wirtschaftsgesellschaften. 
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Rechtsgrundlage der ungarischen Gesellschaft mit beschränkter Haftung (ungarisch: korlátolt 
felelősségű társaság; im folgenden: GmbH) ist das Gesetz Nr CXLIV aus 1997 über die 
Wirtschaftsgesellschaften (Gesellschaftsgesetz 1997, im folgenden: GesG), welches am 
09.12.1997 beschlossen und mit 16.06.1998 in Kraft trat. Durch dieses Gesetz sollte das 
ungarische Gesellschaftsrecht an die gesellschafts-rechtlichen EG-Richtlinien angepaßt und die 
Regelungen über den Gläubigerschutz verstärkt werden. Das GesG kodifiziert das ungarische 
Gesellschaftsrecht und regelt neben der GmbH auch die Offene Handelsgesellschaft, die 
Kommanditgesellschaft, das sog „Gemeinschaftsunternehmen“ sowie die Aktiengesellschaft. Für 
diese Gesellschaftsformen verwendet das Gesetz den Oberbegriff „Wirtschafts-gesellschaft“ 
(gazdasági társaság). Vor Inkrafttreten des GesG wurde das materielle Gesellschaftsrecht durch 
das Gesetz Nr VI aus 1988 über die Wirtschaftsgesellschaften (Gesellschaftsgesetz 1988, im 
folgenden: GesG 1988) geregelt. Dieses Gesetz diente als Grundlage für die Umgestaltung des 
gesamten wirtschaftlichen Systems von einer sozialistischen Planwirtschaft zu einer westlich 
orientierten Marktwirtschaft. 
 
Im ungarischen Rechtskreis existieren grundsätzlich die gleichen Methoden der Auslegung 
(Wortinterpretation/grammatikalische Interpretation, logisch-systematische Auslegung, historische 
Interpretation) und der Analogie wie in der österreichischen oder deutschen Privatrechtsordnung.1 
Während des sozialistischen Systems wurde davon ausgegangen, daß die 
Interpretationsmethoden eine Rangordnung bilden, wobei das Ergebnis einer höherrangige 
Methode durch eine niederrangige bloß verstärkt, jedoch nicht widerlegt werden kann. So soll nach 
dieser Auffassung die Anwendung weiterer Auslegungsmethoden ausgeschlossen sein, wenn 
bereits die Wortinterpretation zu einem eindeutigen, jeden Zweifel ausschließenden Ergebnis 
geführt hat.2 Folge dieses formalistischen Auslegungsverständnisses ist, daß in der ungarischen 
Praxis Rechtsvorschriften in erster Linie bloß nach ihrem buchstäblichen Wortlaut ausgelegt 
werden und die ratio legis wenig Beachtung findet. Mitunter berücksichtigen die Gerichte die im 
Gesetz zum Ausdruck kommenden Wertungen nicht, wodurch Rechtslücken (gemessen am Sinn 
und Zweck der Regelung) oft nicht erkannt und nicht durch Analogie beseitigt werden. Die offen 
gebliebenen Gesetzeslücken ermöglichen die Umgehung von Rechtsvorschriften. Demgegenüber 
wird in jüngster Zeit auch die Auffassung vertreten, daß die einzelnen Auslegungsmethoden 
selbständig Anwendung finden, wobei auch teleologische Gesichtspunkte heranzuziehen sind. Die 
                                               
1
 Zur Interpretation Vékás in Gellért, 28; zur Analogie ausführlich Peschka, Jogtudományi Közlöny 1966, 
129 ff. 
2
 So Takács, Jogtudományi Közlöny 1993, 117 ff. 
7 
Entscheidung, welche Methode durchschlagen soll, obliegt demnach der Wertung des Rechts-
anwenders, der das Gewicht der einzelnen Argumente zu berücksichtigen hat. Dieses 
methodische Verständnis wird vom Verfasser geteilt und liegt dieser Arbeit zugrunde. 
 
Im Unterschied zum österreichischen/deutschen GmbH-Recht sind die ungarischen Vorschriften 
grundsätzlich zwingend; die Gesellschafter dürfen von gesetzlichen Bestimmungen nur in jenen 
Fällen abweichen, in denen das Gesetz die Abweichung ausdrücklich zuläßt (§ 9 Abs 1). Vor 
Inkrafttreten des GesG waren gesellschaftsrechtliche Vorschriften - mit Ausnahme der für die AG 
geltenden Bestimmungen - grundsätzlich dispositiv.3 Nach Ansicht der Gesetzesverfasser 
gefährdete der dispositive Charakter des früheren Gesetzes die Rechtssicherheit, da die Praxis in 
vielen Fällen bestimmte Vorschriften als dispositiv interpretiert hat, welche jedoch der 
Parteienvereinbarung entzogen sein sollten.4  
 
Der zwingende Charakter des ungarischen Gesellschaftsrechtes in Verbindung mit der 
formalistischen Auslegungspraxis der ungarischen Gerichte wirkt mE für die Rechtsentwicklung 
hemmend: Eine von den üblichen ungarischen Musterverträgen abweichende Gestaltung der 
Organisation der GmbH kann im Einzelfall dazu führen, daß die abweichenden Regelungen vom 
Firmengericht zu Unrecht als nicht zulässig qualifiziert werden und die Eintragung in das 
ungarische Firmenregister (zumindest in erster Instanz) verweigert wird. Die an sich zulässigen 
Gestaltungsmöglichkeiten, die Organisation der GmbH an die konkreten Bedürfnisse des 
Unternehmens anzupassen, werden in der Praxis aus Gründen der Vorsicht nicht ausgeschöpft. 
Gesellschaften werden oft nach Vertragsschablonen errichtet, um zu vermeiden, daß die 
Registrierung der Gesellschaft durch langwierige Rechtsmittelverfahren verzögert wird.5  
                                               
3
 So ließ § 20 GesG 1988 zu, daß durch den Gesellschaftsvertrag von gesetzlichen Regelungen abgewichen 
werden darf, sofern die Abweichung nicht verboten war. Die Bestimmungen hinsichtlich der AG waren 
hingegen generell zwingend (§ 233 GesG 1988). 
4
 ErläutGV zu § 9. 
5




Das GesG schreibt die Organisation der GmbH in einfacher Form vor, so sind zwingend nur zwei 
Organe, nämlich die Gesellschafterversammlung und der Geschäftsführer vorgesehen. Die 
Gesellschafter bilden in ihrer Gesamtheit die Gesellschafterversammlung, in der die Willensbildung 
grundsätzlich nach dem Mehrheitsprinzip erfolgt. Zumindest ein Geschäftsführer ist zur Geschäfts-
führung und Vertretung der Gesellschaft zu bestellen. Unter bestimmten Bedingungen ist die 
Einrichtung eines Aufsichtsrates obligatorisch, dem die interne Kontrolle der GmbH obliegt.  
 
Neben diesen Organen ist die Gesellschaft unter besonderen Voraussetzungen zur Bestellung 
eines Buchprüfers verpflichtet. Nach den Intentionen des Gesetzgebers zählt der Buchprüfer nicht 
zu den Organen der Gesellschaft, sondern gilt als eine außerhalb der Gesellschaft stehende 
„Einrichtung zum Schutz öffentlicher Interessen“6. Die Vorschriften über den Buchprüfer sind 
deshalb im Gesetz nicht in den Organisationsvorschriften der GmbH enthalten (§§ 150-158 und 
§§ 18-40), sondern gesondert im Kapitel V („Sicherungen der gesetzlichen Tätigkeit der 
Wirtschaftsgesellschaft“) geregelt. Dennoch wird in dieser Arbeit der Buchprüfer als Organ der 
GmbH iwS behandelt, da das GesG auch dem Buchprüfer bestimmte Kompetenzen, insb zur 
Setzung bestimmter Maßnahmen für die Gesellschaft, einräumt.7 
 
Die monistische Gestaltung einer Führungs- und Kontrollebene der GmbH, indem zB statt eines 
Aufsichtsrates ein Kontrollorgan gemeinsam mit der Geschäftsführung nach US-amerikanischen 
Muster (board of directors)8 eingerichtet wird, ist aufgrund des zwingenden Charakters des GesG 
nicht zulässig.9 Das GesG schreibt durch Vorgabe bestimmter Organe mit festgelegten 
Kompetenzen feste Organisationsstrukturen vor und gestattet den Gesellschaftern nur in den 
ausdrücklich bestimmten Fällen, die Zuständigkeiten der Gesellschaftsorgane abweichend zu 
gestalten. Aus diesem Grund ist fraglich, ob eine Ergänzung der gesetzlich vorgesehenen Organe 
um weitere Organe (zB eines Beirates10) im Gesellschaftsvertrag zulässig ist.11 ME ist die Bildung 
                                               
6
 ErläutGV zum GesG, zu §§ 41-43; Sárközy in Sárközy, 32. 
7
 Dazu 6.3. 
8
 Vgl dazu die rechtsvergleichende Darstellung des Aufsichtsratssystems mit dem Boardsystem anhand der 
US publicly held corporation und der österreichischen Aktiengesellschaft von Steindl, US-Board und 
Aufsichtsrat: Ein Systemvergleich. 
9
 ErläutGV zu §§ 31-33; Sárközy in Sárközy, 88. 
10
 Vgl hingegen für Deutschland zu der Zulässigkeit der Verankerung eines Beirates im Gesellschaftsvertrag 
Hofbauer, Die Kompetenzen des (GmbH-)Beirats, 46 ff. 
9 
derartiger Organe erlaubt, sofern dabei in die Kompetenzen der gesetzlich vorgesehenen Organe 
nicht eingegriffen wird. Entscheidungskompetenzen oder Zustimmungsrechte (absolutes Veto) 
können daher nicht rechtswirksam an einen Beirat übertragen werden. Hingegen ist mE die 
Einräumung eines suspensiven Vetorechtes zulässig, welches durch einen (möglicherweise mit 
qualifizierter Mehrheit zu fassenden) Beharrungsbeschluß des nach dem Gesetz zuständigen 
Organes außer Kraft gesetzt werden kann.  
 
                                                                                                                                                            
11
 Obwohl nach der früheren Rechtslage die Bestimmungen des GmbH-Rechtes überwiegend dispositiv 
waren (vgl Miskolczi Bodnár in Miskolczi Bodnár, 65), wurde bereits von der früheren Judikatur die 
Einrichtung neuer Organe durch den Gesellschaftsvertrag mit der Begründung abgelehnt, daß 
Rechtsinstitute, die dem Gesetz nicht bekannt sind, nicht errichtet werden können (vgl zum Prokuristen OG 
Cgf.VII.31377/1992/3 in Céghírnök, 1993/12, 10; vgl auch Radnay, Gazdaság és Jog 1995/4, 20; Céghírnök 




1.1. 3.1 Teilnahmeberechtigung 
 
Die Gesamtheit der Gesellschafter der GmbH wird durch die Gesellschafterversammlung 
verkörpert, in der die Gesellschafter durch ihre Teilnahme an der Beratung und durch die 
Ausübung ihres Stimmrechtes an der Willensbildung der GmbH Einfluß teilnehmen können. Das 
GesG bezeichnet die Gesellschafterversammlung als das „oberste Organ“ der GmbH (§ 18 Abs 1, 
§ 150 Abs 1).12 Jeder Gesellschafter ist zur Teilnahme an der Gesellschafterversammlung 
berechtigt, unabhängig davon, ob er auch stimmberechtigt ist (18 Abs 2).  
 
Das Teilnahmerecht des Gesellschafters darf weder durch den Gesellschaftsvertrag, noch durch 
Gesellschafterbeschlüsse beschränkt werden.13 Eine gesetzliche Verpflichtung einzelner Gesell-
schafter zur Teilnahme an der Gesellschafterversammlung besteht nicht. Der Gesellschafter kann 
sich durch Bevollmächtigte vertreten lassen, wobei der Geschäftsführer, der Prokurist, ein 
Aufsichtsratsmitglied oder der Buchprüfer der GmbH nicht als Vertreter einschreiten dürfen. Die 
Bevollmächtigung eines anderen Gesellschafters ist zulässig.14 Die Vollmacht bedarf zur Gültigkeit 
einer öffentlichen Urkunde15 oder einer voll beweiskräftigen Privaturkunde16 (§ 151 Abs 2). Nach 
der Judikatur sind diese Formvorschriften auch dann anzuwenden, wenn der Gesellschafter durch 
einen Rechtsanwalt vertreten wird.17 Für die Bevollmächtigung gelten im übrigen die 
Bestimmungen des bürgerlichen Rechts, demgemäß jede zumindest beschränkt handlungsfähige 
Person rechtswirksam bevollmächtigt werden kann (§ 219 Abs 1 BGB).18  
 
Gem § 32 Abs 5 nehmen die Aufsichtsratsmitglieder mit beratendem Stimmrecht an der Gesell-
schafterversammlung teil. Aufgrund des Wortlautes dieser Bestimmung besteht mE nicht bloß ein 
                                               
12
 Koday in Vékás 5/2,1; Komáromi in Sárközy, Kleinunternehmen, 87. 
13
 Besenyei in Miskolczi Bodnár, 138. 
14
 BH 1993/225. 
15
 Eine öffentliche Urkunde ist gem § 195 Abs 1 ZPO eine Urkunde, die von einem Notar, von einem Gericht 
oder einer Behörde innerhalb seines/ihres Wirkungsbereiches in der vorgeschriebenen Form verfaßt ist. 
16
 Eine Privaturkunde ist gem § 196 Abs 1 ZPO voll beweiskräftig, wenn sie entweder eigenhändig 
geschrieben und unterschrieben ist, oder fremdhändig geschrieben und die Unterschrift des Ausstellers 
entweder von zwei Zeugen oder gerichtlich bzw notariell beglaubigt ist. 
17
 BH 1997/523. 
18
 Fazekas in Miskolczi Bodnár, 361. 
11 
Recht, sondern auch eine Verpflichtung zur Anwesenheit. Dies ist allerdings umstritten.19 Falls ein 
Buchprüfer bestellt wurde, ist auch dieser zur Teilnahme an der Gesellschafterversammlung 
verpflichtet (§ 44 Abs1).20 Ob der Geschäftsführer zur Teilnahme an der 
Gesellschafterversammlung berechtigt ist, wird im GesG nicht ausdrücklich geregelt, aber 
vereinzelt von der Lehre ohne Begründung bejaht.21 ME folgt aus der Verpflichtung des 
Geschäftsführers, über die Gesellschafterversammlung ein Protokoll zu führen (§ 155 Abs 1), 
welche gem § 22 Abs 3 nur persönlich erfüllt werden darf, nicht bloß eine Berechtigung, sondern 
auch die Verpflichtung zur persönlichen Anwesenheit an der Gesellschafterversammlung. 
 
Hat die GmbH nur einen einzigen Gesellschafter, gibt es keine Gesellschafterversammlung. An-
gelegenheiten, die in die Zuständigkeitsbereich der Gesellschafterversammlung gehören, sind vom 
Alleingesellschafter zu entscheiden und dem Geschäftsführer schriftlich bekanntzugeben (§ 19 
Abs 4, § 172 Abs 1). Mangels gesetzlicher Ausnahmeregelung gilt dies auch, wenn der 
Alleingesellschafter selbst die Geschäftsführung ausübt.22 
 
1.2. 3.2 Befugnisse und Zuständigkeit 
 
Die Gesellschafterversammlung als oberstes Organ entscheidet in allen Fragen, die das Gesetz in 
den ausschließlichen Zuständigkeitsbereich der Gesellschafterversammlung zuweist. Aufgrund 
des zwingenden Charakters des GesG wäre eine Bestimmung im Gesellschaftsvertrag unzulässig, 
die der Gesellschafterversammlung eine gesetzlich zugewiesene Angelegenheit entziehen oder 
einem anderen Organ übertragen würde.23 In diesem Bereich kann die 
Gesellschafterversammlung mE nicht auf ihre Zuständigkeit verzichten und im Einzelfall die 
Entscheidung an ein anderes Organ delegieren. Die Delegation ist auch dann unzulässig, wenn 
sich die Gesellschafterversammlung den jederzeitigen Delegationswiderruf vorbehält.24 
 
                                               
19
 So Biczi, Cég és Jog 1999/1, 7; vgl zu der ähnlichen Formulierung des § 292 Abs 1 GesG 1988 Vezekényi 
in Sárközy, Kommentar GesG 1988, 535; aA offenbar Sárközy in Sárközy, 108; so auch Besenyei in 
Miskolczi Bodnár, 166. 
20
 Fabó in Miskolczi Bodnár, 183. 
21
 Sárközy in Sárközy, 108. 
22
 AA Komáromi, der eine Verpflichtung zur schriftlichen Abfassung offenbar nur in jenen Fällen annimmt, bei 
denen der Alleingesellschafter nicht die Geschäftsführung ausübt (Komáromi in Sárközy 296, derselbe in 
Sárközy, Kleinunternehmen, 105). 
23
 Fazekas in Miskolczi Bodnár, 360; Komáromi in Sárközy, 274; derselbe in Sárközy, Kleinunternehmen, 89. 
12 
Folgende Gegenstände unterliegen ausschließlich der Beschlußfassung durch die 
Gesellschafterversammlung: 
 
Feststellung des Jahresabschlusses nach dem Rechnungslegungsgesetz und die Entscheidung 
über die Verteilung des versteuerten Ergebnisses (§ 150 Abs 2 lit a); 
 
Einforderungen und Rückzahlungen von Nachschüssen (§ 150 Abs 2 lit b); 
 
Auszahlung von Dividendenvorschüssen (§ 150 Abs 2 lit c); 
 
Genehmigung der Teilung eines Geschäftsanteils und der Beschluß über die Einziehung eines 
Geschäftsanteils (§ 150 Abs 2 lit d); 
 
Beschluß über die Einleitung eines Ausschlußverfahrens gegen einen Gesellschafter (§ 150 Abs 2 
lit e); 
 
Beschluß, einen „an-sich“ gezogenen Geschäftsanteil durch die Gesellschafter anzukaufen (§ 150 
Abs 2 lit f); 
 
Bestellung und Abberufung des Geschäftsführers, Bestimmung seiner Entlohnung und - sofern der 
Geschäftsführer in einem Arbeitsverhältnis steht - die Ausübung der Arbeitgeberrechte gegenüber 
diesem, sofern diese Angelegenheiten nicht durch den Gesellschaftsvertrag gem § 3325 dem 
Aufsichtsrat übertragen wurden (§ 150 Abs 2 lit g); 
 
Bestellung und Abberufung der Mitglieder des Aufsichtsrates und die Bestimmung ihrer Vergütung 
(§ 150 Abs 2 lit h); 
 
Bestellung und Abberufung des Buchprüfers (§ 150 Abs 2 lit i); 
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 Vgl hingegen für Österreich Koppensteiner Rz 62 zu § 35, der die Delegation nur als eine Technik der 
Aufgabenerledigung durch die Gesellschafter selbst ansieht. 
25
 Im Gesetzestext wird auf § 47 verwiesen, dabei handelt es sich offensichtlich um ein Redaktionsversehen 
(vgl für die Hauptversammlung der AG die ähnliche Bestimmung des § 233 lit d). 
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Genehmigung eines Vertrages, den die Gesellschaft mit einem ihrer Gesellschafter, ihrem 
Geschäftsführer oder mit einem nahen Angehörigen26 dieser Personen abschließt (§ 150 Abs 2 
lit j); 
 
Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen gegen Gesellschafter, die für die Gründung 
verantwortlich sind, sowie gegen die Geschäftsführer und Mitglieder des Aufsichtsrates (§ 150 
Abs 2 lit k); 
 
Beschluß über die Auflösung oder Umgründung der Gesellschaft (§ 150 Abs 2 lit l); 
 
Änderung des Gesellschaftsvertrages (§ 150 Abs 2 lit m); 
 
sämtliche Angelegenheiten, welche ein Gesetz oder der Gesellschaftsvertrag in die 
ausschließliche Zuständigkeit der Generalversammlung zuweist (§ 150 Abs 2 lit n); 
 
Verleihung der Prokura an einen Arbeitnehmer (§ 39 Abs 2); 
 
Erwerb von Geschäftsanteilen durch die Gesellschaft (§ 143 Abs 1). 
 
Aufgrund § 150 Abs 2 lit n können die Gesellschafter den Wirkungsbereich der Gesellschafterver-
sammlung erweitern, indem durch den Gesellschaftsvertrag neben den gesetzlich angeordneten 
Mindestkompetenzen noch weitere Gegenstände der Gesellschafterversammlung zugewiesen 
werden.27 Durch eine solche Bestimmung im Gesellschaftsvertrag wird für die betreffende 
Angelegenheit die Gesellschafterversammlung ausschließlich zuständig, wodurch sie anderen 
Organen zur Gänze entzogen ist.28 Deswegen ist eine Regelung im Gesellschaftsvertrag, die die 
Gesellschafterversammlung neben einem anderen Organ für eine Angelegenheit zuständig macht, 
nicht zulässig. 
 
Im Unterschied zur früheren Rechtslage, wonach die Gesellschafterversammlung als oberstes 
Organ auch in jenen Fragen entscheiden konnte, die in den Wirkungsbereich anderer Organe 
                                               
26
 Darunter fallen gem § 685 lit b BGB der Ehegatte, Verwandte in gerader Linie, das Wahlkind, das 
Stiefkind, das Pflegekind, die Wahleltern sowie die Geschwister. Sonstige Angehörige wie der 
Lebensgefährte, Ehegatten von Verwandten in gerader Linie, der Verlobte, Geschwister und Verwandten in 
gerader Linie des Ehegatten sowie die Ehegatten der Geschwister gelten nicht als nahe (vgl Gellért in 
Gellért 2131). 
27
 Fazekas in Miskolczi Bodnár, 360 f. 
28
 Vgl zu der ähnlichen Bestimmung des § 278 Abs 1 lit j GesG 1988 Z. Gálffy, Ungarische 
Aktiengesellschaft, 121. 
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fielen,29 gibt es im GesG keine derartige allgemeine gesetzliche Ermächtigung, die einen Eingriff in 
fremde Zuständigkeiten gestatten würde. Die Gesellschafterversammlung kann daher nicht ohne 
weiteres Angelegenheiten zur Entscheidung an sich ziehen. Die Beschlußfassung der 
Gesellschafterversammlung setzt daher immer voraus, daß der Gesellschafterversammlung 
entweder durch das Gesetz selbst oder durch den Gesellschaftsvertrag ausdrücklich das 
Entscheidungsrecht für bestimmte Angelegenheiten eingeräumt wird.30 Der Gesellschaftsvertrag 
kann jedoch die Gesellschafterversammlung ermächtigen, den Geschäftsführern ihre Zuständigkeit 
im Bereich der Geschäftsführung zu entziehen (§ 22 Abs 4).31 Diese Ermächtigung darf sich mE 
jedoch nur auf bestimmt umschriebene Kompetenzen beziehen, eine generelle Ermächtigung ist 
nicht zulässig.32 
 
1.3. 3.3 Einberufung der Gesellschafterversammlung 
 
1. 3.3.1 Allgemeines 
 
Die Gesellschafterversammlung muß mindestens einmal im Jahr einberufen werden (§ 150 Abs 1). 
Der Gesellschaftsvertrag kann die Durchführung mehrerer Versammlungen pro Jahr, zB einmal im 
Kalenderquartal, vorschreiben (arg „mindestens“ - legalább). Wird nur eine Gesellschafter-
versammlung im Kalenderjahr abgehalten, wird diese idR zwischen 31. Dezember und 31. Mai 
stattfinden: Denn nach den allgemeinen Vorschriften des RLG ist der Jahresabschluß spätestens 
150 Tage nach dem Bilanzstichtag beim Firmengericht zu hinterlegen (§ 153 Abs 1 RLG); 
Bilanzstichtag ist idR der 31. Dezember, weil das Geschäftsjahr mit dem Kalenderjahr 
grundsätzlich ident ist (§ 11 Abs 1 RLG).33 Die Praxis bezeichnet die Gesellschafterversammlung, 
die der Behandlung des Jahresabschlusses und der Gewinnverteilung dient, als „ordentliche 
                                               
29
 § 183 Abs 1 GesG 1988. 
30
 Vgl Fazekas in Miskolczi Bodnár, 361; Komáromi in Sárközy, 273; derselbe in Sárközy, 
Kleinunternehmen, 88. 
31
 Dazu 4.3.5.2. 
32
 Arg „nur in jenen Fällen und in solchen Bereichen“ (csak abban az esetben és olyan körben). 
33
  Zweigniederlassungen und Tochtergesellschaften ausländischer Unternehmen ist unter bestimmten 
Voraussetzungen gestattet, auf ein vom Kalenderjahr abweichendes Geschäftsjahr überzugehen (§ 11 
Abs 2 RLG). 
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Gesellschafterversammlung“, während aus anderen Gründen einberufene Versammlungen als 
„außerordentliche“ gelten.34 
 
Das GesG schreibt ganz allgemein die Einberufung einer außerordentlichen Gesellschafter-
versammlung vor, wenn eine solche „im Interesse der Gesellschaft notwendig ist“ (§ 152 Abs 2 
Satz 1). Daraus folgt, daß die Abhaltung einer Gesellschafterversammlung jedenfalls obligatorisch 
ist, wenn bestimmte Umstände eingetreten sind, die das Ergehen der Gesellschaft nachhaltig 
beeinflussen könnten. ME kann der Gesellschaftsvertrag „das Interesse der Gesellschaft" 
konkretisieren oder auch weitere Einberufungsgründe ausdrücklich bestimmen.35 Namentlich ist 
neben der jährlichen Einberufung zur Beschlußfassung über den Jahresabschluß und Verteilung 
des versteuerten Ergebnisses (§ 150 Abs 1 iVm § 154 Abs 1) die Versammlung einzuberufen,  
 
wenn sich aus der Bilanz oder aus den Büchern der Gesellschaft ergibt, daß das Eigenkapital auf 
die Hälfte des Stammkapitals oder unter das gesetzliche Mindestkapital von drei Millionen Forint 
gesunken ist (§ 152 Abs 2 Satz 2 erster Fall), 
 
wenn die Gesellschaft ihre Zahlungen eingestellt hat und das Gesellschaftsvermögen die Schulden 
nicht deckt (§ 152 Abs 2 Satz 2 zweiter Fall), 
 
wenn die Anzahl der Geschäftsführer der Gesellschaft unter die im Gesellschaftsvertrag bestimmte 
Zahl sinkt (§ 158 Abs 2) oder 
 
wenn die Anzahl der Mitglieder des Aufsichtsrates der Gesellschaft unter die im Gesellschafts-
vertrag bestimmte Zahl sinkt oder es niemanden gibt, der die Aufsichtsratssitzung einberufen 
könnte (§ 34 Abs 5). 
 
Die Gesellschafterversammlung muß grundsätzlich vom Geschäftsführer einberufen werden 
(§ 152 Abs 1). Bei Vorliegen besonderer Umstände, sieht das GesG vor, daß andere 
Gesellschaftsorgane oder das Firmengericht an Stelle der Geschäftsführung die Gesellschafter-
versammlung einberufen können. Einzuladen sind nicht nur die Gesellschafter, sondern alle 
Teilnahmeberechtigten, sohin auch die Mitglieder des Aufsichtsrates und der Buchprüfer.36  
 
                                               
34
 Vgl Komáromi in Sárközy, Kleinunternehmen, 91; Koday in Vékas 5/2.2,3; vgl auch die Formulierung in 
§ 32 Abs 4. 
35
 Vgl für Österreich die ähnliche Bestimmung des § 36 Abs 2 öGmbHG (dazu Koppensteiner, Rz 16 zu 
§ 36). 
36
 Sárközy in Sárközy; Fabó in Miskolczi Bodnár, 183. 
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Gesellschafter, die zumindest ein Zehntel der Stimmen vertreten, können unter Angabe des 
Grundes und des Zwecks jederzeit die Einberufung einer Gesellschafterversammlung verlangen. 
Dieses Quorum kann im Gesellschaftsvertrag herabgesetzt werden (§ 51 Abs 1). Falls die 
Geschäftsführer dem Einberufungsverlangen nicht binnen 30 Tagen nachkommen, können die 
betroffenen Gesellschafter beim Firmengericht die Einberufung beantragen (§ 51 Abs 1 Satz 3). 
Fraglich ist, ob lediglich die Einberufung an sich (also das bloße Versenden der Einladungen) 
innerhalb dieser Frist durchzuführen ist, oder auch die Versammlung selbst abgehalten werden 
muß. ME folgt aus dem Wortlaut dieser Bestimmung, die lediglich auf die Einberufung Bezug 
nimmt, bloß eine Verpflichtung zur Setzung der Einberufungshandlung. Als Termin für die 
Gesellschafterversammlung kann demnach auch ein Zeitpunkt nach Ablauf der 30-tägigen Frist 
bestimmt werden.37  
 
Wird die Einberufung der Gesellschafterversammlung beim Firmengericht zulässigerweise 
beantragt, hat das Gericht die Versammlung binnen 30 Tagen nach Einreichung des Antrages 
einzuberufen (§ 51 Abs 1). Der die Einberufung verfügende Gerichtsbeschluß ist nicht anfechtbar. 
Das Gericht kann die Einberufung jedoch verweigern, wenn die Antragsteller die notwendigen 
Kosten nicht vorschießen und die sonstigen Bedingungen für die Abhaltung der Sitzung nicht 
sichern (§ 51 Abs 2). Unter diesen Kosten werden wohl nicht nur die Kosten der Einladungen an 
sich, sondern auch die mit der Durchführung der Gesellschafterversammlung verbundenen 
Aufwendungen (zB eine allenfalls erforderliche Saalmiete) zu verstehen sein. Die Gesellschafter-
versammlung hat darüber zu entscheiden, ob die GmbH oder die einberufenden Gesellschafter die 
Kosten der Einberufung zu tragen haben.  
 
Falls die Gesellschaft keinen Geschäftsführer hat, kann das Firmengericht auf Antrag eines Gesell-
schafters oder eines Gläubigers im Rahmen des firmengerichtlichen Aufsichtsverfahrens die 
Gesellschafterversammlung einberufen (§ 158 Abs 3). 
 
Gem § 32 Abs 4 beruft der Aufsichtsrat eine außerordentlichen Gesellschafterversammlung ein, 
wenn seines Erachtens die Tätigkeit der Geschäftsführung gegen eine Rechtsvorschrift, gegen 
den Gesellschaftsvertrag oder gegen Beschlüsse der Gesellschafterversammlung verstößt. Bei 
Vorliegen dieser Voraussetzungen ist mE der Aufsichtsrat zur Einberufung nicht bloß berechtigt, 
sondern auch verpflichtet.38 Der Aufsichtsrat hat bei seiner Einberufung einen Vorschlag für die 
Tagesordnung zu erstatten.  
 
                                               
37
 So offenbar auch Újváriné Antal, welche zum gleichen Ergebnis durch eine systematische Auslegung der 
für die offene AG geltenden Einberufungsbestimmungen gelangt (in Miskolczi Bodnár 201). 
38
 AA offenbar Sárközy in Sárközy, 91; Besenyei in Miskolczi Bodnár, 165. 
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Der Buchprüfer muß die Einberufung der Gesellschafterversammlung verlangen, wenn er davon 
Kenntnis erlangt, daß eine Verringerung des Gesellschaftsvermögens in bedeutendem Ausmaß zu 
erwarten ist oder eine Tatsache wahrnimmt, die eine gesetzliche Haftpflicht des Geschäftsführer 
oder der Aufsichtsratsmitglieder zur Folge hat (§ 44 Abs 2). Falls die Geschäftsführer die 
Gesellschafterversammlung dennoch nicht einberufen, ist der Buchprüfer verpflichtet, das für die 
firmengerichtliche Aufsicht zuständige Gericht zu verständigen (§ 44 Abs 3).39  
 
2. 3.3.2 Form und Fristen der Einberufung 
 
 Die Einberufung zur Gesellschafterversammlung ist unter Bekanntgabe der 
Tagesordnung so zeitgerecht zu verschicken, daß zwischen dem Tag der Absendung der 
Einladungen und dem Versammlungstag mindestens 15 Tage liegen (§ 153 Abs 2). Diese Frist 
kann durch den Gesellschaftsvertrag verlängert, jedoch nicht verkürzt werden (arg „mindestens“ - 
legalább). 
 
Nicht ausdrücklich geregelt ist, ob die Einberufungen zwingend schriftlich, oder auch in mündlicher 
bzw fernmündlicher Form erfolgen können. Die allgemeine Formvorschrift des § 7 Abs 1, 
demgemäß die im GesG vorgeschrieben Rechtserklärungen dem Adressaten „schriftlich oder auf 
eine andere nachweisbare Art und Weise“ zur Kenntnis zu bringen sind, würde einer mündlichen 
Einberufung nicht entgegenstehen, da auch eine mündliche Erklärung in nachweisbarer Weise (zB 
in Gegenwart von Zeugen, Tonbandaufzeichnung) abgegeben werden kann. ME folgt jedoch aus 
dem Wortlaut des § 153 Abs 2, der von „Verschicken der Einladungen“ spricht, die Unzulässigkeit 
einer mündlichen (bzw telefonischen) Einberufung.40 Nach der Judikatur ist die Einberufung durch 
Telegramm, Telex oder Telefax zulässig, sofern der Zugang der Erklärung in nachweisbarer Weise 
erfolgt (zB durch Empfangsbestätigung).41 Dieser Grundsatz wird nunmehr wohl auch für eine 
Einberufung im elektronischen Weg (zB durch E-mail mit Lesebestätigung) gelten.42  
 
Die Zustellung einer im Postwege versandten Einberufung wird durch den Rückschein nachge-
wiesen.43 Wird die Einberufung durch eingeschrieben Brief ohne Rückschein an einen inländischen 
                                               
39
 Sárközy in Sárközy, 109. 
40
 Vgl Z. Gálffy, Ungarische Aktiengesellschaft, 126, der das Schriftlichkeitserfordernis bereits aus dem 
Begriff „Einladung“ ableitet. 
41
 OG in Céghírnök, 1993/1, 9. 
42
 Vgl Fabó in Miskolczi Bodnár, 101. 
43
 OG in Céghírnök, 1993/1, 9. 
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Adressaten abgesendet, wird bis zum Beweis des Gegenteils vermutet, daß sie am fünften 
Werktag nach der Postaufgabe beim Adressaten eingetroffen ist (§ 7 Abs 2).  
 
Zustellungen an ausländische Gesellschafter, die über keinen Wohnort oder Aufenthaltsort in 
Ungarn verfügen, sind an den nach den Vorschriften der § 19 Abs 1 FirmenG iVm § 23 Abs 2 
FirmenG namhaft zu machenden inländischen Zustellungsbevollmächtigten vorzunehmen.44  
 
3. 3.3.3 Einberufungsort 
 
Die Gesellschafterversammlung ist grundsätzlich am Sitz der GmbH einzuberufen (§ 153 Abs 1). 
Im Unterschied zu Österreich/Deutschland umfaßt der Begriff des Sitzes nicht bloß den 
verwaltungspolitischen Ort, sondern auch die genaue Adresse der Gesellschaft; eine 
Differenzierung zwischen Sitz und Geschäftsanschrift ist dem ungarischen Recht unbekannt. Ohne 
besondere gesellschaftsvertragliche Bestimmung kann nur nach vorheriger Zustimmung aller 
Gesellschafter ein anderer Versammlungsort bestimmt werden.  
 
§ 123 Abs 1 lit j stellt klar, daß eine Regelung über die Einberufung der 
Gesellschafterversammlung an einem Ort außerhalb des Firmensitzes im Gesellschaftsvertrag 
geregelt werden muß. Die Gesellschafter können aufgrund einer entsprechenden Bestimmung im 
Gesellschaftsvertrag statt des Sitzes der Gesellschaft einen anderen Ort im Gesellschaftsvertrag 
festlegen, beispielsweise eine andere Niederlassung der Gesellschaft.45 Die Festlegung ein oder 
mehrerer weiterer Einberufungsorte neben dem Sitz der Gesellschaft wird wohl zulässig sein. Das 
Gesetz trifft keine Anordnungen, wie bestimmt die vom Sitz der Gesellschaft abweichenden 
Einberufungsorte umschrieben werden müssen. Fraglich ist, ob bereits im Gesellschaftsvertrag die 
genaue Adresse des weiteren Einberufungsortes festzulegen ist oder die bloße Angabe des 
verwaltungspolitischen Ortes genügt. Da § 153 Abs 1 bezweckt, den Stimmberechtigten den 
Zugang zur Gesellschafterversammlung sicherzustellen,46 ist mE die bloße Angabe des Namens 
einer Ortschaft ohne nähere Angabe einer Adresse im Gesellschaftsvertrag ausreichend, wenn in 
der Einberufung selbst der Versammlungsort genau beschrieben wird. Im Gesellschaftsvertrag 
muß jedenfalls der Ort namentlich bestimmt werden; dies ergibt sich mE aus dem Wortlaut des 
§ 123 Abs 2 lit j (arg „Ort“ - hely). Demnach wäre eine Regelung im Gesellschaftsvertrag 
                                               
44
 Fabó in Miskolczi Bodnár, 102. 
45
 Fazekas in Miskolczi Bodnár, 364; ErläutGV zu §§ 153-155. 
46
 ErläutGV zu §§ 153-155. 
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unzulässig, die keinen bestimmten geographischen Ort bezeichnet und den Geschäftsführern freie 
Hand bei der Wahl des Versammlungsortes gibt.47  
 
Das Gesetz schreibt nicht vor, daß die Gesellschafterversammlung in Ungarn stattfinden muß, 
wodurch mE auch die Festlegung eines ausländischen Einberufungsortes im Gesellschaftsvertrag 
zulässig ist. Sollen in einer im Ausland abgehaltenen Gesellschafterversammlung Beschlüsse 
gefaßt werden, die zur Gültigkeit der Gegenzeichnung eines ungarischen Notars, Rechtsanwaltes 
bzw Justitiars bedürfen (zB Abänderungen des Gesellschaftsvertrages)48, muß die Anwesenheit 
eines derart qualifizierten ungarischen Juristen bei der Sitzung sichergestellt werden, da die 
Beurkundung von einem Ausländer nicht rechtswirksam vorgenommen werden kann.49 Die 
nachträgliche Einführung eines ausländischen Versammlungsortes durch Abänderung des 
Gesellschaftsvertrages bedarf mE aufgrund § 160 eines einstimmigen Beschlusses der 
Gesellschafterversammlung. Denn durch die Festlegung von „exotischen“ Einberufungsorten 
könnte einem Minderheitsgesellschafter der Zugang zur Sitzung vereitelt werden, wodurch dem 
Gesellschafter das Teilnahmerecht faktisch entzogen wäre. Sind bei einer Versammlung im 
Ausland sämtliche Gesellschafter anwesend, können Beschlüsse ohne Rücksicht auf 
gesellschaftsvertraglich festgelegte Einberufungsorte rechtswirksam gefaßt werden, wenn kein 
Gesellschafter der Abhaltung der Versammlung widerspricht (§ 153 Abs 4).50 
 
4. 3.3.4 Inhalt der Einberufung, Tagesordnung 
 
Die Einberufung zur Generalversammlung hat unter Bekanntgabe der Tagesordnung zu erfolgen 
(§ 153 Abs 2). Im übrigen enthält das GesG keine Bestimmungen, die den Inhalt der Einladung 
regeln.51 ME muß die Einberufung zumindest sämtliche Informationen enthalten, die dem Gesell-
schafter das Erscheinen an der Versammlung ermöglichen. Ohne Kenntnis dieser Angaben würde 
dem Gesellschafter nämlich sein Teilnahmerecht verwehrt werden.52 Neben der Tagesordnung 
sind daher auch Firma der Gesellschaft, sowie Datum und genaue Uhrzeit der Versammlung anzu-
                                               
47
 Vgl für Österreich zu der ähnlichen Bestimmung des § 36 Abs 1 erster Satz öGmbHG Koppensteiner, § 36 
Rz 4. 
48
 § 20 Abs 1. 
49
 ErläutGV zu §§ 10-11. 
50
 Dazu 3.3.5. 
51
 Vgl hingegen die für die Einladung einer Hauptversammlung einer AG geltende detaillierte Aufzählung des 
§ 234 Abs 4. 
52
 Vgl für Deutschland Rowedder/Koppensteiner § 47 Rz 82, demnach eine „Einberufung“, die weder Ort 
noch Zeit der Versammlung angibt, in Wahrheit keine solche ist. 
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geben. Ferner wird auch der Einberufungsort unter Anführung der genauen Adresse 
bekanntzugeben sein, sofern der Gesellschaftsvertrag nur den verwaltungspolitischen Ort 
bezeichnet. 
 
Jeder Gesellschafter kann die Behandlung eines von ihm angegebenen Tagesordnungspunktes 
verlangen, wenn er seinen Vorschlag mindestens drei Tage vor der Gesellschafterversammlung 
den Gesellschaftern bekannt gibt (§ 153 Abs 3). Diese Erklärung hat – wie die Einladung zur Ver-
sammlung – gem § 7 Abs 1 in nachweisbarer Weise zu erfolgen. Der betreffende Gesellschafter 
hat demnach jeden Mitgesellschafter gesondert von der Ergänzung der Tagesordnung zu 
benachrichtigen. 
 
Sind bei der Gesellschafterversammlung sämtliche Gesellschafter anwesend, können auch über 
Angelegenheiten außerhalb der Tagesordnung Beschlüsse gefaßt werden, sofern die 
Gesellschafter der Behandlung der Angelegenheit einstimmig zustimmen. Im übrigen darf die 
Gesellschafterversammlung nur über solche Punkte verhandeln, die in der Tagesordnung 
angeführt waren (§ 18 Abs 3).  
 
 
5. 3.3.5 Heilung von Einberufungsmängeln 
 
Mängel bei der Einberufung bewirken die Anfechtbarkeit sämtlicher in der 
Gesellschafterversammlung gefaßten Beschlüsse.53 Die Gesellschafterversammlung kann jedoch 
auch bei Vorliegen von Einberufungsmängeln wirksam Beschlüsse fassen, wenn sämtliche 
Gesellschafter anwesend sind und keiner der Abhaltung der Versammlung widerspricht (§ 153 
Abs 4). In einer Vollversammlung genügt zur Heilung von Einberufungsmängeln das Schweigen 
der Gesellschafter. Ein ausdrücklicher - einstimmiger - Zustimmungsbeschluß ist mE nicht 
erforderlich. 
 
Bloßes Schweigen genügt zur Sanierung des Mangels jedoch nicht, wenn infolge des 
Einberufungsmangels den Gesellschaftern die Tagesordnung nicht zur Kenntnis gebracht wurde: 
Denn § 18 Abs 3 erlaubt die Behandlung nicht ausgeschriebener Tagesordnungspunkte nur nach 
ausdrücklicher Zustimmung aller Gesellschafter, die Unterlassung der Erhebung eines 
Widerspruches reicht demnach nicht hin.54 Wenn jedoch schon zur Behandlung einzelner Punkte 
außerhalb der Tagesordnung ein gesonderter Zustimmungsbeschluß notwendig ist, muß dies 
                                               
53
 Vgl BH 1992/167. 
54
 Dazu gleich oben 3.3.4. 
21 
umso mehr gelten, wenn überhaupt keine Tagesordnung bekanntgegeben wird. Gleiches wird 
wohl in jenen Fällen gelten, in denen die Bekanntmachung so spät erfolgt, daß den 
Gesellschaftern keine Zeit zur Vorbereitung verbleibt, sohin nicht einmal die dreitägige Frist des 
§ 153 Abs 3 eingehalten wurde. § 153 Abs 4 wird daher nur in jenen Fällen anzuwenden sein, in 
denen der Einberufungsmangel die Bekanntgabe der Tagesordnung nicht verhindert hat (zB bei 
Einberufung an einen unzulässigen Versammlungsort).  
 
Mit einhelliger und ausdrücklicher Zustimmung aller Gesellschafter können Vollversammlungen 






1.4. 3.4 Ablauf Gesellschafterversammlung 
 
6. 3.4.1 Beschlußfähigkeit 
 
Die Gesellschafterversammlung ist beschlußfähig, wenn entweder mindestens die Hälfte des 
Stammkapitals oder die Mehrheit der abzugebenden Stimmen vertreten sind. Der 
Gesellschaftsvertrag kann das zur Beschlußfähigkeit vorgeschriebene Präsenzquorum erhöhen, 
jedoch nicht vermindern (§ 151 Abs 2).56 Falls die Versammlung nicht beschlußfähig sein sollte 
und deshalb eine zweite Sitzung einberufen wird, ist diese bei der Behandlung „der in der 
ursprünglichen Tagesordnung angeführten Angelegenheiten“ (az eredeti napirenden szereplő 
ügyekben) unabhängig von der Höhe der vertretenen Stimmen oder des Stammkapitals 
beschlußfähig, falls der Gesellschaftsvertrag nichts anderes bestimmt (§ 151 Abs 3). Die zweite 
Versammlung wird vom GesG als „wiederholte Gesellschafterversammlung“ (megismételt 
taggyűlés) bezeichnet. Die Regelung der Einberufung der wiederholten Versammlung ist nach 
§ 123 Abs 1 lit h obligatorischer Inhalt des Gesellschaftsvertrages.57 Die Einberufung der  zweiten 
Versammlung unterliegt den gleichen Form- und Inhaltsvorschriften, die für die erste Versammlung 
anzuwenden sind, wobei diese auch gleichzeitig mit der Einladung zur ersten Versammlung 
                                               
55
 Vgl für Österreich § 38 Abs 4 öGmbHG (dazu Koppensteiner § 38 Rz 13; Kastner/Doralt/Nowotny, 410). 
56
 Fazekas in Miskolczi Bodnár, 362. 
57
 Koday in Vékás 5/2.3, 1. 
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erfolgen kann (§ 153 Abs 5). Ein Mindestzeitraum zwischen der ursprünglichen und der 
wiederholten Gesellschafterversammlung ist gesetzlich nicht vorgesehen, sodaß in der 
ursprünglichen Einladung die Anberaumung der zweiten Versammlung auch kurz nach dem 
ursprünglichen Versammlungstermin (zB eine Stunde später) festgesetzt werden kann.58 In diesem 
Fall muß bereits die Einladung zur ursprünglichen Versammlung genau angeben, zu welchem 
Zeitpunkt die zweite Versammlung im Falle der Wiederholung abgehalten wird, der Zeitpunkt der 
wiederholten Versammlung darf nicht erst in der ersten Sitzung festgelegt werden.59 
 
Das Gesetz läßt offen, ob bei Beschlußunfähigkeit der ersten Versammlung eine Verpflichtung zur 
Einberufung der wiederholten Versammlung besteht. Dies ist mE dann zu bejahen, wenn die 
Ursachen, die die Verpflichtung zur Einberufung begründeten, auch nach der gescheiterten ersten 
Versammlung unverändert vorliegen, was idR der Fall sein wird. Hingegen kann wohl die 
Abhaltung der zweiten Tagung ausnahmsweise unterbleiben, wenn die Gründe für die Einberufung 
der ersten Versammlung nachträglich weggefallen sind (zB Zurücknahme des Einberufungs-
verlangens, Ende der Zahlungsstockung der verschuldeten Gesellschaft). 
 
Die wiederholte Gesellschafterversammlung ist nur für die Behandlung der in der „ursprünglichen 
Tagesordnung“ angeführten Angelegenheiten unabhängig von der Höhe der vertretenen Stimmen 
oder des Stammkapitals beschlußfähig. ME ist nach dem Wortlaut des Gesetzes nicht 
ausgeschlossen, daß in der wiederholten Gesellschafterversammlung auch neue 
Tagesordnungspunkte aufgenommen werden, sofern diese den Gesellschaftern zeitgerecht 
bekanntgemacht werden. Eine Behandlung dieser zusätzlichen Tagesordnungspunkte ist jedoch 
nur zulässig, wenn das allgemein vorgeschriebene Präsenzquorum erreicht wird.60 Die Beschluß-
fähigkeit der Gesellschafterversammlung wird im diesem Falle vor Behandlung der ergänzten 
Punkte gesondert zu prüfen sein.  
 
Ein Gesellschafter, der aufgrund gesetzlicher oder gesellschaftsvertraglicher Bestimmungen in 
einer Angelegenheit nicht stimmberechtigt ist, darf bei der Feststellung der Beschlußfähigkeit „in 
dieser Frage“ (e kérdésben) nicht berücksichtigt werden (§ 18 Abs 4). Daraus folgt, daß bei einer 
Beschlußfassung über eine derartige Angelegenheit die Beschlußfähigkeit der Versammlung 
gesondert zu beurteilen ist.61 Es ist daher möglich, daß die Gesellschafterversammlung bloß 
                                               
58
 ErläutGV zu §§ 153-155; Komáromi in Sárközy, 276; derselbe in Sárközy, Kleinunternehmen, 90. 
59
 BH 1993/88. 
60
 Vgl für Österreich Koppensteiner, Rz 16 zu § 38. 
61
 Vgl ErläutGV zu §§ 18-19, b; Besenyei in Miskolczi Bodnár, 139; Fazekas in Miskolczi Bodnár, 362; 
Sárközy in Sárközy, 70. 
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hinsichtlich eines Teils der Tagesordnung beschlußfähig ist, sodaß die Behandlung der anderen 
Punkte in einer zweiten Versammlung erfolgen muß. 
 
 
7. 3.4.2 Abwicklung, Vorsitz 
 
Ist eine Aufsichtsrat eingerichtet, müssen sämtliche geschäftspolitischen Berichte, die Gegenstand 
der Tagesordnung sind, sowie alle Vorlagen, die in den ausschließlichen Wirkungsbereich der 
Gesellschafterversammlung fallen, vor der Sitzung vom Aufsichtsrat geprüft werden. Eine 
Beschlußfassung über den Jahresabschluß und die Verwendung des versteuerten Ergebnisses 
kann nur nach Vorlage eines schriftlichen Berichts des Aufsichtsrates erfolgen (§ 32 Abs 3). Die 
Gesellschafterversammlung ist an die Meinung des Aufsichtsrates nicht gebunden.62 
 
Im übrigen enthält das GesG über die Abwicklung der Gesellschafterversammlung selbst wenig 
Vorschriften. Anders als bei den für die Hauptversammlung der AG geltenden Bestimmungen63 
setzt das GesG die Ernennung eines Vorsitzenden bei der Gesellschafterversammlung nicht 
voraus. Zwingend ist aus den Reihen der Gesellschafter ein sog „Beglaubiger“ (hitelesítő) zu 
wählen, der das vom Geschäftsführer geführte Protokoll unterfertigt (§ 155 Abs 2). Nähere 
Vorschriften über die Abwicklung der Versammlung und die Bestimmung des Vorsitzenden, 
erforderlichenfalls anderer Funktionen (Stimmenzähler) können mE im Gesellschaftsvertrag 
geregelt werden. 
 
8. 3.4.3 Stimmrecht 
 
Die Regelung der Höhe des Stimmrechtes ist gem § 123 Abs 1 lit c obligatorischer Inhalt des 
Gesellschaftsvertrages. Nach der Judikatur muß aus der Regelung des Stimmrechtes eindeutig 
ableitbar sein, über wie viele Stimmen jeder Gesellschafter verfügt.64 Nach dem gesetzlichen 
Grundmodell richtet sich die Höhe des Stimmrechtes nach dem Umfang des Geschäftsanteiles; 
                                               
62
 Sárközy in Sárközy, 91. 
63
 So ist auch beim Protokoll der Gesellschafterversammlung die Angabe des Namens des Vorsitzenden 
bzw. dessen Unterschrift nicht vorgeschrieben (§ 155); vgl dagegen für die AG § 239 Abs 1 lit c und Abs 2 
oder auch § 235 Abs 2. 
64
 Fazekas mit Hinweis auf OG Cg.törv 32 044/1991/2 in Miskolczi Bodnár, 318. 
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dies folgt aus § 133 Abs 1 Satz 2, demnach mit gleich großen Geschäftsanteilen grundsätzlich 
identische Mitgliedschaftsrechte verbunden sind.  
 
Diese Regelung ist allerdings nicht zwingend, sodaß das Stimmrecht im Gesellschaftsvertrag 
abweichend vom Umfang des Geschäftsanteils verteilt werden kann.65 So kann zB jedem 
Gesellschafter unabhängig von seiner Beteiligung das gleiche Stimmgewicht eingeräumt werden,66 
oder sein Stimmrecht von der Höhe der tatsächlich einbezahlten Stammeinlage abhängig gemacht 
werden.67 ME bestehen in der Verteilung des Stimmgewichtes keine Grenzen, sodaß der 
Gesellschaftsvertrag das Stimmrecht einzelner Gesellschafter beliebig beschränken oder auch 
einzelnen Gesellschaftern ein Mehrstimmrecht einräumen kann.68 Durch solche Regelungen kann 
es jedoch dazu kommen, daß die Kapitalminderheit das Risiko des Kapitalverlustes auf die 
Kapitalmehrheit abwälzt, wodurch die Gefahr von Mißbräuchen besonders groß ist.69 
 
Aus § 18 Abs 4 folgt, daß der Gesellschaftsvertrag einem Gesellschafter in bestimmten Ange-
legenheiten das Stimmrecht entziehen kann. Ein völliger Ausschluß eines Gesellschafters vom 
Stimmrecht in sämtlichen Angelegenheiten ist mE hingegen unzulässig, da § 18 Abs 2 jedem 
Gesellschafter die Mitwirkung an der Tätigkeit der Gesellschafterversammlung garantiert, worunter 
wohl auch die Fassung von Gesellschafterbeschlüssen fällt. Darüber hinaus schreibt das GesG 
mitunter (vgl §§ 160, 18 Abs 3) eine einstimmige Beschlußfassung zwingend vor, sodaß sich aus 
den Wertungen des Gesetzes klar ergibt, daß in solchen Angelegenheiten jedem Gesellschafter 
wohl ein Vetorecht eingeräumt werden soll.70 Jedem Gesellschafter muß daher grundsätzlich 
zumindest eine Stimme zustehen.71 
 
Aufgrund der weiten Gestaltungsfreiheit, die das GesG den Gesellschaftern bei der Regelung des 
Stimmrechtes einräumt, ist mE durch den Gesellschaftsvertrag auch die Vereinbarung zulässig, 
daß im Falle der Stimmengleichheit die Stimme eines bestimmten Gesellschafters des Ausschlag 
gibt. Ein solches dirimierendes Stimmrecht stellt mE nur eine besondere Form des 
                                               
65
 Vgl ErläutGV zu § 133. 
66
 ErläutGV zu §§ 18-19; Sárközy in Sárközy, 71. 
67
 Seres in Vékás, 4/4.2,1. 
68
 AA offenbar Seres in Vékás, 4/4.2,1, demnach das Stimmrecht höchstens im Ausmaß der nicht 
einbezahlten Stammeinlage beschränkt werden kann. 
69 Vgl zum Problem der Verlagerung des Stimmgewichtes im Aktienrecht Z. Gálffy, Die 
Aktiengatten im ungarischen Recht, 8; derselbe Ungarische Aktiengesellschaft, 77. 
70
 Vgl zu § 160 Fazekas in Miskolczi Bodnár, 373. 
71
 Vgl für Österreich Koppensteiner, Rz 13 zu § 39. 
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Mehrstimmrechtes dar.72  
 
Mit der gleichen Begründung wird wohl auch die Ausbedingung eines Vetorechtes eines Gesell-
schafters im Gesellschaftsvertrag möglich sein. Die Einräumung solcher Rechte kann mE auch auf 
§ 133 Abs 1 Satz 3 gestützt werden, welcher den Gesellschaftern gestattet, im Gesellschafts-
vertrag einzelne Geschäftsanteilen mit besonderer Rechten zu verknüpfen.  
 
9. 3.4.4 Gesetzlicher Ausschluß des Stimmrechtes 
 
Gem § 18 Abs 5 darf ein Gesellschafter bei der Beschlußfassung nicht mitstimmen, wenn er durch 
den Beschluß von einer Verpflichtung oder Haftung befreit werden oder ihm auf andere Weise ein 
Vorteil zu Lasten der Gesellschaft zugewendet werden soll. Weiters ist einem Gesellschafter sein 
Stimmrecht entzogen, wenn mit ihm ein Vertrag geschlossen oder gegen ihn ein Prozeß eingeleitet 
werden soll. Namentlich hat der betroffene Gesellschafter bei der Beschlußfassung über die 
Einbringung einer Ausschlußklage kein Stimmrecht (§ 49 Abs 3). 
 
Unter Befreiung von einer Verpflichtung wird wohl jede Art der Verringerung von Verpflichtungen 
gegenüber der Gesellschaft - ohne Rücksicht auf den Rechtsgrund – zu verstehen sein. Der 
betroffene Gesellschafter hat daher auch bei der Gewährung einer Stundung oder bei Verzicht auf 
eine Naturalobligation kein Stimmrecht.73 Als Vorteile zu Lasten der Gesellschaft werden aufgrund 
der Formulierung des § 18 Abs 5 nur solche in Betracht kommen, die nicht aufgrund eines 
Vertrages zugewendet werden sollen (zB wenn einem Gesellschafter eine höhere Dividende 
ausbezahlt werden soll, als ihm nach Gesetz oder Gesellschaftsvertrag zukommen würde).74 Das 
Stimmverbot gilt nicht, wenn durch den Beschluß ein Vorteil allen Gesellschafter gleichermaßen 
zugewendet werden soll.75 
 
Der Begriff „Vertrag“ (szerződés) im § 18 Abs 5 ist mE nach der ratio legis ausdehnend zu 
interpretieren, sodaß darunter nicht bloß der Abschluß des Vertrages selbst, sondern auch dessen 
                                               
72
 AA Koday in Vékás, 5/2.5, 1, die aus der Beseitigung der obligatorischen Regelung für den Fall der 
Stimmengleichheit folgert, daß eine solche Regelung nunmehr nicht zulässig ist (Nach früherer Rechtslage 
war gem § 157 Abs 1 lit c iVm § 187 Abs 1 GesG 1988 eine Regelung für den Fall der Stimmengleichheit 
sogar obligatorischer Inhalt des GmbH-Gesellschaftsvertrages; dazu Komáromi in Sárközy, Kommentar 
GesG 1988, 357). 
73
 Vgl für Österreich zu der ähnlichen Bestimmung des § 39 öGmbH Koppensteiner, § 39 Rz 39. 
74
 Vgl für Österreich Koppensteiner, § 39 Rz 41. 
75
 Besenyei in Miskolczi Bodnár, 139. 
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einvernehmliche Beendigung sowie sämtliche mit dem Vertrag zusammenhängende 
Willenserklärungen der Gesellschaft (zB Aufkündigung eines Dauerschuldverhältnisses, Ausübung 
eines Optionsrechtes, Irrtumsanfechtung) zu subsumieren sind. In gleicher Weise wird wohl der 
Begriff „Prozeßeinleitung“ extensiv  auszulegen sein und nicht nur die Klagseinbringung selbst, 
sondern auch alle weiteren sachlichen Prozeßhandlungen wie insb die Zurücknahme oder die 
Einschränkung der Klage, der Abschluß eines Vergleiches oder die Erhebung eines Rechtsmittels 
umfassen.76 
 
Neben diesen Fällen der Interessenkollision zwischen Gesellschafter und Gesellschaft ordnet das 
GesG in § 143 Abs 2 an, daß die Gesellschaft aufgrund eines eigenen Gesellschaftsanteils kein 
Stimmrecht ausüben kann. 
 
Außer den genannten Tatbeständen enthält das GesG keine allgemeine Bestimmung, die dem 
Gesellschafter die Ausübung des Stimmrechtes bei persönlicher Betroffenheit untersagt.77 Daher 
ist mE der betroffene Gesellschafter bei der Beschlußfassung über der Teilung seines 
Geschäftsanteiles (§ 140 Abs 1), über die Zustimmung zur Veräußerung des vinkulierten 
Geschäftsanteils (§ 137), oder über die Ausübung des Vorkaufsrechtes der Gesellschaft gem 
§ 134 Abs 2 stimmberechtigt. 
 
Der Entzug des Stimmrechts erstreckt sich ausschließlich auf die Stimmabgabe und berührt nicht 
das Recht des betroffenen Gesellschafters, an der Versammlung anwesend zu sein, an der 
Diskussion teilzunehmen und Anträge zu stellen.78 
 
10. 3.4.5 Beschlußfassung, Mehrheitsbestimmungen 
 
Gem § 19 Abs 1 werden Beschlüsse der Gesellschafterversammlung mit mindestens einfacher 
Stimmenmehrheit gefaßt, sofern der Gesellschaftsvertrag oder das Gesetz nichts anderes 
bestimmen. Der Gesellschaftsvertrag kann daher das Erfordernis der einfachen Stimmenmehrheit 
erschweren und zur Beschlußfassung zB stets eine bestimmte qualifizierte Mehrheit oder sogar 
Einstimmigkeit vorsehen.79 
                                               
76
 Vgl für Österreich Koppensteiner, § 39 Rz 42. 
77
 Hingegen wurde nach früherer Rechtslage auch dann ein Stimmverbot angeordnet, wenn die 
Gesellschafter über die genannten Fälle hinaus „auf eine andere Weise betroffen sind“ (§ 187 Abs 2 letzter 
Satz GesG 1988; vgl dazu Komáromi in Sárközy, Kommentar GesG 1988, 404). 
78
 Besenyei in Miskolczi Bodnár, 139. 
79
 ErläutGV zu §§ 18-19; Sárközy in Sárközy, 71. 
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Unklar ist, ob die einfache Stimmenmehrheit aufgrund der Stimmen aller anwesenden 
Gesellschafter oder bloß aufgrund der abgegebenen Stimmen zu ermitteln ist.80 Auch die 
Materialien geben zu dieser Frage keine Auskunft. Im ersten Fall müssen die „Pro“-Stimmen nicht 
nur die Gegenstimmen, sondern auch die Stimmenthaltungen und ungültigen Stimmen übertreffen, 
während nach der anderen Methode Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen außer Betracht 
bleiben. Nach Sárközy ist zur Beschlußfassung die einfache Mehrheit aller anwesenden Stimmen 
notwendig, sodaß eine Stimmenthaltung im wesentlichen als Gegenstimme gilt.81 Diese 
Auffassung ist mE verfehlt, da damit dem stimmenthaltenden Gesellschafter ein Wille unterstellt 
wird, der nicht in seinem Sinn ist: Durch die Stimmenthaltung gibt der Gesellschafter zu erkennen, 
an der Beschlußfassung nicht teilnehmen zu wollen und die Entscheidung den übrigen 
Gesellschaftern zu überlassen. Wer keine Stimme abgibt, stimmt eben nicht gegen den Vorschlag, 
sondern verhält sich neutral und will das Abstimmungsergebnis nicht beeinflussen. Es ist nicht 
einzusehen, wieso die bloße Anwesenheit eines sich an der Entscheidung nicht beteiligenden 
Gesellschafters an der Gesellschafterversammlung das Zustandekommen eines Beschlusses 
erschweren soll. Folgt man der Ansicht, daß die Beschlußmehrheit aufgrund aller anwesenden 
Stimmen zu ermitteln ist, müßte ein Gesellschafter, der die Beschlußfassung tatsächlich nicht 
beeinflussen will, sich vom Versammlungsort für die Dauer der Abstimmung entfernen, anstatt mit 
einer Stimmenthaltung zu votieren. Denn nur durch seine Abwesenheit verhindert er, daß die von 
ihm vertretenen Stimmen bei der Abstimmung berücksichtigt werden, andernfalls diese der Zahl 
der anwesenden Stimmen zugerechnet würden (dadurch könnte allerdings das zur 
Beschlußfähigkeit notwendige Präsenzquorum unterschritten werden). 
 
Richtigerweise sind daher Stimmenthaltungen so auszulegen, daß sie nicht als „Stimmen“ gelten,82 
und demzufolge bei der Ermittlung des Beschlußergebnisses außer Betracht bleiben. Dasselbe gilt 
für ungültige Stimmen. Die Gesellschafter können jedoch im Gesellschaftsvertrag bestimmen, daß 
die Beschlußmehrheit aufgrund der anwesenden Stimmen zu ermitteln ist, da nach § 19 Abs 1 das 
Erschweren des Mehrheitserfordernisses zulässig ist. 
 
11. 3.4.6 Qualifizierte Beschlußmehrheiten 
 
                                               
80
 Vgl hingegen § 186 Abs 1 GesG 1988, wonach Gesellschafterbeschlüsse mit einfacher Mehrheit der 
anwesenden Gesellschafter gefaßt wurden (zur früheren Rechtslage Komáromi in Sárközy, Kommentar 
GesG 1988, 402). 
81
 Sárközy, Aktiengesellschaft, 139. 
82
 Besenyei in Miskolczi Bodnár, 141. 
28 
Das Gesetz schreibt in einigen Fällen zwingend eine höhere als die einfache Stimmenmehrheit 
vor, indem für bestimmte Entscheidungen eine Dreiviertelmehrheit oder Einstimmigkeit vorgesehen 
ist.  
 
Folgende Gegenstände bedürfen zur Beschlußfassung einer Dreiviertelmehrheit: 
 
Beschluß über eine Abänderung des Gesellschaftsvertrages, einschließlich der Erhöhung oder 
Herabsetzung des Stammkapitals (§ 159 Abs 1), ausgenommen jedoch die Änderung des Sitzes, 
der Niederlassung oder der Zweigniederlassung oder des Unternehmensgegenstandes (§ 20 
Abs 2); 
 
Beschluß über die Auflösung der Gesellschaft (§ 53 Abs 1 lit b iVm § 168); 
 
Beschluß über die Umgründung der Gesellschaft (§§ 53 Abs 1 lit c iVm 168); 
 
Beschluß über den Erwerb eines eigenen Geschäftsanteiles (§ 143 Abs 1); 
 
Beschluß über die Genehmigung eines durch den Aufsichtsrat abgelehnten 
zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäftes (§ 33 Abs 3); 
 
a) Beschluß über die Abberufung eines Geschäftsführers (§ 158 Abs 1); 
 
Beschluß über die Einbringung der Ausschlußklage gegen einen Gesellschafter (§ 49 Abs 3). 
 
Das Gesetz enthält keine ausdrückliche Ermächtigung, daß der Gesellschaftsvertrag von der 
gesetzlichen Mehrheitsbestimmung abweichen kann. Aufgrund des zwingenden Charakters des 
GesG ist eine Herabsetzung dieser qualifizierten Mehrheiten jedenfalls unzulässig. Eine Erhöhung 
der gesetzlichen Beschlußmehrheiten durch den Gesellschaftsvertrag ist in den oben genannten 
Fällen a) bis f) jedenfalls erlaubt, da nach dem Gesetzeswortlaut die Dreiviertelmehrheit bloß als 
Untergrenze für die Beschlußfassung vorgeschrieben ist (arg „mindestens“ - legalább). 
 
Im Fall des § 49 Abs 3 über die Einleitung des Ausschlußverfahrens (oben g) fehlt im Gesetzes-
wortlaut hingegen der Zusatz „mindestens“, sodaß fraglich ist, ob diese Mehrheitsbestimmung 
absolut zwingend, und dadurch eine Erhöhung des Konsensquorums verboten ist. Die Materialien 
äußern sich dazu nicht, ob für den Beschluß über die Ausschlußklage etwas anderes gelten soll. 
Es bestehen daher keine Anhaltspunkte dafür, daß der Gesetzgeber von der allgemeinen 
Regelung abweichen und mit § 49 Abs 3 eine Ausnahme schaffen wollte. ME folgt aus den 
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Wertungen des Gesetzes, welche eine Verstärkung der Minderheitsrechte regelmäßig zulassen, 
daß gesetzlich vorgeschriebene Beschlußmehrheiten grundsätzlich durch den 
Gesellschaftsvertrag erhöht werden können.83 Sperrminoritäten sind im Ergebnis nichts anderes 
als negativ formulierte Minderheitsrechte, sodaß die Zulässigkeit der Erhöhung der 
Dreiviertelmehrheit auch mit einer analogen Anwendung des § 51 begründet werden kann. ME ist 
daher die Festlegung strengerer Mehrheitserfordernissen in allen Fällen zulässig. Die 
Gesellschafter könnten daher auch im Falle des § 49 Abs 3 Einstimmigkeit vorsehen. Dem 
auszuschließenden Gesellschafter wird dadurch kein Vetorecht eingeräumt, da er bei der 
Abstimmung ohnedies nicht stimmberechtigt ist.84 
 
Eine einstimmige Beschlußfassung ist nach dem Gesetz für folgende Angelegenheiten 
erforderlich: 
 
a) Zulassung der Behandlung von Angelegenheiten, die nicht auf der Tagesordnung aus-
geschrieben wurden, sofern alle Gesellschafter anwesend sind (§ 18 Abs 3); 
 
Erhöhung der im Gesellschaftsvertrag festgehaltenen Pflichten oder Festlegung neuer Pflichten 
der Gesellschafter (§ 160 erster Fall); 
 
Schmälerung von Sonderrechten einzelner Gesellschafter (§ 160 zweiter Fall). 
 
1.5. 3.5 Protokoll, Beschlußbuch 
 
Gem § 155 Abs 1 hat der Geschäftsführer über die Gesellschafterversammlung ein Protokoll zu 
verfassen. Obgleich § 22 Abs 3 den Geschäftsführer verpflichtet, seine Aufgabe persönlich 
wahrzunehmen, und eine Vertretung untersagt, ist der Geschäftsführer mE nicht verpflichtet, das 
Protokoll eigenhändig zu schreiben: Nach dem Zweck der Vorschrift kann sich der Geschäftsführer 
wohl Schreibkräften als Gehilfen bedienen, solange er darauf Einfluß nimmt, daß das Protokoll 
richtig und vollständig errichtet wird.  
 
Das Protokoll muß gem § 155 Abs 1 enthalten 
 
den Ort und den Zeitpunkt der Gesellschafterversammlung; 
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 ErläutGV zu §§ 18-19. 
84
 § 49 Abs 3 Satz 3. 
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die Anwesenden und die Höhe des durch sie vertretenden Stimmrechtes; 
 
alle wichtigen Ereignisse und Erklärungen sowie 
 
die Beschlüsse und die Anzahl der dafür abgegebenen Stimmen und Gegenstimmen, bzw. die 
Stimmenthaltungen oder die Personen, die an der Abstimmung nicht teilnehmen.  
 
Das Protokoll ist vom Geschäftsführer und von einem dazu gewählten Gesellschafter (dem sog 
„Protokollbeglaubiger“) zu unterfertigen. Eine Beurkundung des Protokolls durch einen Notar, 
Rechtsanwalt oder Justitiar ist durch das GesG nicht vorgeschrieben. Die Wirksamkeit gefaßter 
Beschlüsse ist von ihrer ordnungsgemäßen Protokollierung nicht abhängig.85 
 
Neben dem Protokoll hat der Geschäftsführer über die durch die Gesellschafterversammlung 
gefaßten Beschlüsse ein fortlaufendes Register (sog „Beschlußbuch“) zu führen, in das die 
Beschlüsse unverzüglich nach ihrer Fassung aufzunehmen sind (§ 155 Abs 3). Durch das 
Beschlußbuch soll den an der Gesellschafterversammlung nicht teilnehmenden Gesellschaftern 
ermöglicht werden, Kenntnis von den in der Versammlung gefaßten Beschlüssen zu erlangen.86 Im 
Unterschied zur früheren Rechtslage87 wirkt die Eintragung im Beschlußbuch bloß deklarativ.88 
Daher können die Geschäftsführer die Wirksamkeit gefällter Beschlüsse durch Unterlassung ihrer 
Eintragung nicht beeinflussen. Wird eine Entscheidung im Beschlußbuch und/oder im Protokoll 
nicht, unrichtig oder unvollständig festgehalten, kann deren Inhalt mE durch einen Feststellungs-
prozeß geklärt werden.89 
 
Gem § 155 Abs 4 kann jeder Gesellschafter in das Protokoll und das Beschlußbuch Einsicht 
nehmen und von den darin enthaltenen Aufzeichnungen eine durch einen Geschäftsführer 
beglaubigte Abschrift verlangen. Eine Zusendung einer Mitteilung über die in der Versammlung 
gefaßten Beschlüsse oder einer Abschrift des Protokolls an die Gesellschafter ist durch das GesG 
nicht vorgeschrieben.  
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 OG Cgf. II 30003/1993/3. 
86
 ErläutGV zu §§ 153-155; Komáromi in Sárközy, 281; derselbe in Sárközy, Kleinunternehmen, 94. 
87
 Gem § 194 Abs 1 letzter Satz GesG 1988 wurden Beschlüsse der Gesellschafterversammlung erst nach 
Eintragung in das Beschlußbuch und Beglaubigung eines Gesellschafters wirksam; vgl dazu Komáromi in 
Sárközy, Kommentar GesG 1988, 411. 
88
 Koday in Vékás, 5/5.3,1; aA Fazekas in Miskolczi Bodnár, 367, die an der konstitutiven Wirkung der 
Eintragung festhält. 
89
 Vgl für Österreich Koppensteiner § 34 Rz 17. 
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1.6. 3.6 Haftung für Beschlüsse der 
Gesellschafterversammlung 
 
Gesellschafter, die einen Beschluß gefaßt haben, von dem sie wußten oder bei zu erwartender 
Sorgfalt hätten wissen müssen, daß der Beschluß offensichtlich wesentliche Interessen der 
Gesellschaft verletzt, haften unbeschränkt und solidarisch für den daraus entstehenden Schaden 
(§ 19 Abs 2). Das in dieser Haftungsbestimmung enthaltende Tatbestandsmerkmal „wesentliche 
Interessen der Gesellschaft“ ist im GesG nicht definiert. Die Auffassung von Komáromi, daß das 
wichtigste Interesse einer Gesellschaft die Erzielung eines möglichst hohen Gewinnes ist,90 ist 
wohl in dieser Allgemeinheit verfehlt, da das Gesetz auch die Gründung von Gesellschaften zu 
ideellen Zwecken zuläßt.91 Ob wesentliche Interessen der Gesellschaft verletzt wurden, wird wohl 
nur im Einzelfall (zB anhand des Zwecks der Gesellschaft) zu beurteilen sein, wobei als 
Interpretationshilfe der konkrete Unternehmensgegenstand herangezogen werden kann. 
 
Die Haftung besteht nur der Gesellschaft gegenüber. Voraussetzung der Ersatzpflicht ist, daß ein 
vorsätzliches oder fahrlässiges Verhalten gesetzt wurde und bereits zum Zeitpunkt der Beschluß-
fassung die Interessenverletzung eindeutig erkennbar war. Bei der Beurteilung des Verhaltens des 
Betroffenen ist der allgemeine Sorgfaltsmaßstab des bürgerlichen Rechtes anzuwenden.92 
 
Der Eintritt der Haftpflicht setzt voraus, daß die Gesellschaft einen Schaden erlitten hat, der durch 
das Abstimmungsverhalten des Gesellschafters verursacht wurde. Eine Schadenersatzpflicht 
kommt daher nicht in Betracht, wenn eine Abstimmung überhaupt nicht stattgefunden hat, weil ein 
Gesellschafter trotz Kenntnis maßgeblicher Umstände den notwendigen Antrag für einen 
bedeutenden Beschluß nicht gestellt hatte. Ein derartiges Verhalten könnte jedoch uU den 
Ausschluß aus der Gesellschaft begründen.93 
 
§ 19 Abs 2 bezieht sich auf „gefaßte“ Beschlüsse. Fraglich ist, ob eine Haftung der Gesellschafter 
auch durch Ablehnung eines Antrages in Betracht kommen kann. Richtigerweise wird eine 
Schadenersatzpflicht auch durch Abgabe von Gegenstimmen begründet werden können, wenn 
durch die Ablehnung des Antrages wesentliche Interessen der Gesellschaft verletzt werden.94 
                                               
90
 Komáromi in Sárközy, Kommentar GesG 1988, 405. 
91
 Zu der Möglichkeit der Gründung von Wirtschaftsgesellschaften für gemeinnützige Zwecke bzw. zur 
Erledigung öffentlicher Aufgaben, Fabó, Miskolczi Bodnár, 93; vgl Sárközy in Sárközy, 30. 
92
 Sárközy in Sárközy, 71. 
93
 Besenyei in Miskolczi Bodnár, 140. 
94
 Besenyei in Miskolczi Bodnár, 141. 
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Denn auch die Ablehnung eines Antrages ist eine Sachentscheidung der Gesellschafter, nämlich 
mit dem Inhalt, daß die vorgeschlagene Änderung nicht eintreten und der bestehende Zustand 
unverändert aufrecht erhalten werden soll. Hingegen kann derjenige, der sich der Stimme 
enthalten hat, nicht zur Haftung herangezogen werden, da die Stimmenthaltung das 
Abstimmungsergebnis nicht beeinflußt.95 
 
Der Anspruch der Gesellschaft ist durch Klage gegen den Gesellschafter durchzusetzen. Der 
betroffene Gesellschafter ist bei der Beschlußfassung über die Klagseinbringung nicht 
stimmberechtigt (§ 18 Abs 5). Lehnt die Gesellschafterversammlung die Geltendmachung des 
Schadenersatzanspruchs ab, kann eine Minderheit von Gesellschaftern, die zusammen ein 
Zehntel der Stimmen vertreten, dennoch im Namen der Gesellschaft die Klage einbringen (§ 51 
Abs 5). 
 
1.7. 3.7 Ungültigkeit von Beschlüssen 
 
12. 3.7.1 Anfechtungsklage 
 
Jeder Gesellschafter kann die gerichtliche Überprüfung von Beschlüssen von Organen der 
Gesellschaft beantragen, wenn der Beschluß gegen das GesG oder andere Gesetze oder gegen 
den Gesellschaftsvertrag verstößt (§ 47 Abs 1). Das Anfechtungsrecht besteht daher nach der 
allgemeinen gesetzlichen Regelung nicht nur gegen Entscheidungen der Gesellschafter-
versammlung, sondern auch gegen Beschlüsse anderer Organe.96 Neben der 
Gesellschafterversammlung werden Entscheidungen nur vom Aufsichtsrat in Beschlußform 
gefaßt.97 Da die Geschäftsführer jeweils selbständig einschreiten und nicht gemeinsam ein 
Kollegialorgan bilden, welches durch Beschlüsse entscheidet, ist eine gerichtliche Anfechtung von 
Entscheidungen der Geschäftsführung bei der GmbH gesetzlich nicht möglich. 
 
§ 47 Abs 2 räumt auch jedem Geschäftsführer und jedem Aufsichtsratsmitglied eine Befugnis zur 
Einleitung einer gerichtlichen Überprüfung ein. Dieses Anfechtungsrecht besteht ausschließlich 
gegen Entscheidungen des obersten Organs der Gesellschaft, also bei der GmbH gegen 
                                               
95
 Dazu 3.4.5. 
96
 Sárközy in Sárközy, 112. 
97
 Dazu 5.5.2. 
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Beschlüsse der Gesellschafterversammlung (§ 150 Abs 1).98 Obwohl das Gesetz lediglich von 
Beschlüssen der „Gesellschafterversammlung“ spricht, werden darunter wohl auch die im 
schriftlichen Weg gefaßten Beschlüsse der Gesellschafter zu subsumieren sein, da andernfalls ein 
Wertungswiderspruch vorliegen würde. Wird die Klage durch einen Geschäftsführer eingebracht, 
vertritt der Aufsichtsrat die Gesellschaft im Verfahren, sofern eine Vertretung durch einen anderen 
Geschäftsführer nicht möglich ist. Besteht bei der Gesellschaft kein Aufsichtsrat, oder treten alle 
Aufsichtsratsmitglieder dem Prozeß als Kläger bei, hat das Gericht einen Kurator zur Vertretung 
der Gesellschaft zu bestellen (§ 48 Abs 1). 
 
Ein rechtswidriger Beschluß des Aufsichtsrates kann nur durch einen Gesellschafter, nicht jedoch 
durch ein einzelnes Aufsichtsratsmitglied oder einen Geschäftsführer bekämpft werden, da das 
Anfechtungsrecht dieser Personen sich nur auf die von den Gesellschaftern gefaßte Beschlüsse 
erstreckt. 
 
Das Anfechtungsrecht kann rechtswirksam nicht ausgeschlossen werden; jedoch sind jene 
Personen nicht zur Erhebung der Klage berechtigt, die mit ihrer Stimme zu der Beschlußfassung 
beigetragen haben. Dies gilt jedoch nicht, wenn der Betroffene bei der Stimmabgabe einem Irrtum 
unterlegen ist, getäuscht oder in rechtswidriger Weise bedroht wurde (§ 47 Abs 4). Der Ausschluß 
des Klagerechtes erstreckt sich somit auf jene Gesellschafter, die für den anzufechtenden 
Beschluß gestimmt haben. Die Abgabe einer “Contra“-Stimme oder eine formale Protesthandlung 
des Betroffenen gegen die Beschlußfassung, wie etwa die Erhebung eines Widerspruchs, sind zur 
Aufrechterhaltung der Anfechtungsbefugnis nicht notwendig.99 Demnach genügt zur 
Aktivlegitimation, daß sich der anfechtende Gesellschafter bei der Abstimmung der Stimme 
enthalten hat.100 
 
13. 3.7.2 Anfechtungsverfahren 
 
Die Anfechtungsklage ist gegen die Gesellschaft binnen 30 Tagen nach Kenntnisnahme des 
Beschlusses durch den Anfechtungsbefugten bei Gericht bei sonstigem Rechtsverlust 
einzubringen. Das Anfechtungsrecht erlischt jedenfalls nach Ablauf einer objektiven Präklusivfrist 
von 90 Tagen nach der Beschlußfassung, unabhängig davon, ob der Betroffene vom gefaßten 
                                               
98
 Vgl Harsányi in Miskolczi Bodnár, 189. 
99
 Vgl hingegen für Österreich § 41 Abs 2 öGmbHG, wonach die Klagslegitimation grundsätzlich von einen in 
der Gesellschafterversammlung erhobenen Widerspruch des Klägers abhängt. 
100
 Harsányi in Miskolczi Bodnár, 189. 
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Beschluß Kenntnis hatte oder nicht (§ 47 Abs 3).101 Die Einbringung der Klage hat für die 
Wirksamkeit des Beschlusses keine aufschiebende Wirkung. Das Gericht kann jedoch die 
Ausführung des angefochtenen Beschlusses einstweilen untersagen (§ 47 Abs 5). Aus dem 
vorgeschriebenen Anfechtungsverfahren folgt, daß auch rechtswidrig gefaßte Gesellschafter-
beschlüsse zunächst grundsätzlich rechtswirksam sind und erst aufgrund einer fristgerechten 
Anfechtung nach Durchführung eines gerichtlichen Verfahrens außer Kraft gesetzt werden können. 
Die Anfechtungsklage ist daher eine Rechtsgestaltungsklage und keine bloße Feststellungsklage. 
 
Das Gericht hat einen rechtswidrigen Beschluß aufzuheben (§ 48 Abs 2). Die Entscheidung wirkt 
für und gegen alle Gesellschafter, selbst wenn diese nicht Parteien des Verfahrens waren (§ 48 
Abs 3). 
 
14. 3.7.3 Absolut nichtige Beschlüsse 
 
Fraglich ist, ob neben der Kategorie der anfechtbaren Beschlüsse bestimmte mangelhafte 
Beschlüsse auch mit Nichtigkeit bedroht sind. In diesem Fall würden diese Akte aufgrund ihrer 
gravierenden Mangelhaftigkeit unabhängig von einer fristgerechten Anfechtung für jedermann 
unverbindlich sein.102 Das GesG regelt nur anfechtbare Beschlüsse und äußert sich zu der Frage 
der Nichtigkeit nicht. In den vertragsrechtlichen Bestimmungen des BGB wird hingegen die 
Ungültigkeit in Anfechtbarkeit und Nichtigkeit unterschieden (§ 234 f BGB):103 Nichtige Verträge 
sind ipso iure wirkungslos, sodaß sich jedermann jederzeit auf die Ungültigkeit berufen kann. Eine 
besondere Anfechtung ist nicht erforderlich. Anfechtbare Verträge sind hingegen zunächst 
wirksam, können aber in einem bestimmten Verfahren vernichtet werden. Die Unterlassung der 
Anfechtung heilt die Ungültigkeit.104 
 
                                               
101
 Zámbó, Céghírnök 1998/12, 6; Harsányi in Miskolczi Bodnár, 190. 
102
 Vgl zur Unterscheidung zwischen Nichtigkeit und Anfechtbarkeit für Deutschland 
Rowedder/Koppensteiner, Rz 73 f zu § 47; für Österreich Koppensteiner Rz 5 zu § 41; 
Kastner/Doralt/Nowotny, 420 f. 
103
 Dazu Harmathy in Gellért, 647. 
104
 Das ungarische Privatrecht kennt ferner die Kategorie der sog „unwirksamen Verträge“ (hatalytalan 
szerződések; § 203 BGB). Darunter fallen Rechtsgeschäfte eines Schuldners, die für dessen Gläubiger 
benachteiligend sind und von diesen unter bestimmten Voraussetzungen angefochten werden können. Die 
Gläubigeranfechtung hat auf die Gültigkeit des Vertrages keinen Einfluß, sondern bewirkt lediglich, daß der 
anfechtende Gläubiger weiterhin auf den veräußerten Vermögensgegenstand greifen kann (dazu ausführlich 
Benedek in Gellért, 568 ff). 
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ME ist nach den Wertungen des GesG nicht anzunehmen, daß die §§ 47 f die Ungültigkeit von 
Beschlüssen von Organen der Gesellschaft abschließend regeln: Insb kann im Hinblick auf die 
kurze 90-tägige objektive Präklusivfrist nicht davon ausgegangen werden, daß der Gesetzgeber für 
den Fall der Unterlassung der fristgerechten Anfechtung die Heilung sämtlicher fehlerhafter - auch 
gravierend mangelhafter - Rechtsakte der Gesellschafterversammlung eintreten lassen wollte. 
Demnach ist die Anwendung bürgerlich-rechtlicher Rechtsfolgen für nichtige Rechtsgeschäfte im 
Falle bei Gesellschaftsbeschlüssen nicht ausgeschlossen (§ 9 Abs 2).  
 
Nichtig wird ein Gesellschafterbeschluß jedenfalls sein, wenn es bereits an den formalen 
Voraussetzungen für einen Beschluß fehlt, weil dieser weder in der Gesellschafterversammlung 
noch unter Einhaltung der Bedingungen der schriftlichen Beschlußfassung gefaßt wurde.105 Eine 
gravierende Verletzung von Einberufungsvorschriften führt mE ebenfalls zur Nichtigkeit, dies wird 
insb dann der Fall sein, wenn nicht alle Gesellschafter zur der Versammlung eingeladen wurden, 
sofern bei der Beschlußfassung nicht sämtliche Gesellschafter anwesend waren.106 Die bloße 
Verletzung von Fristen oder der Ankündigung von Beschlußgegenständen wird hingegen lediglich 
zur Anfechtbarkeit führen.107 Wird für einen Beschluß unzutreffenderweise eine erforderliche 
qualifizierte Mehrheit festgestellt, obwohl nur die einfache Stimmenmehrheit erreicht wurde, wird 
dieser aus Gründen der Rechtssicherheit bloß anfechtbar sein. Entfällt auf einen Beschluß jedoch 
überhaupt nur eine Stimmenminderheit und wurde die Mehrheit zu Unrecht festgestellt, ist mE der 
Beschluß nichtig, da bei Überwiegen der Gegenstimmen in Wahrheit kein Beschluß der 
Gesellschafter vorliegt.108  
 
Auch Inhaltsmängel können mE zur Nichtigkeit des Beschlusses führen, wenn sie im Sinne des 
§ 200 Abs 2 BGB gegen ein gesetzliches Verbot oder gegen die guten Sitten verstoßen.109 Die 
Nichtigkeit ist nach ungarischem bürgerlichem Recht nicht durch den Schutzzweck der Vorschrift 
begrenzt, sodaß jeder Verstoß gegen eine zwingende gesetzliche Vorschrift die Nichtigkeit 
begründet.110 Dies ist beispielsweise dann der Fall, wenn durch den Beschluß das Stammkapital 
                                               
105
 Vgl für Österreich Koppensteiner, § 41 Rz 8. 
106
 Vgl für Deutschland Rowedder/Koppensteiner, § 47 Rz 81; ebenso Scholz/K. Schmidt, GmbHG § 45 
Rz 64. 
107
 Vgl für Deutschland Lutter/Hommelhoff, Anh § 47 Rz 12. 
108
 AA für Deutschland offenbar Lutter/Hommelhoff, Anh § 47 Rz 6, demgemäß die unrichtige Feststellung 
der erforderlichen Mehrheit in allen Fällen lediglich Anfechtbarkeit begründet. 
109
 Vgl für Österreich Gellis, Kommentar zum GmbH-Gesetz, § 41 Rz 5, demnach ein Beschluß nichtig ist, 
wenn er im Inhalt gegen zwingendes Recht verstößt. 
110
 Vgl Benedek in Gellért, 553; vgl hingegen für Österreich Koziol/Welser I 158, wo Rechtsgeschäfte trotz 
gesetzlichen Verbotes gültig sind, wenn das Verbot nicht den Inhalt, sondern nur Art, Ort und Zeit des 
Abschlusses betrifft, oder sich nur an einen der beiden Vertragspartner richtet. 
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unter das gesetzliche Mindestkapital gesenkt werden soll oder eine verbotene Rückzahlung der 
Vermögenseinlagen der Gesellschafter erfolgen soll. Eine Heilung von gesetzwidrigen 
Beschlüssen durch Unterlassung der Anfechtung kann wegen des relativ weiten 
Anwendungsbereichs der Nichtigkeit nur bei Verstößen gegen dispositive Bestimmungen in 
Betracht kommen.  
 
Da nichtige Beschlüsse für jedermann unwirksam sind, kann die Nichtigkeit jederzeit auch einrede-
weise geltend gemacht werden. Darüber hinaus ist auch ohne zeitliche Beschränkung die Geltend-
machung durch Feststellungsklage zulässig.111 
 
1.8. 3.8 Schriftliche Beschlußfassung 
 
Die Gesellschafter können auch ohne Abhaltung einer Generalversammlung im schriftlichen Wege 
Beschlüsse fassen. Gegenstand der schriftlichen Beschlußfassung können mit Ausnahme der An-
nahme des Jahresabschlusses und der Gewinnverteilung sämtliche der 
Gesellschafterversammlung zugewiesenen Sachbereiche sein (§ 154 Abs 1). Darunter fallen auch 
fundamentale Angelegenheiten wie zB die Abänderung des Gesellschaftsvertrages oder die 
Auflösung oder Umgründung der Gesellschaft.  
 
Der Entwurf des Beschlusses ist zur schriftlichen Stimmabgabe jedem Gesellschafter schriftlich 
unter Setzung einer Frist von acht Tagen zu übermitteln. Diese Frist kann im Gesellschaftsvertrag 
verkürzt werden. Eine Gesellschafterversammlung muß zur Behandlung des vorgeschlagenen 
Entwurfes dennoch abgehalten werden, wenn dies auch nur ein Gesellschafter verlangt. In diesem 
Fall ist die Beschlußfassung im schriftlichen Weg nicht durchführbar, sodaß die Abstimmung nur in 
der Gesellschafterversammlung wiederholt werden kann. Der Beschlußentwurf muß mE auch 
einem Gesellschafter, der in der betreffenden Angelegenheit nicht stimmberechtigt ist, zugestellt 
werden, da der Entzug des Stimmrechtes nicht das Recht beeinträchtigt, die Beratung der 
Angelegenheit in einer Gesellschafterversammlung zu verlangen. 
 
Wird die Einberufung der Gesellschafterversammlung nicht verlangt und die erforderliche 
Stimmenmehrheit erreicht, gilt der Beschluß am Tag nach dem Eintreffen der letzten Stimme als 
gefaßt. Über das Abstimmungsergebnis hat der Geschäftsführer die Gesellschafter innerhalb von 
acht Tagen nach Einlangen der letzten Stimme zu unterrichten. Der gefaßte Beschluß ist mE in 
das Beschlußbuch der Gesellschaft einzutragen.112  
                                               
111
 Vgl für Österreich Kastner/Doralt/Nowotny, 421; Koppensteiner, § 41 Rz 18. 
112
 Dazu 3.5. 
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Das Gesetz regelt im übrigen den Ablauf der schriftlichen Beschlußfassung nicht. Nach dem 
Gesetzeswortlaut bleibt unklar, ob der Antragsteller selbst oder Gesellschaftsorgane, zB die 
Geschäftsführer, das Abstimmungsverfahren abwickeln sollen. Ferner ist nicht geregelt, ob an der 
schriftlichen Beschlußfassung sämtliche Gesellschafter mitwirken müssen.113  
 
Das GesG schließt nicht aus, daß der Gesellschaftsvertrag darüber genauere Regelungen trifft. Im 
übrigen sind mE diese Regelungslücken durch sinngemäße Anwendung der 
Verfahrensbestimmungen über die Einberufung der Gesellschafterversammlung zu schließen 
(§§ 152 f analog): Demnach wird die Einleitung der schriftlichen Beschlußfassung den Geschäfts-
führern durch Übermittlung des Entwurfs obliegen. Diese kann mE in Form eines Umlauf-
beschlusses oder durch Übersendung gesonderter Stimmzettel erfolgen. Mangels ausdrücklicher 
gesetzlicher Anordnung ist die tatsächliche Mitwirkung aller Gesellschafter an der Beschluß-
fassung nicht erforderlich; äußert sich ein Gesellschafter nicht fristgerecht, ist er so zu betrachten, 
als wäre dieser zu der Gesellschafterversammlung nicht erschienen.114 Ist jedoch durch die Anzahl 
jener Gesellschafter, die sich zum Antrag nicht äußern, die Beschlußfähigkeit nicht gegeben, ist 
die schriftliche Beschlußfassung als gescheitert anzusehen.115 
 
Da der Beschluß gem § 154 Abs 2 Satz 2 erst nach Einlangen der letzten Stimme als gefaßt gilt, 
ist für die Beschlußfassung der Ort des Zugangs der Stimme rechtserheblich. Stimmen, die an 
eine falsche Abgabestelle eintreffen, nehmen demnach an der Beschlußfassung nicht teil. Das 
Gesetz ordnet jedoch nicht an, an wen der Zugang der Stimmen zu erfolgen hat. ME ist zu einer 
wirksamen schriftlichen Stimmabgabe nicht erforderlich, daß jede einzelne Stimme allen 
Gesellschaftern zugeht, da dadurch § 154 Abs 2 Satz 3, wonach der Geschäftsführer die 
Gesellschafter über das Abstimmungsergebnis zu informieren hat, überflüssig wäre.116 Der Zugang 
der schriftlichen Stimme bei der Gesellschaft wird wohl genügen.117 
                                               
113
 Vgl für Österreich § 34 Abs 1 öGmbHG, wonach die schriftliche Beschlußfassung voraussetzt, daß dem 
schriftlichen Abstimmungsverfahren sämtliche Gesellschafter zustimmen (dazu Koppensteiner § 34 Rz 19; 
Kostner/Umfahrer Rz 432; Kastner/Doralt/Nowotny, 408). 
114
 Koday in Vékás 5/2.5.2, 1. 
115
 Komáromi in Sárközy, Kommentar GesG 1988, 409. 
116
 Vgl hingegen für Österreich Koppensteiner § 34 Rz 23, wo eine solche Informationspflicht nicht besteht.  
117




1.9. 4.1 Allgemeines 
 
Die GmbH ist als Träger von Rechten und Pflichten rechtsfähig, jedoch als juristische Person nicht 
handlungsfähig. Sie bedarf daher zum Abschluß von Rechtsgeschäften und zur Vornahme von 
Rechtshandlungen Organe, die Geschäftsführung und Vertretung der Gesellschaft 
wahrnehmen.118  
 
Das GesG bezeichnet jene Organe, die die Geschäftsführung einer Wirtschaftsgesellschaft 
ausüben, allgemein als „leitende Amtsträger“ (vezető tisztségviselő): Gem § 21 Abs 2 sind die 
leitenden Amtsträger bei einer GmbH die Geschäftsführer. Die Mitglieder des Aufsichtsrates gelten 
nicht als leitende Amtsträger.119 Die Geschäftsführung der GmbH kann von einem oder mehreren 
Geschäftsführern versehen werden (§ 156).120 Der Geschäftsführer hat seine Aufgaben persönlich 
wahrzunehmen und kann sich nicht vertreten lassen (§ 22 Abs 3). Im Unterschied zu den 
Vorschriften für die „offene“ AG121 ist bei der GmbH die Festlegung der Anzahl der Geschäftsführer 
im Gesellschaftsvertrag nicht vorgeschrieben und kann daher mE überhaupt unterbleiben.122 Der 
Gesellschaftsvertrag kann jedoch eine feste Anzahl oder eine Mindest- und Höchstzahl von 
Geschäftsführern bestimmen. In diesem Fall muß bei Unterschreiten der Mindestanzahl binnen 30 
Tagen eine Gesellschafterversammlung einberufen werden (§ 158 Abs 2).  
 
Die Bestellung des ersten Geschäftsführers ist gem § 123 Abs 1 lit d obligatorischer Inhalt des 
Gesellschaftsvertrages, daher darf eine GmbH ohne Geschäftsführer nicht in das Firmenregister 
eingetragen werden. Fällt der Geschäftsführer nach der Eintragung weg und ist kein Prokurist oder 
eine andere vertretungsbefugte Person vorhanden, ist die GmbH nicht mehr handlungsfähig. In 
diesem Fall ist nicht einmal der Alleingesellschafter einer Einpersonen-GmbH imstande, die 
Gesellschaft zu vertreten.123 
                                               
118
 Vgl für Österreich Koppensteiner, § 15 Rz 5; Kostner/Umfahrer, Rz 176. 
119
 Nochta in Miskolczi Bodnár, 143. 
120
 ErläutGV zu §§ 21-23; Koday in Vékás, 6/2,1; Komáromi in Sárközy, 282; derselbe in Sárközy, 
Kleinunternehmen, 95. 
121
 Dort ist in der Satzung gem § 207 Abs 1 lit d die Anzahl der Vorstandsmitglieder festzulegen. 
122
 AA Komáromi in Sárközy, 284, nach dem die Mindestanzahl der Geschäftsführer geregelt werden muß, 
wenn nach den Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages mehrere Geschäftsführer bestellt werden. 
123
 Fazekas in Miskolczi Bodnár, 368; vgl für Österreich Koppensteiner, § 15 Rz 6. 
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1.10. 4.2 Bestellung, Abberufung, Anstellung 
 
15. 4.2.1 Bestellungsvoraussetzungen 
 
Im Unterschied zu den Personengesellschaften124 können nicht nur Gesellschafter, sondern auch 
außenstehende Personen zum Geschäftsführer der GmbH bestellt werden 
(Fremdgeschäftsführer).125 Anders als nach der früheren Rechtslage kann jedoch nunmehr nur 
eine natürliche Person zum Geschäftsführer ernannt werden (§ 22 Abs 3).126 Das GesG normiert 
ferner in den §§ 23 und 25 negative Voraussetzungen, bei deren Vorliegen eine Person nicht zum 
Geschäftsführer bestellt werden darf. Neben dem GesG können in besonderen Gesetzen weitere 
Bestellungsvoraussetzungen für leitende Amtsträger vorgeschrieben werden.127 
 
Verstößt die Ernennung eines Geschäftsführers gegen gesetzliche Ausschließungsgründe, sind 
sowohl der Rechtsakt der Bestellung selbst, als auch ein allfällig damit verbundener 
abgeschlossener Arbeitsvertrag wegen Gesetzesverstoßes nichtig.128 Die negativen 
Bestellungsvoraussetzungen werden von der Lehre in absolute und relative Ausschließungsgründe 
unterteilt: Bei Vorliegen eines absoluten Ausschließungsgrundes darf die betreffende Person 
selbst bei Zustimmung sämtlicher Gesellschafter nicht zum Geschäftsführer bestellt werden. 
Relative Ausschließungsgründe sind hingegen dispositiv, in diesem Fall kann von der gesetzlichen 
Regelung durch Beschluß der Gesellschafter oder durch eine Ausnahmebestimmung im 
Gesellschaftsvertrag abgewichen werden.129  
 
Von der Übernahme eines Geschäftsführungsmandates sind absolut ausgeschlossen: 
 
                                               
124
 So sind bei der OHG nur die Gesellschafter zur Geschäftsführung und Vertretung berechtigt (§ 86), bei 
der KG ausschließlich die Komplementäre (§ 101 Abs 3 iVm § 102). 
125
 Komáromi in Sárközy, Kleinunternehmen, 95. 
126
 Gem § 28 Abs 3 GesG 1988 konnten auch juristische Personen zu leitenden Amtsträgern bestellt 
werden. In diesem Fall waren die auf den Organwalter bezugnehmenden Vorschriften auf den Vertreter der 
juristischen Person anzuwenden (vgl dazu Sárközy in Sárközy, Kommentar GesG 1988, 138; zur heutigen 
Rechtslage derselbe in Sárközy, 75). 
127
 Vgl Pál, leitende Amtsträger, 21 ff. 
128
 Vgl ErläutGV zu §§ 21 – 23; Pál, leitende Amtsträger, 19. 
129
 Vgl Koday in Vékás, 6/2.1, 1. 
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Personen, die bereits bei drei Wirtschaftsgesellschaften130 leitende Amtsträger sind (§ 22 Abs 1); 
 
Personen, die wegen einer gerichtlich strafbaren Handlung zu einer Freiheitsstrafe verurteilt 
wurden, solange die Vorstrafe nicht getilgt ist (§ 23 Abs 1); 
 
Personen, denen durch gerichtliches Urteil die Ausübung einer bestimmten Tätigkeit verboten 
wurde, sofern die GmbH während der Wirksamkeit des Verbotes die im Urteil angeführte Tätigkeit 
ausübt (§ 23 Abs 2); 
 
Personen, die leitende Amtsträger bei einer Wirtschaftsgesellschaft waren, über die innerhalb der 
letzten drei Jahre das Konkursverfahren eröffnet wurde, sofern sie dieses Amt mindestens ein Jahr 
lang in den beiden der Konkurseröffnung vorangehenden Jahren innehatten; dies gilt jedoch nicht, 
wenn die Bestellung ausdrücklich zur Abwendung des Konkurses erfolgte (§ 23 Abs 3);131 
 
Personen, die leitende Amtsträger bei einer Wirtschaftsgesellschaft waren, die innerhalb der 
letzten zwei Jahre von Amts wegen gelöscht wurde, sofern sie dieses Amt in dem der Löschung 
vorangehenden Jahr innehatten (§ 23 Abs 4). 
 
Personen, die selbst oder deren nahe Angehörigen132 bereits Aufsichtsratsmitglied oder 
Buchprüfer der GmbH sind (§ 25 Abs 3, §  43 Abs 1)133; 
 
Im Falle einer Einpersonen-GmbH: Personen, die leitende Amtsträger einer Wirtschafts-
organisation134 sind, welche Alleingesellschafter der GmbH ist (§ 172 Abs 3). 
                                               
130
 Geschäftsführungs- und Vorstandsmandate bei ausländischen Gesellschaften sind mE nicht zu 
berücksichtigen, da aus der Legaldefinition gem § 2 Abs 1 folgt, daß unter dem Rechtsbegriff „Wirtschafts-
gesellschaften“ ausschließlich die nach dem ungarischen GesG (bzw aufgrund des GesG 1988) 
gegründeten Gesellschaften zu verstehen sind. Verfehlt daher BH 2001/537 (allerdings im Zusammenhang 
mit dem Verbot nach § 4 Abs 4), demnach auch eine ausländische GmbH unter dem Begriff „Wirtschafts-
gesellschaft“ falle. 
131
 Dazu ausführlich Csőke, Céghírnök 1999/3, 5 ff. 
132
 Zum Begriff des nahen Angehörigen FN 27. 
133
 Nach dem Wortlaut dieser Bestimmungen wird lediglich die Bestellung eines leitenden Amtsträger (bzw 
eines Angehörigen) zum Aufsichtsratsmitglied bzw zum Buchprüfer untersagt, nicht jedoch umgekehrt. Nach 
dem Willen des Gesetzgebers ist jedoch von einem generellen Verbot der gleichzeitigen Ausübung dieser 
Funktionen auszugehen (vgl ErläutGV zu §§ 24-25 bzw zu §§ 41-43; vgl auch die Aufzählung der absoluten 
Ausschließungsgründe von Koday in Vékás, 6/2.1, 1 f). 
134
 Der Begriff der Wirtschaftsorganisation (gazdálkodó szervezet) im BGB ist mit dem im öHGB festgelegten 
Begriff des „Kaufmannes“ vergleichbar und umfaßt insb Wirtschaftsgesellschaften, Genossenschaften, 
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Sofern der Gesellschaftsvertrag oder die Gesellschafter durch besonderen Beschluß nichts 
anderes bestimmen, sind ferner von der Übernahme von Geschäftsführungsmandaten 
ausgeschlossen (relative Ausschließungsgründe): 
 
Personen, die an einer Wirtschaftsorganisation beteiligt sind, die eine „identische“ (azonos) 
Tätigkeit135 mit der GmbH ausübt (§ 25 Abs 1 erster Fall); ausgenommen, wenn der 
Beteiligungserwerb durch Erwerb von Aktien an einer offenen AG erfolgte, sowie 
 
Personen, die leitende Amtsträger einer Wirtschaftsorganisation sind, die eine „identische“ 
(azonos) Tätigkeit mit der GmbH ausübt (§ 25 Abs 1 zweiter Fall). 
 
Das GesG enthält keine Bestimmungen darüber, ob die Gesellschafter neben den gesetzlichen 
Bestellungsvoraussetzungen die Ernennung von Geschäftsführern an weitere persönliche Eigens-
chaften knüpfen können. Da das GesG eine solche Regelung nicht ausdrücklich untersagt, können 
mE im Gesellschaftsvertrag für die Übernahme eines Geschäftsführermandates weitere 
Ausschließungsgründe oder besondere Bestellungsvoraussetzungen (zB Mindestalter des 
Betroffenen, Hochschulabschluß, Berufserfahrung) rechtswirksam vorgeschrieben werden. 
Werden solche gesellschaftsvertragliche Bestimmungen bei der Bestellung nicht eingehalten, kann 
die Wahl des Geschäftsführers angefochten werden. 
 
16. 4.2.2 Bestellungsarten 
 
Die Geschäftsführer sind für bestimmte Dauer, höchstens jedoch auf 5 Jahre, zu wählen bzw im 
Gesellschaftsvertrag zu bestellen. Falls die Gesellschafter im Gesellschaftsvertrag über die 
Amtsdauer nichts anderes bestimmen, gelten die Geschäftsführer als auf fünf Jahre bestellt (§ 24 
Abs 1), es sei denn, die GmbH wurde auf eine kürzere Zeit errichtet. Da die Obergrenze von fünf 
Jahren zwingend ist, kann der Gesellschaftsvertrag die Amtsdauer herabsetzen, jedoch nicht 
erhöhen. Nach der früheren Judikatur war eine gesellschaftsvertragliche Bestimmung, die die 
Bestellung von Geschäftsführern auf unbestimmte Dauer vorsieht, nichtig.136 Diese Rechtsansicht 
kann nach Inkrafttreten des GesG nicht mehr aufrecht erhalten werden, weil aufgrund § 24 Abs 1 
Satz 2 der Geschäftsführer grundsätzlich als auf 5 Jahre bestellt gilt, wenn der 
                                                                                                                                                            
Einzelunternehmer, Unternehmen juristischer Personen und staatliche Unternehmen (§ 685 lit c BGB; dazu 
ausführlich Gellért in Gellért, 2131).  
135
 Dazu 4.4.1. 
136
 BH 1991/481. 
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Gesellschaftsvertrag über die Amtsdauer keine Regelung enthält. Die gesetzliche Befristung der 
Länge einer Amtsperiode schließt nicht aus, daß ein Organwalter - auch mehrmals - wiedergewählt 
wird.137 Die zeitliche Obergrenze ist nicht maßgeblich, wenn der Gesellschaftsvertrag gem § 156 
Satz 2 sämtliche Gesellschafter zur Vertretung der GmbH berechtigt.138 
 
Nach dem Wortlaut des Gesetzes ist die Verkürzung der gesetzlichen Obergrenze der Amtsdauer 
nur durch den Gesellschaftsvertrag zulässig, sodaß dazu ein einfacher Gesellschafterbeschluß 
nicht ausreicht. Ohne eine besondere gesellschaftsvertragliche Regelung kann daher ein 
Geschäftsführer nicht ohne weiteres auf eine kürzere Zeit, beispielsweise bloß auf ein Jahr, 
bestellt werden. In diesem Fall gilt aufgrund der gesetzlichen Fiktion des § 24 Abs 1 Satz 2 der 
betreffende Geschäftsführer trotzdem auf fünf Jahre bestellt.139 Der dispositiven Regelung des 
§ 24 Abs 1 steht mE nicht entgegen, daß im Gesellschaftsvertrag eine Bestimmung vorgesehen 
wird, die eine bestimmte Amtsdauer grundsätzlich festlegt, jedoch gleichzeitig die 
Gesellschafterversammlung ermächtigt, im Einzelfall eine kürzere Funktionsperiode bei der 
Bestellung des Geschäftsführers vorzusehen. Der Zeitpunkt der Beendigung der Amtsdauer muß 
jedoch bereits zum Zeitpunkt der Bestellung eindeutig festgelegt sein und darf nicht von einem 
zeitlich unbestimmten Ereignis (zB „bis zur vollständigen Genesung des erkrankten [bisherigen] 
Geschäftsführers“) abhängen.  
 
Die Bestellung zum Geschäftsführer wird erst mit Zustimmung des Betroffenen wirksam.140 In der 
Praxis wird dazu eine sog „Annahmeerklärung“ verwendet, in der der gewählte Geschäftsführer 
neben der Annahme der Bestellung erklärt, daß keine Ausschließungsgründe gegen seine 
Bestellung vorliegen.141 Der bestellte Geschäftsführer ist verpflichtet, innerhalb von 15 Tagen jene 
Wirtschaftsgesellschaften, bei denen er bereits leitender Amtsträger ist, von seiner Bestellung 
schriftlich zu informieren (§ 22 Abs 1 Satz 2). 
 
Das GesG gestattet den Gesellschaftern, in gewissem Rahmen vom gesetzlichen 
Organisationsmodell abzuweichen und die Führungsebene der GmbH personalistischer zu 
gestalten, indem die Stellung des Geschäftsführers von der Gesellschafterposition abhängig 
gemacht wird. Andererseits ist es auch möglich, die unmittelbare Zuständigkeit zur Bestellung der 
Geschäftsführung den Gesellschaftern gänzlich zu entziehen und dem Aufsichtsrat zu übertragen. 
Das Gesetz enthält jedoch für solche Fälle keine weiteren Regelungen, sodaß im Einzelfall das 
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 Sárközy in Sárközy, 79. 
138
 Hagelmayerné/Szegediné Sebestyén, 69 f. 
139
 Vgl Nochta in Miskolczi Bodnár, 149; aA offenbar Koday in Vékás, 6/2.2, 1. 
140
 Nochta in Miskolczi Bodnár, 150. 
141
 Vgl Komáromi/Sárközy, Mustersammlung, 27. 
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Verhältnis der Gesellschaftsorgane zueinander unklar sein kann. Machen die Gesellschafter von 
einer derartigen Möglichkeit Gebrauch, wird es daher ratsam sein, im Gesellschaftsvertrag nicht 
nur die Bestellung der Gesellschaftsorgane selbst zu regeln, sondern auch deren Beziehungen 
zueinander klarzustellen. 
 
Im einzelnen kann die Bestellung von Geschäftsführern auf folgende Arten erfolgen: 
 
a) Bestellung im Gründungsstadium (§ 24 Abs 1 erster Fall); 
 
b) Bestellung durch Gesellschafterbeschluß (§ 24 Abs 2 zweiter Fall); 
 
c) Bestellung durch Beschluß des Aufsichtsrates (§ 33 Abs 1); 
 
d) Bestellung aufgrund der Stellung als Gesellschafter (§ 156 Satz 2; § 172 Abs 2);  
 
e) Bestellung durch Gerichtsbeschluß (§ 16 ff BGB analog). 
 
16.1. 4.2.2.1 Bestellung im Gründungsstadium 
 
Im Gründungsstadium der GmbH können die Geschäftsführer ausschließlich im 
Gesellschaftsvertrag bestellt werden. Die Anführung der ersten Geschäftsführer ist obligatorischer 
Inhalt des Gesellschaftsvertrages (§ 11 lit f, § 19 Abs 3, § 123 Abs 1 lit d). Da zur Gültigkeit des 
Gesellschaftsvertrages die Unterschriften aller Gesellschafter erforderlich sind, können die ersten 
Geschäftsführer nur mit Zustimmung sämtlicher Gesellschafter bestellt werden.142  
 
Nur die ersten Geschäftsführer müssen durch den Gesellschaftsvertrag bestimmt werden. Nach 
Gründung der Gesellschaft ist die Bestellung der Geschäftsführer der Gesellschafterversammlung 
(bzw dem Aufsichtsrat in Falle des § 33) zugewiesen (§ 19 Abs 3).143 
 
16.2. 4.2.2.2 Bestellung durch Gesellschafterbeschluß 
 
Nach der Eintragung der GmbH in das Firmenregister erfolgt die Bestellung der Geschäftsführer 
grundsätzlich durch Beschluß der Gesellschafter. Das Gesetz sieht für die Bestellung - im 
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 Besenyei in Miskolczi Bodnár, 141. 
143
 Sárközy in Sárközy, 72; 
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Unterschied zu der Abberufung - kein besonderes Konsensquorum vor, sodaß die einfache 
Mehrheit der abgegeben Stimmen genügt (§ 19 Abs 1). Der Gesellschaftsvertrag kann ein höheres 
Mehrheitserfordernis festlegen.144 Wenn die Gesellschafterversammlung mit Ablauf der 
Amtsperiode des ersten Geschäftsführers eine andere Person für diese Funktion ernennt, stellt 
sich die Frage, ob mit der Bestellung des neuen Geschäftsführers gleichzeitig eine Abänderung 
des Gesellschaftsvertrages erfolgen muß: Ohne Änderung des Gesellschaftsvertrages würde der 
frühere Organwalter im Vertrag weiterhin als Geschäftsführer aufscheinen, was im Widerspruch 
zum Gesellschafterbeschluß stünde. ME besteht in diesem Fall keine Verpflichtung zur Anpassung 
des Gesellschaftsvertrages, da sich aus § 19 Abs 2 ergibt, daß nach abgeschlossener Gründung 
der GmbH die Bestellung der Geschäftsführer jedenfalls der Gesellschafterversammlung (bzw dem 
Aufsichtsrat) zugewiesen ist, ohne daß diese Verlagerung der Zuständigkeit von einer Anpassung 
des Gesellschaftsvertrages abhängig gemacht wird (arg „im Anschluß daran“ - ezt követően).  
 
Gegen die Notwendigkeit einer Änderung des Gesellschaftsvertrages sprechen auch 
Wertungsgesichtspunkte: Nach dem gesetzlichen Modell genügt zur Bestellung des Geschäfts-
führers die einfache Mehrheit der abgegeben Stimmen in der Gesellschafterversammlung. Ginge 
man davon aus, daß zur rechtswirksamen Bestellung der Geschäftsführer zusätzlich eine 
Anpassung des Gesellschaftsvertrages erforderlich ist, wäre für diesen formalen Rechtsakt eine 
Stimmenmehrheit von drei Viertel der Gesellschafter notwendig (§ 159 Abs 1). Es würde jedoch 
ein Wertungswiderspruch vorliegen, wenn man annähme, daß dem Gesetzgeber einerseits eine 
einfache Stimmenmehrheit der Gesellschafter für die Bestellung des Geschäftsführers ausreicht 
und er andererseits einer Minderheit von über 25 % ermöglicht, die Ernennung durch Versagen der 
Zustimmung zu der notwendigen gesellschaftsvertraglichen Abänderung zu verhindern.  
 
Der formale Widerspruch zwischen der Formulierung im Gesellschaftsvertrag und eines späteren 
Gesellschafterbeschlusses kann dadurch verhindert werden, daß bereits bei Errichtung des 
Gesellschaftsvertrages klargestellt wird, daß die Bestellung der Geschäftsführer nur im 
Zusammenhang mit der Gründung der Gesellschaft erfolgte und für spätere Funktionsperioden 
nicht mehr wirksam ist. Dies könnte beispielsweise dadurch erfolgen, daß die im Vertrag bestellten 
Geschäftsführer auch formal als „erste Geschäftsführer“ bezeichnet werden oder das Ende der 
ersten Amtsperiode der Geschäftsführer datumsmäßig festgehalten wird. Dadurch ist klargestellt, 
daß die Gültigkeit dieser Bestimmung zeitlich begrenzt ist und späteren Bestellungen nicht 
entgegensteht. 
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 Dazu 3.4.6. 
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16.3. 4.2.2.3 Bestellung durch den Aufsichtsrat 
 
Im Gesellschaftsvertrag kann bestimmt werden, daß die Kompetenz zur Bestellung, Abberufung 
und Festlegung der Entlohnung der Geschäftsführer auf den Aufsichtsrat übertragen wird (§ 33 
Abs 1). In diesem Fall verliert die Gesellschafterversammlung das Recht zur unmittelbaren 
Bestellung der Geschäftsführer, sodaß der Aufsichtsrat ausschließlich zuständig wird. Der 
Gesetzgeber wollte mit dieser Ausnahmeregelung in erster Linie ausländischen Investoren 
ermöglichen, die Gesellschaft so zu gestalten, daß der Aufsichtsrat in einem gewissen Maße der 
Geschäftsführung übergeordnet ist. Dabei orientierte man sich an die Bestimmungen des 
deutschen Aktiengesetzes.145 
 
Wird von dieser Zuständigkeitsverlagerung Gebrauch gemacht, erfolgt die Ernennung der 
Geschäftsführer in der Aufsichtsratssitzung, wobei nach der allgemeinen Regel des § 34 Abs 1 die 
einfache Stimmenmehrheit zur Entscheidung erforderlich ist. Über die Bestellung eines 
Geschäftsführers hat der Aufsichtsrat der nächsten Gesellschafterversammlung zu berichten (§ 33 
Abs 2). Das Gesetz trifft keine Regelung darüber, ob der Aufsichtsrat die Gesellschafter über 
Änderungen in der Geschäftsführung in anderer Weise zu informieren hat, wenn eine Gesell-
schafterversammlung nicht in absehbarer Zeit stattfinden wird (zB weil die ordentliche 
Versammlung erst kurz vor der Ernennung des neuen Geschäftsführers abgehalten wurde, 
wodurch die nächste ordentliche Sitzung erst im darauffolgenden Jahr einberufen wird). ME ist die 
Berichtspflicht des Aufsichtsrates extensiv auszulegen, sodaß dieser die Gesellschafter über alle 
Änderungen in der Geschäftsführung in anderer Weise informieren muß, wenn die Gesellschafter 
nicht in absehbarer Zeit146 zusammentreffen. Diese Mitteilung hat schriftlich oder auf eine andere 
nachweisbare Weise zu erfolgen (§ 7 Abs 1).147 Wurde die Änderung in der Geschäftsführung 
wegen eines pflichtwidrigen Verhaltens eines Geschäftsführers veranlaßt, genügt mE ein bloßes 
Informationsschreiben des Aufsichtsrates nicht: In diesem Fall muß aufgrund § 32 Abs 4 jedenfalls 
eine außerordentliche Versammlung einberufen werden. 
 
16.4. 4.2.2.4 Bestellung aufgrund Gesellschafterstellung 
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 Sárközy in Sárközy, 92 f. 
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 Zur Abgrenzung könnte mE die 30-tägige (Einberufungs-)Frist des § 51 Abs 1 analog herangezogen 
werden. 
147
 Vgl 3.3.2. 
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Der Gesellschaftsvertrag kann bestimmen, daß sämtliche Gesellschafter zur Geschäftsführung 
und Vertretung der GmbH berechtigt sind; in diesem Fall sind die Gesellschafter als 
Geschäftsführer zu betrachten (§ 156 Satz 2).148 Die allgemeine zeitliche Höchstdauer der 
Funktionsperiode von fünf Jahren ist in diesem Fall nicht maßgeblich.149 Aus dem 
Gesetzeswortlaut folgt, daß sich die Berechtigung auf alle Gesellschafter in gleichem Maße zu 
erstrecken hat (arg „sämtliche Gesellschafter“- valamennyi tag). Daher ist mE nicht zulässig, daß 
nur bestimmte Gesellschafter durch den Gesellschaftsvertrag zu ständigen Geschäftsführern 
bestellt werden und den übrigen keine Geschäftsführungsbefugnis eingeräumt wird. 
 
Sieht der Gesellschaftsvertrag eine Klausel nach § 156 Satz 2 vor, ist die Stellung des 
Geschäftsführers mit der Gesellschafterposition ohne Befristung untrennbar verbunden; ein 
gesonderter Rechtsakt für die Bestellung bzw Wiederbestellung zur Geschäftsführung ist daher 
nicht erforderlich. Im Zuge einer Übertragung des Geschäftsanteils erwirbt der neue Gesellschafter 
ipso iure die Geschäftsführerstellung. Da im Zuge einer Geschäftsanteilsübertragung der neue 
Gesellschafter ohnedies urkundlich erklären muß, die Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages 
als verbindlich anzuerkennen (§ 138 Abs 3), wird eine besondere Annahmeerklärung des neuen 
Gesellschafters für die Übernahme der Geschäftsführerstellung entbehrlich sein. Mit dem Wegfall 
der Gesellschafterposition erlischt die Stellung als Geschäftsführer ipso iure. Die Abberufung eines 
Gesellschafter-Geschäftsführers durch die Gesellschafterversammlung ist mE nicht möglich, eine 
Entfernung aus der Geschäftsführerposition gegen den Willen des Betroffenen ist daher nur durch 
Ausschluß aus der Gesellschaft möglich. 
 
Das GesG enthält keine Vorschrift, ob die Gesellschafterversammlung neben den Gesellschafter-
Geschäftsführern auch weitere Geschäftsführer bestellen darf. Nach Sárközy bewirkt eine spätere 
Bestellung von Geschäftsführern durch Gesellschafterbeschluß den Ausschluß der Vertretungs-
befugnis der Gesellschafter-Geschäftsführer.150 Diese Rechtsfolge ist aus dem Gesetz nicht 
ableitbar. Mangels gesetzlicher Regelung kann mE der Gesellschaftsvertrag neben den 
Gesellschafter-Geschäftsführern zusätzlich die Bestellung von Fremdgeschäftsführern gestatten. 
Enthält hingegen der Gesellschaftsvertrag darüber keine ausdrückliche Regelung, wird eine 
Klausel nach § 156 Satz 2 idR wohl so auszulegen sein, daß die Gesellschafter die Gesellschaft 
personalistisch gestalten wollten und außerhalb der Gesellschaft stehende Dritte nicht in die 
Führungsebene gelangen sollen.151 Eine Klarstellung im Gesellschaftsvertrag wird ratsam sein. 
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 Vgl für die Einpersonen-GmbH § 172 Abs 2. 
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 Hagelmayerné/Szegediné Sebestyén, 69 f. 
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 Sárközy in Sárközy, 282. 
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 Vgl für Österreich Koppensteiner § 15 Rz 8. 
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Ist jedoch ein Gesellschafter von der Geschäftsführung ex lege absolut ausgeschlossen,152 kommt 
eine gesellschaftsvertragliche Klausel nach § 156 Satz 2 nicht in Betracht, da diese nur sämtliche 
Gesellschafter gleichermaßen berechtigen darf. Hat der Gesellschaftsvertrag daher sämtliche 
Gesellschafter zur Geschäftsführung und Vertretung befugt, und wird ein Geschäftsanteil später 
auf eine von der Geschäftsführung ausgeschlossene Person übertragen, wird gleichzeitig eine 
Änderung des Gesellschaftsvertrages nötig sein, welche eine qualifizierte Stimmenmehrheit 
voraussetzt. Aus diesem Grund wird es ratsam sein, im Falle einer Klausel nach § 156 Satz 2 
gleichzeitig die Gültigkeit der Übertragung der Geschäftsanteile von der Zustimmung der Gesell-
schafterversammlung abhängig zu machen. Falls die erforderliche Änderung des 
Gesellschaftsvertrages scheitert, könnte die Gesellschafterversammlung die Geschäftsanteil-
sübertragung untersagen. Damit könnten allfällige Probleme im Zusammenhang mit der 
Willensbildung vermieden werden.  
 
ME ist die Bestellung der Gesellschafter zu Geschäftsführern aufgrund § 156 Satz 2 aus-
geschlossen, sobald auch nur ein Gesellschafter der GmbH eine juristische Person ist. Gem § 22 
Abs 3 können nämlich nur natürliche Personen zu leitenden Amtsträgern bestellt werden, welche 
ihre Aufgabe persönlich wahrzunehmen haben. Eine juristische Person kann daher auch im Wege 
der Bestellung nach § 156 nicht zur Geschäftsführung und Vertretung berechtigt werden. Dafür 
spricht auch § 172 Abs 2, wonach bei einer Einpersonengesellschaft die Übertragung der 
Geschäftsführung und Vertretung an den Alleingesellschafter voraussetzt, daß dieser eine 
natürliche Person ist.  
 
16.5. 4.2.2.5 Bestellung durch Gerichtsbeschluß 
 
Falls die Gesellschaft keinen Geschäftsführer hat, ist auf Antrag eines Gesellschafters oder eines 
Gläubigers eine Gesellschafterversammlung vom Firmengericht einzuberufen (§ 158 Abs 3), in der 
die Bestellung des oder der Geschäftsführer erfolgen muß.153 Im Unterschied zur früheren 
Rechtslage sind sonstige Personen, die ein rechtliches Interesse an der Bestellung haben, nicht 
zur Antragstellung legitimiert.154 Komáromi vertritt die Meinung, daß die Einberufung durch das 
Gericht wegen Vakanz der Geschäftsführung nur bei solchen Gesellschaften zum Tragen kommt, 
bei denen weder Aufsichtsrat noch Buchprüfer vorhanden sind, weil in diesen Fällen diese Organe 
zur Einberufung der Gesellschafterversammlung verpflichtet sind.155 Diese Rechtsansicht ist mE 
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 Dazu 4.2.1. 
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 Fazekas in Miskolczi Bodnár, 371. 
154
 § 206 Abs 2 GesG 1988; vgl dazu Komáromi in Sárközy, Kommentar GesG 1988, 422 f. 
155
 So Komáromi in Sárközy, 285; derselbe in Sárközy, Kleinunternehmen 97. 
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verfehlt. Eine derartige Einschränkung läßt sich weder aus dem Gesetzeswortlaut noch aus den 
Materialien ableiten. Ferner wird übersehen, daß nach neuer Rechtslage dem Buchprüfer 
jedenfalls kein selbständiges Einberufungsrecht eingeräumt wird. Darüber hinaus wäre auch nicht 
einzusehen, weshalb Gesellschaftsgläubigern, die ein rechtliches Interesse am Vorhandensein 
eines passiv Vertretungsberechtigen der Gesellschaft haben (zB zur Vornahme einer Aufrechnung 
oder zur gerichtlichen Geltendmachung einer Forderung gegen die Gesellschaft), vom Aufsichtsrat 
der GmbH abhängig sein sollen, welcher primär die Interessen der Gesellschaft zu verfolgen hat. 
Die obligatorische Einberufung der Versammlung durch den Aufsichtsrat gem § 32 Abs 4 umfaßt 
im übrigen nur jene Fälle, in denen die Geschäftsführung gesetzliche Vorschriften, den Gesell-
schaftsvertrag oder die Interessen der Gesellschaft oder ihrer Gesellschafter verletzt und setzt 
demnach ein pflichtwidriges Verhalten der Geschäftsführer voraus. Ein pflichtwidriges Verhalten 
der Geschäftsführung ist jedoch gerade in den Fällen ihrer Vakanz denkunmöglich. Eine analoge 
Anwendung dieser Bestimmung kommt nicht in Betracht, da § 32 Abs 4 ausschließlich die 
Kontrolle der Geschäftsführung bezweckt.156 Es existiert im GesG keine allgemeine Verpflichtung 
des Aufsichtsrates, die Gesellschafterversammlung einzuberufen, wenn es das Wohl der 
Gesellschaft erfordert.157 Die Möglichkeit der Einberufung der Gesellschafterversammlung durch 
das Gericht zwecks Bestellung vakanter Geschäftsführer wird daher durch das Vorhandensein 
eines Aufsichtsrates bzw eines Buchprüfers nicht ausgeschlossen. 
 
Unklar ist, welche Rechtsfolgen eintreten, falls trotz Einberufung der Gesellschafterversammlung 
die Bestellung eines Geschäftsführers nicht gelingt (zB weil die erforderliche Stimmenmehrheit 
nicht erreicht wird oder die Gesellschafterversammlung trotz wiederholter Einberufung nicht 
beschlußfähig ist) und deshalb der GmbH nach wie vor der Geschäftsführer fehlt. Das Institut 
eines Notgeschäftsführers ist im GesG nicht vorgesehen. Sofern bei der Gesellschaft kein 
Prokurist oder anderer Vertretungsberechtiger vorhanden ist, ist die Gesellschaft nicht 
handlungsfähig. 
 
Da in solch einem Fall die Gesellschaft den gesetzlichen Organisationsvorschriften nicht 
entspricht, kann gem § 50 Abs 1 lit d FirmenG das firmengerichtliche Aufsichtsverfahren eingeleitet 
werden. In diesem Verfahren kann das Firmengericht entweder die GmbH zur Wiederherstellung 
des gesetzmäßigen Zustandes auffordern, eine Geldstrafe verhängen, der GmbH die Bestellung 
eines Geschäftsführers auftragen, die Gesellschafterversammlung (nochmals) einberufen oder die 
Aufschiebung (Sistierung) der unternehmerischen Tätigkeit der GmbH anordnen. Sofern trotz 
Anwendung dieser Mittel der gesetzmäßige Zustand nicht hergestellt wird, hat das Gericht als 
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 Vgl ErläutGV zu §§ 31-33. 
157
 Vgl hingegen für Österreich § 30 j Abs 4 öGmbHG (dazu Koppensteiner § 30 j Rz 26; 
Kastner/Doralt/Nowotny 409). 
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letztes Mittel die Auflösung der Gesellschaft zu verfügen (§ 54 FirmenG). Das Aufsichtsverfahren 
kann daher letztlich zur Auflösung der GmbH führen; die Bestellung eines Vertreters durch das 
Gericht ist in diesem Verfahren nicht vorgesehen. 
 
Die Rechtsfolge für die andauernde Handlungsunfähigkeit der GmbH wäre demnach letztlich nur 
die zwangsweise Beendigung der Gesellschaft, was jedoch mE der Absicht des Gesetzgebers 
widerspricht, der mit dem GesG ua die Steigerung der Ertragsfähigkeit der Volkswirtschaft und die 
Stärkung von Unternehmen bezweckte.158 Insb im Hinblick darauf, daß die Liquidation eines 
Unternehmens regelmäßig mit der Vernichtung von Kapital und Arbeitsplätzen einhergeht, ist nach 
den Wertungen des Gesetzes anzunehmen, daß das Fehlen von Regelungen für den Fall der 
Handlungsunfähigkeit der GmbH vom Gesetzgeber nicht gewollt ist, sondern vielmehr eine 
Rechtslücke vorliegt.  
 
Als Lösungsansatz für die Beseitigung des Vertretermangels könnte mE eine analoge Anwendung 
der Bestimmungen des bürgerlichen Rechtes über die Kuratel in Betracht kommen: Nach § 16 
BGB ist eine Person vom Gericht unter Vormundschaft zu stellen, wenn ihr die zur Führung ihrer 
Geschäfte notwendige Einsichtsfähigkeit wegen ihres Geisteszustandes oder einer geistigen 
Behinderung vollkommen und andauernd fehlt. In diesem Fall werden Geschäfte durch einen 
gerichtlich bestellten Kurator im Namen des Handlungsunfähigen abgeschlossen (§ 18 Abs 1 BGB 
iVm § 11 Abs 1 DV-BGB). Die Möglichkeit der analogen Anwendung dieser Vorschriften auf 
handlungsunfähige juristische Personen oder Wirtschaftsgesellschaften ist bislang weder von der 
Lehre noch von der Judikatur eingehend erörtert worden. 
 
Die dem § 16 BGB zugrunde liegenden Wertungen sind mE auch auf die Fälle andauernder tat-
sächlicher oder rechtlicher Behinderung der Geschäftsführung anwendbar, da ohne 
Unternehmensleitung die Gesellschaft in ihrer operativen Entschlußfassung behindert ist. Für die 
Zulässigkeit der Bestellung eines Kurators spricht ferner, daß das GesG selbst die Bestellung 
eines Sachwalters in bestimmten Kollisionsfällen vorsieht: So kann im Zuge der gerichtlichen 
Anfechtung eines Gesellschaftsbeschlusses für die Gesellschaft ein Prozeßkurator bestellt 
werden, wenn die Geschäftsführer und Aufsichtsratsmitglieder im Prozeß als Kläger auftreten 
(§ 48 Abs 1 letzter Satz).  
 
Mit der ordnungsgemäßen Ernennung eines Geschäftsführers durch die Gesellschafter wird die 
Gesellschaft wieder handlungsfähig, wodurch die Voraussetzungen für die Bestellung des Kurators 
wegfallen. In diesem Fall hat das Gericht analog zu § 13 DV-BGB den Kurator zu entheben. Die 
                                               
158
 Präambel zum GesG. 
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Kuratel endet daher nicht mit Wegfall der Behinderung eo ipso, zur Aufhebung ist ein eigener 
Beschluß des Gerichtes erforderlich.159  
 
16.6. 4.2.2.6 Sonderrecht auf Geschäftsführung? 
 
Das GesG enthält keine Regelung darüber, ob der Gesellschaftsvertrag einem Gesellschafter ein 
Sonderrecht auf Geschäftsführung einräumen kann. In diesem Fall wird dem begünstigten Gesell-
schafter das Recht zur Bestimmung des bzw eines Geschäftsführers verschafft, welches ihm ohne 
seine Zustimmung nicht entzogen werden kann. Eine Abberufung des Geschäftsführers durch 
Gesellschafterbeschluß greift in das Sonderrecht ein und bedarf daher der Zustimmung des 
betroffenen Gesellschafters.160 
 
Obwohl aus § 133 Abs 1 letzter Satz iVm § 160 folgt, daß im allgemeinen die Ausbedingung von 
Sonderrechten zulässig ist, ist mE die Vereinbarung eines Sonderrechtes auf Geschäftsführung 
nicht möglich: Das GesG weist die Befugnis zur Ernennung der Geschäftsführer zwingend der 
Gesellschafterversammlung (bzw dem Aufsichtsrat in den Fällen des § 33 Abs 1) zu. Demnach 
wäre eine Ausnahme vom zwingenden Recht nur aufgrund einer gesetzlichen Ermächtigung 
erlaubt. Gegen die Zulässigkeit eines Sonderrechts auf Geschäftsführung spricht ferner, daß der 
Gesetzgeber keine Möglichkeit der Abberufung von Geschäftsführern durch gerichtliche 
Entscheidung vorgesehen hat, sodaß der Geschäftsführer selbst bei Vorliegen eines wichtigen 
Grundes nicht entfernt werden könnte. 
 
Zulässig ist es mE hingegen, einem Geschäftsführer ein Sonderrecht auf Namhaftmachung von 
Geschäftsführern einzuräumen. Dadurch könnten die Gesellschafter nur die vom Berechtigten 
nominierten Personen zu Geschäftsführern bestellen. Die Gesellschafterversammlung kann jedoch 
die Bestellung eines Geschäftsführers ablehnen und die Namhaftmachung einer anderen Person 
verlangen. Da bei einem derartigen Sonderrecht die Bestellung der Geschäftsführer nach wie vor 
durch die Gesellschafter erfolgt und deren Berechtigung zur jederzeitigen Abberufung nicht 
beeinträchtigt wird, steht eine solche Regelung mit den zwingenden Bestimmungen des GesG 
über die Ernennung und Abberufung der Geschäftsführung im Einklang. 
 
17. 4.2.3 Beendigung des Geschäftsführungsmandates 
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 Zur Aufhebung Kecskés in Gellért, 80. 
160
 Vgl für Österreich Koppensteiner, § 15 Rz 10; Kostner/Umfahrer, Rz 186; Kastner/Doralt/Nowotny, 373. 
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Das Geschäftsführungsmandant endet 
 
durch Ablauf der Amtsperiode (§ 30 Abs 1 lit a); 
 
durch Abberufung (§ 30 Abs 1 lit b, § 24 Abs 2 letzter Satz bzw § 33 Abs 1); 
 
durch Eintritt eines gesetzlich geregelten Ausschließungsgrundes (§ 30 Abs 1 lit c); 
 
durch Rücktritt (§ 30 Abs 1 lit d, § 30 Abs 2); 
 
mit dem Tod des Geschäftsführers (§ 30 Abs 1 lit e). 
 
Die Abberufung eines Geschäftsführers durch gerichtliche Entscheidung aufgrund einer 
Abberufungsklage wird durch das GesG nicht ermöglicht.161 Ferner bewirkt die Eröffnung eines 
Konkursverfahrens über die GmbH nicht den Verlust der Geschäftsführerstellung. 
 
Aufgrund des zwingenden Charakters des GesG ist eine Erweiterung der Beendigungsgründe im 
Gesellschaftsvertrag nicht zulässig. Ein Geschäftsführer kann daher mE nicht auflösend bedingt in 
der Weise bestellt werden, daß er mit Eintritt der Bedingung eo ipso sein Amt verliert. Die Gesell-
schafter können sich jedoch mE durch eine syndikatsvertragliche Regelung gegenseitig 




Abgesehen vom Fall der Vertretung der GmbH durch sämtliche Gesellschafter nach § 156162 ist die 
Funktionsperiode des Geschäftsführers auf höchstens fünf Jahre befristet. Nach Ablauf der 
Amtsdauer endet grundsätzlich die Geschäftsführerstellung, sofern der Organwalter nicht 
inzwischen erneut bestellt wurde (§ 30 Abs 1 lit a). Ein besonderer Rechtsakt der Enthebung ist 
hier zur Beendigung nicht notwendig. Eine stillschweigende Erneuerung des Bestellung ist nicht 
möglich, selbst wenn der Geschäftsführer nach Ablauf der Amtszeit weiterhin für die Gesellschaft 
einschreitet und von der Gesellschaft nach wie vor seine Vergütung erhält.163  
 
                                               
161
 Vgl hingegen § 16 Abs 2 öGmbHG; dazu Kastner/Doralt/Nowotny, 374 ff. 
162
 Dazu 4.2.2.4. 
163
 Koday in Vékás 6/2.3,1; Nochta in Miskolczi Bodnár, 150. 
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17.2. 4.2.3.2 Abberufung 
 
Nach § 24 Abs 2 letzter Satz kann die Gesellschafterversammlung „jederzeit“ (bármikor) die 
leitenden Amtsträger der Gesellschaft abberufen.164 Die Geschäftsführer können daher ohne 
Einhaltung einer Frist und ohne Angabe von Gründen aus ihrer Organstellung entfernt werden. 
Mangels gesetzlicher Ermächtigung kann der Gesellschaftsvertrag von diesem Prinzip nicht 
abweichen, sodaß eine Einschränkung der Abberufungsmöglichkeit auf wichtige Gründe (zB grobe 
Pflichtverletzungen oder Unfähigkeit zur ordnungsgemäßen Geschäftsführung) nicht zulässig ist.165 
Obwohl nach dem gesetzlichen Modell für die Wahl der Geschäftsführer die einfache 
Stimmenmehrheit genügt, ist zur Beschlußfassung über die Abberufung eine Mehrheit von 
mindestens drei Viertel der Stimmen notwendig (§ 158 Abs 1).166 Diese Bestimmung ist relativ 
zwingend formuliert, sodaß der Gesellschaftsvertrag dieses Konsensquorum nur erhöhen, nicht 
jedoch herabsetzen kann.  
 
Da das GesG weder eine Abberufung von Geschäftsführern durch gerichtliche Entscheidung 
kennt, noch die Möglichkeit einer Klage auf Zustimmung widerstrebender Gesellschafter vorsieht, 
kann ein Geschäftsführer selbst bei Vorliegen wichtiger Gründe nicht abberufen werden, wenn er 
zumindest von einer Minderheit von mehr als 25 % der Stimmen gestützt wird. Scheitert das 
Erlangen der qualifizierten Stimmenmehrheit, kann der Geschäftsführer selbst gegen den Willen 
der einfachen Stimmenmehrheit seine Funktion bis zum Ende der Amtsperiode fortsetzten. Ein 
Mehrheitsgesellschafter, der in der Gesellschafterversammlung über keine qualifizierte 
Stimmenmehrheit verfügt, könnte sich im gewissen Rahmen nur dadurch absichern, daß er seine 
Zustimmung bei der Bestellung des Geschäftsführers nur hinsichtlich einer relativ kurzen 
Funktionsperiode erteilt und nach deren Ablauf für die neuerliche Bestellung des Betreffenden 
sorgt.  
 
Wurde im Gesellschaftsvertrag die Kompetenz zur Bestellung, Abberufung und Festlegung der 
Entlohnung der Geschäftsführer auf den Aufsichtsrat übertragen (§ 33 Abs 1), ist ausschließlich 
der Aufsichtsrat zur Abberufung zuständig. Mangels besonderer gesetzlicher Regelung ist bei der 
Aufsichtsratssitzung - im Unterschied zu der Abberufung durch die Gesellschafter - lediglich die 
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 Vgl hingegen für Österreich die Möglichkeit, die Abberufung auf wichtige Gründe zu beschränken 
Kostner/Umfahrer, Rz 184 f; Koppensteiner, § 16 Rz 7 ff. 
166
 Sárközy in Sárközy, 284; Fazekas in Miskolczi Bodnár, 371. 
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einfache Stimmenmehrheit zur Fassung des Abberufungsbeschlusses erforderlich (§ 34 Abs 1 
letzter Satz).167 Eine solche Regelung könnte den Gesellschaftern ermöglichen, das für die 
Abberufung durch die Gesellschafterversammlung vorgeschriebene qualifizierte 
Mehrheitserfordernis zu umgehen: Die Gesellschafter könnten nämlich sich selbst als 
Aufsichtsratsmitglieder einsetzen und in ihrer Funktion als Aufsichtsrat den Geschäftsführer mit 
einfacher Mehrheit abberufen. 
 
17.3. 4.2.3.3 Eintritt eines gesetzlichen Ausschließungsgrundes 
 
Das Geschäftsführungsmandat endet, wenn in der Person des Geschäftsführers nach ordnungs-
gemäßer Bestellung nachträglich ein gesetzlicher Ausschließungsgrund verwirklicht wird, der seine 
Bestellung zum Geschäftsführer verhindert hätte (§ 30 Abs 1 lit c). Der Eintritt des 
Ausschließungsgrundes bewirkt den Amtsverlust eo ipso, ein gesonderter Abberufungsbeschluß 
oder eine Rücktrittserklärung des Betroffenen ist nicht erforderlich.168 Gegenüber gutgläubigen 
Dritten wird der Amtsverlust erst mit der Eintragung in das Firmenregister wirksam (§ 10 Abs 3 
FirmenG). 
 
Aus dem Wortlaut der Bestimmung folgt, daß die Rechtsfolge der Beendigung nicht bei Eintritt 
eines bloß gesellschaftsvertraglichen Ausschließungsgrundes gilt.169 Bei vertraglich festgelegten 
Ausschließungsgründen kann die Abberufung mE erst durch einen gesonderten Gesellschafter-
beschluß erfolgen. Die Durchsetzung der Abberufung könnte hier wohl nur durch eine 
syndikatsvertragliche Stimmrechtsbindung besichert werden. 
 
17.4. 4.2.3.4 Rücktritt 
 
Der Geschäftsführer kann seine Organfunktion durch eine Rücktrittserklärung zurücklegen, ein 
wichtiger Grund ist hiefür nicht erforderlich (§ 30 Abs 2). Nach der Judikatur ist die Rücktritts-
erklärung eine einseitige Willenserklärung des Geschäftsführers, die unabhängig von einer Zu-
stimmung des obersten Organes automatisch die Beendigung des Amtes bewirkt, eine 
Zurücknahme des Rücktritts ist sohin ausgeschlossen.170 Der Rücktritt ist sofort wirksam, wenn die 
                                               
167
 Dazu 5.5.2. 
168
 Vgl Nochta, der von der „automatischen Beendigung des Amtes“ in den Fällen der §§ 23-25 spricht 
(Miskolczi Bodnár, 161); vgl auch Koday in Vékás, 6/2.3, 1; Pál, leitende Amtsträger, 19. 
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 Arg „im Gesetz geregelter Ausschließungsgrund“ (törvényben szabályozott kizáró ok). 
170
 BH 1996/550. 
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Funktionsfähigkeit der Gesellschaft nicht beeinträchtigt ist. Dies wird im allgemeinen dann der Fall 
sein, wenn neben dem Zurücktretenden noch ein oder mehrere Geschäftsführer bei der 
Gesellschaft bestellt sind, die auch ohne den Betreffenden die Gesellschaft rechtswirksam 
vertreten können.  
 
Wird hingegen durch die Amtsniederlegung des Betroffenen die „Funktionsfähigkeit“ (működő-
képesség) der Gesellschaft gefährdet, wird der Rücktritt erst nach sechzig Tagen nach seiner 
Anmeldung wirksam, außer wenn bereits früher ein Nachfolger bestellt wird. Bis zur Wirksamkeit 
des Rücktritts muß der zurücktretende Geschäftsführer bei der Fällung unaufschiebbarer 
Entscheidungen bzw an der Ergreifung unaufschiebbarer Maßnahmen mitwirken (§ 30 Abs 2).171 
Für eine Verletzung dieser Verpflichtung wird der zurücktretende Geschäftsführer der Gesellschaft 
gegenüber schadenersatzpflichtig.172 Das Gesetz trifft keine Auskunft darüber, nach welchen 
Kriterien die Funktionsfähigkeit der Gesellschaft zu beurteilen ist. Unklar ist, ob dieser Begriff über 
den Umfang der „Handlungsfähigkeit“ (cselekvőképesség) nach bürgerlichem Recht173 hinausgeht 
und auch jene Fälle umfaßt, in denen die Gesellschaft zwar durch andere Organwalter 
rechtswirksam vertreten werden könnte, jedoch aus tatsächlichen Gründen auf den 
ausscheidenden Geschäftsführer angewiesen ist (dies kann zB dann der Fall sein, wenn der 
Betroffene über bedeutendes Insiderwissen verfügt, das für die Abwicklung der laufenden 
Geschäfte wichtig ist). Aus der Bestimmung, daß der Rücktritt jedenfalls spätestens mit Bestellung 
eines Nachfolgers wirksam wird, ist mE zu schließen, daß es dem Gesetzgeber lediglich darauf 
ankommt, daß die Gesellschaft über ein vertretungsbefugtes Organ verfügt. Daher ist unter dem 
Begriff „Funktionsfähigkeit“ bloß die zivilrechtliche Handlungsfähigkeit der Gesellschaft zu 
verstehen. 
 
Die Rücktrittserklärung ist gem § 7 Abs 1 schriftlich oder auf eine andere nachweisbare Art 
abzugeben.174 Das Gesetz äußert sich nicht über die Zugangserfordernisse der 
Rücktrittserklärung. Die Rücktrittserklärung wird wohl gegenüber jenem Organ abzugeben sein, 
das für die Bestellung und Abberufung der Geschäftsführer zuständig ist, damit es unverzüglich 
Maßnahmen für die Bestellung eines Nachfolgers ergreifen kann.175 IdR wird der Zugang der 
Erklärung wirksam sein, wenn der Rücktritt entweder in der Gesellschafterversammlung oder 
gegenüber allen Gesellschaftern erklärt wurde. Wenn für die Bestellung der Geschäftsführung gem 
§ 33 Abs 1 der Aufsichtsrat zuständig ist, muß die Erklärung gegenüber diesem oder dessen 
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 Sárközy in Sárközy, 87 f. 
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 Nochta in Miskolczi Bodnár,161. 
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 § 11 BGB (dazu Kecskés in Gellért, 11). 
174
 Vgl 3.3.2. 
175
 Vgl für Österreich Koppensteiner, § 16a Rz 5. 
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Mitgliedern abgegeben werden. Im Außenverhältnis der Gesellschaft wird gegenüber gutgläubigen 
Dritten der Rücktritt erst mit der Löschung der eingetragenen Daten im Firmenregister wirksam 
(§ 10 Abs 3 FirmenG). 
 
17.5. 4.2.3.5 Tod 
 
Durch Tod des Organwalters endet das Geschäftsführungsmandat (§ 30 Abs 1 lit e). Ein Übergang 
der mit der Geschäftsführerstellung verbundenen Befugnisse und Verpflichtungen auf die Erben 
als Gesamtrechtsnachfolger tritt nicht ein. 
 
18. 4.2.4 Anstellung 
 
Gem § 30 Abs 3 sind auf das Rechtsverhältnis des Geschäftsführers die bürgerlich-rechtlichen 
Vorschriften über den Auftragsvertrag (§§ 474 - 483 BGB) anzuwenden, sofern er seine Tätigkeit 
nicht im Rahmen eines Arbeitsverhältnis versieht.176 Wird mit dem Geschäftsführer hingegen ein 
Arbeitsverhältnis begründet, sind die Regeln des ArbGB maßgeblich.177 Aus dem Wortlaut des 
§ 131 Abs 1 folgt, daß ein Geschäftsführungsmandat nicht im Rahmen der Erfüllung einer gesell-
schaftsvertraglichen Nebenleistungsverpflichtung verrichtet werden kann.178 ME schreibt das 
Gesetz nicht vor, daß das schuldrechtliche Anstellungsverhältnis des Geschäftsführers zwingend 
mit der von ihm vertretenen Gesellschaft bestehen muß, sodaß der Geschäftsführer den 
Anstellungsvertrag auch mit einem Dritten (zB mit der Muttergesellschaft der GmbH) 
rechtswirksam abschließen kann. 
 
Die gesellschaftsrechtliche Bestellung des Geschäftsführers ist von seinem schuldrechtlichen 
Vertragsverhältnis mit der Gesellschaft zu trennen. Die Beendigung der Geschäftsführerposition 
hat nicht zwingend das Ende des Anstellungsverhältnisses zur Folge; umfaßt der Rechtsakt der 
Abberufung lediglich den Status als Geschäftsführer, ist zur Beendigung des 
Anstellungsverhältnisses eine gesonderte Kündigung erforderlich.179 Aus der gesetzlichen 
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 Der „freie Dienstvertrag“ als eigener Vertragstyp ist dem ungarischen Privatrecht unbekannt. Verträge 
über Dienstleistungen, die keine Arbeit in persönlicher Abhängigkeit regeln und nicht die Herstellung eines 
bestimmten Erfolges bedingen (Verträge mit Rechtsanwälten, selbständigen Ärzten, etc), fallen idR unter 
den im BGB geregelten „Auftragsvertrag“ (dazu Zoltán in Gellért, 1412). 
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 Sárközy in Sárközy, 87. 
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 Pál, leitende Amtsträger, 14. 
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 Nochta in Miskolczi Bodnár, 161. 
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Befristung der Funktionsperiode des Geschäftsführers folgert die Rsp, daß auch das damit 
verbundene schuldrechtliche Anstellungsverhältnis nur auf bestimmte Zeit eingegangen werden 
kann. Dadurch kann die GmbH das mit dem Geschäftsführer geschlossene Arbeitsverhältnis ohne 
wichtigen Grund nicht aufkündigen, da die vorzeitige Beendigung eines befristeten 






18.1. 4.2.4.1 Abgrenzung Arbeitsverhältnis - Auftragsverhältnis 
 
Ob ein Arbeits- oder ein Auftragsverhältnis vorliegt, hat auf den Inhalt des Schuldverhältnisses 
erheblichen Einfluß: Wird ein Auftragsverhältnis begründet, sind lediglich die §§ 474-483 BGB über 
den Auftragsvertrag maßgeblich, welche bloß rudimentär das Rechtsverhältnis zwischen 
Auftraggeber und Auftragnehmer regeln. Es obliegt daher den Vertragsparteien, ihre Rechte und 
Pflichten im einzelnen auszugestalten (insb Urlaub, Abfertigung, Ruhegenuß, etc). Finden 
hingegen die Vorschriften des Arbeitsrechtes Anwendung, sind die relativ zwingende Vorschriften 
des ArbGB maßgeblich, von denen die Vertragsparteien zum Nachteil des Arbeitnehmers nicht 
rechtswirksam abweichen können.181  
 
Bei Anstellung des Geschäftsführers im Rahmen eines Arbeitsverhältnisses gelten die 
Bestimmungen des Arbeitsrechtes nicht im vollen Umfang: Geschäftsführer fallen unter den 
arbeitsrechtlichen Begriff der „Arbeitnehmer in leitender Stellung“ (vezető állású munkavállaló),182 
für die das ArbGB besondere Vorschriften vorsieht, aufgrund derer zahlreiche arbeitsrechtliche 
Schutzbestimmungen183 und Haftungsbeschränkungen184 ausgeschlossen werden.185 Die Wett-
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 BH 1999/574; ebenso BH 1997/260; dazu Hagelmayerné/Szegediné Sebestyén, 157 ff. 
181
 Dies betrifft zB die Ansprüche des Arbeitnehmers auf Abfertigung (§ 95 ArbGB), Schadenersatz-
ansprüche bei rechtswidriger Vertragsbeendigung (§ 100 f ArbGB), Arbeitszeitbeschränkungen und 
Urlaubsansprüche (§§ 130 ff ArbGB), Art und Weise der Lohnauszahlung (§§ 154 ff ArbGB). 
182
 Zu diesem Begriff Hagelmayerné/Szegediné Sebestyén, 148 ff; Pál, leitende Amtsträger, 14. 
183
 §§ 189-190, 192 ArbGB: So sind auf das Arbeitsverhältnis mit Arbeitnehmern in leitender Stellung 
kollektivvertragliche Bestimmungen und gesetzliche Beschränkungen der Möglichkeiten der Befristung des 
Arbeitsverhältnisses nicht anzuwenden. Ein gesetzlicher Kündigungsschutz in Zusammenhang mit 
Krankheit, Schwangerschaft, Militär- oder Zivildienst, etc ist nicht vorgesehen. Die absolute Verjährungsfrist 
für den Ausspruch der Entlassung (sog „außerordentliche Kündigung“) beträgt drei Jahre (bei sonstigen 
Arbeitnehmern ein Jahr), gerechnet ab Eintritt des Entlassungsgrundes; im Falle einer gerichtlich strafbaren 
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bewerbsvorschriften des ArbGB sind zT strenger ausgestaltet als die entsprechenden 
gesellschaftsrechtlichen Bestimmungen.186  
 
Ob die Vorschriften des Arbeitsrechtes Anwendung finden, hängt davon ab, ob mit dem Geschäfts-
führer ein Arbeitsvertrag geschlossen wurde. Während der Abschluß eines Auftragsvertrages 
formfrei abgeschlossen werden kann,187 setzt § 76 Abs 2 ArbGB zur Gültigkeit des 
Arbeitsverhältnis die Errichtung eines schriftlichen Arbeitsvertrages voraus, in dem zumindest der 
persönliche Grundlohn, der Arbeitsbereich und der Ort der Arbeitsleistung festgelegt sein muß. 
Das Schriftlichkeitserfordernis wird jedoch bereits erfüllt sein, wenn im protokollierten Beschluß 
über die Bestellung des Geschäftsführers die Absicht auf Begründung eines Arbeitsverhältnisses 
sowie die Vergütung des Geschäftsführers klar und unmißverständlich hervorgeht und vom 
Geschäftsführer die schriftliche Annahmeklärung abgegeben wird.188 Da sich auf die Ungültigkeit 
des Arbeitsvertrages wegen Verletzung der Schriftform jedoch nur der Arbeitnehmer, und darüber 
hinaus nur innerhalb von dreißig Tagen nach Antritt der Arbeit, berufen kann, wird in vielen Fällen 
ein allfälliger Formmangel nachträglich geheilt werden. 
                                                                                                                                                            
Handlung endet die Frist nicht vor Verjährung der Strafbarkeit. Für Dienstverrichtungen außerhalb der 
gewöhnlichen Arbeitszeit (Überstunden, Wochenend- oder Bereitschaftsdienst) besteht kein Anspruch auf 
Entlohnung. 
184
 Während die Höhe der Ersatzpflicht eines „einfachen“ Arbeitnehmers für fahrlässig verursachte Schäden 
grundsätzlich mit 50 % seines durchschnittlichen Monatslohnes begrenzt ist (§ 167 Abs 1 ArbGB), richtet 
sich bei leitenden Arbeitnehmern die Haftung für Schäden, die in Ausübung der leitenden Tätigkeit 
verursacht wurden, nach bürgerlichem Recht und ist daher der Höhe nach nicht beschränkt (§ 193 Abs 1 
ArbGB; vgl zum Umfang der Haftpflicht nach bürgerlichem Recht Berényi/Benedek in Gellért, 1027).  
185
 Dazu ausführlich Radnay, Gazdaság és Jog 1993/7, 18 f. 
186
 § 191 ArbGB: So umfaßt das Verbot des Beteiligungserwerbes auch Unternehmen, die eine ähnliche 
Tätigkeit ausüben (vgl hingegen die Unvereinbarkeitsbestimmung des § 25 Abs 1 GesG, die eine Identität 
der Tätigkeit voraussetzt) sowie solche Wirtschaftsorganisationen, die mit dem Arbeitgeber in regelmäßiger 
Geschäftsbeziehung stehen. Übernimmt ein naher Angehöriger des leitenden Arbeitnehmer bei einem 
solchen Unternehmen eine leitende Stellung oder eine Beteiligung, ist der leitende Arbeitnehmer zur 
Meldung an seinem Arbeitgeber verpflichtet. In diesem Fall kann der Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis sofort 
beenden. Der leitende Angestellte darf kein weiteres Arbeitsverhältnis eingehen. Er darf weder im eigenen 
Namen noch zu eigenen Gunsten Geschäfte im Tätigkeitsbereich des Arbeitgebers abzuschließen (dies 
entspricht § 25 Abs 2 GesG). Für die Verletzung der Wettbewerbsvorschriften kann der Arbeitgeber 
Schadenersatz verlangen, in das verbotswidrig abgeschlossene Rechtsgeschäft eintreten oder die 
Herausgabe des Vorteils verlangen (zum arbeitsrechtlichen Wettbewerbsverbot leitender Angestellter 
Hagelmayerné/Szegediné Sebestyén, 161 ff; Pál, leitende Amtsträger 32 ff); zum gesellschaftsrechtlichen 
Wettbewerbsverbot 4.4.1). 
187
 Zoltán in Gellért, 1414. 
188
 Pál, leitende Amtsträger, 28. 
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Die Feststellung, ob mit dem Geschäftsführer ein Auftragsverhältnis oder ein Arbeitsverhältnis 
begründet wurde, kann im Einzelfall schwierig sein. Die ungarische Lehre grenzt im allgemeinen 
die beiden Vertragstypen anhand folgender Kriterien ab: Für den Arbeitsvertrag sprechen 
Weisungsgebundenheit des Dienstnehmers, Regelmäßigkeit der Dienstverrichtung bzw deren 
ständiger Charakter, Abhängigkeit des Dienstnehmers vom Dienstgeber, eine Verpflichtung zur 
Einhaltung von Disziplinarvorschriften, die Zuverfügungstellung der persönlichen Arbeitsleistung 
sowie ein hohes Ausmaß der ständigen Gebundenheit der Arbeitskraft.189  
 
Problematisch ist, daß die Weisungsgebundenheit als Abgrenzungskriterium im Falle des 
Geschäftsführers nicht herangezogen werden kann, da leitenden Amtsträgern keine Weisungen 
vom Arbeitgeber erteilt werden dürfen (§ 22 Abs 2). Die Beurteilung wird daher nach den übrigen 
Merkmalen zu erfolgen haben, wobei zu prüfen ist, inwieweit der Betroffene auf Grund des 
Schuldverhältnisses mit der Gesellschaft  den Ablauf seiner Tätigkeit frei gestalten kann. In 
Grenzfällen ist mE zu berücksichtigen, in welchem Umfang der Gesellschafterversammlung die 
Möglichkeit zum Eingriff in die laufende Geschäftsführung gegeben ist, indem der Gesellschafts-
vertrag zustimmungspflichtige Geschäftsführungsmaßnahmen vorsieht oder den Entzug von 
Geschäftsführungsbefugnissen zuläßt.190 Verfügt ein Gesellschafter-Geschäftsführer über die 
Stimmenmehrheit oder kann er alleine aufgrund besonderer gesellschaftsvertraglicher 
Bestimmungen das Zustandekommen von Beschlüssen verhindern (zB durch ein Vetorecht oder 
erhöhte Beschlußmehrheiten), so wird aufgrund seiner starken Position im Zweifel ein 
Auftragsverhältnis anzunehmen sein.191 
 
18.2. 4.2.4.2 Vergütung 
 
Gem § 24 Abs 3 Satz 1 kann dem Geschäftsführer für seine Tätigkeit eine Vergütung gewährt 
werden, sofern dies gesetzlich nicht ausgeschlossen ist. Aus dieser Kann-Bestimmung folgt, daß 
das Anstellungsverhältnis mit dem Geschäftsführer auch unentgeltlich begründet werden kann. 
Dies kommt allerdings nur für eine Tätigkeit im Rahmen eines Auftragsvertrages in Betracht, da bei 
einem Arbeitsverhältnis aufgrund § 141 ArbGB dem Arbeitnehmer zwingend ein Arbeitslohn 
zusteht. Bei einem Auftragsvertrag wird die Entgeltlichkeit gesetzlich vermutet: Gem § 478 Abs 1 
BGB gebührt dem Auftragnehmer ein Entgelt, sofern aus der Natur des Geschäftes oder aus dem 
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 Zur Abgrenzung Zoltán in Gellért, 1413. 
190
 Dazu 4.3.5.2. 
191
 Vgl für Österreich Koppensteiner, § 15 Rz 28. 
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Rechtsverhältnis der Parteien nicht geschlossen werden kann, daß der Auftragnehmer den Auftrag 
unentgeltlich übernommen hat.192  
 
Wird der Geschäftsführer im Rahmen eines Arbeitsverhältnisses angestellt, ist ihm gem § 155 
ArbGB die Vergütung grundsätzlich monatlich auszubezahlen. Bei einem Auftragsvertrag wird das 
Entgelt hingegen erst bei Beendigung des Vertrages fällig, sofern die Parteien nichts anderes 
bestimmen (§ 478 Abs 4 iVm § 200 Abs 1 BGB). Das GesG enthält dazu keine Ausnahmeregelung 
für leitende Amtsträger. Daraus folgt, daß ein Geschäftsführer, der seine Tätigkeit im Rahmen 
eines Auftragsverhältnisses versieht, ohne besondere Vereinbarung mit der Gesellschaft die 
Auszahlung seiner Vergütung erst nach Beendigung seiner Amtszeit verlangen könnte. In vielen 
Fällen wird wohl trotz Fehlens einer ausdrücklichen Regelung dennoch die konkludente 
Vereinbarung einer regelmäßigen Auszahlung der Vergütung angenommen werden können, dies 
insb bei Übernahme langfristiger Geschäftsführungsmandate.193  
 
Nach rechtskräftiger Feststellung der Zahlungsunfähigkeit der Gesellschaft im Zuge eines 
Konkursverfahrens darf gem § 24 Abs 3 letzter Satz dem Geschäftsführer keine Vergütung 
ausbezahlt werden. Diese Bestimmung gilt jedoch nicht, wenn mit dem Geschäftsführer ein 
Arbeitsvertrag abgeschlossen wurde, da der Geschäftsführer seinen Anspruch auf Zahlung des 
laufenden Gehaltes behält, solange das Arbeitsverhältnis aufrecht ist.194 Löst die Gesellschaft das 
Arbeitsverhältnis während des Insolvenzverfahrens auf, ist dem Geschäftsführer aus seinen 
Ansprüchen aus der Vertragsbeendigung ein Teilbetrag in Höhe von sechs Monatsgehältern 
sogleich zu zahlen, während der Restbetrag grundsätzlich erst gegen Ende des Verfahrens fällig 
wird (vgl § 190 Abs 4 ArbGB). 
 
1.11. 4.3 Geschäftsführung und Vertretung 
 
19. 4.3.1 Allgemeines 
 
Die Geschäftsführer sind grundsätzlich für alle Angelegenheiten zuständig, die nicht ausdrücklich 
anderen Gesellschaftsorganen zugewiesen sind. Dies ist zwar nicht ausdrücklich geregelt, folgt 
                                               
192
 Dazu Zoltán in Gellért, 1419.  
193
 Bei der Erforschung des vermutlichen Willens der Vertragspartner ist von einem wirtschaftlich 
vernünftigen Willen auszugehen (vgl Benedek in Gellért, 586 f mwN unter Hinweis auf Csanádi). 
194
 Nochta in Miskolczi Bodnár, 151. 
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aber mE daraus, daß das Gesetz den Umfang der Kompetenzen aller anderen Organe 
abschließend regelt (vgl für die Gesellschafterversammlung § 150, für den Aufsichtsrat 
§ 32 Abs 2 f, für den Buchprüfer § 42) und eine Ergänzung ihrer Aufgaben durch besondere 
gesellschaftsvertraglichen Bestimmungen nur in den gesetzlich festgelegten Fällen zuläßt (vgl für 
die Gesellschafterversammlung § 150 Abs 2 lit n, für den Aufsichtsrat § 33 Abs 1). Man könnte 
daher von einer subsidiären Allzuständigkeit der Geschäftsführer sprechen. Die Geschäftsführer 
haben ihre Aufgaben persönlich wahrzunehmen und können sich nicht vertreten lassen (§ 22 
Abs 3).  
 
Den Geschäftsführern sind folgende Aufgaben ausdrücklich zugewiesen: 
 
die Geschäftsführung der Gesellschaft (§ 21 Abs 1); 
 
die Vertretung der Gesellschaft gegenüber Dritten und vor Behörden (§ 39 Abs 1, § 156); 
 
die firmengerichtliche Anmeldung der Gründung der Gesellschaft, der Abänderung des 
Gesellschaftsvertrages, sowie der Änderung der im Firmenregister eingetragenen Rechte, 
Tatsachen und Daten (§ 26 Abs 1); 
 
die Einforderung von fälligen aushaftenden Stammeinlagen (§ 13), von fälligen Nachschüssen 
(§ 132 Abs 3 iVm § 13) oder fälligen Kapitalerhöhungsbeträgen von den Gesellschaftern (§ 164 
iVm § 13); 
 
die Einberufung der Gesellschafterversammlung (§ 152 Abs 1); 
 
die Bekanntmachung des Abstimmungsergebnisses im Zuge einer schriftlichen Beschlußfassung 
(§ 154 Abs 2); 
 
die Führung des Protokolls über die Gesellschafterversammlung und des Beschlußbuches (§ 155); 
 
die Führung des Gesellschafterverzeichnisses (§ 157); 
 
die Erteilung von Auskünften an die Gesellschafter, an den Aufsichtsrat und an den Buchprüfer 
und die Gewährung von Einsicht in die Bücher und Dokumente der Gesellschaft (§ 27 Abs 2, § 32 
Abs 2, § 42 Abs 2; § 72 Abs 2); 
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die Ausübung der Arbeitgeberrechte gegenüber den Arbeitnehmern der Gesellschaft, sofern der 
Gesellschaftsvertrag nichts anderes bestimmt (§ 28 Abs 1); 
 
die Erteilung einer Gattungsvollmacht an einem Arbeitnehmer (§ 39 Abs 4); 
 
die Erstellung der Umgründungsunterlagen (Vermögensbilanz, Vermögensinventar, neuer 
Gesellschaftsvertrag, Entwurf der Abfindung ausscheidender Gesellschafter) im Zuge einer 
Umgründung (§ 62 Abs 3) und die Errichtung des Verschmelzungs- (§ 75) oder des 
Spaltungsvertrages (§ 79 Abs 2); 
 
die Veröffentlichung der Bekanntmachung einer Kapitalherabsetzung samt Gläubigeraufruf und die 
damit verbundene Meldung über die Sicherstellung bzw Befriedigung von Gläubigerforderungen an 
das Firmengericht (§ 167). 
 
Im Gegensatz zu den für die AG geltenden Bestimmungen195 enthält das GesG keine 
ausdrückliche Bestimmung, die die Geschäftsführer zur Führung von Geschäftsbüchern bzw zur 
Erstellung des Jahresabschlusses verpflichten würde. Eine solche Regelung war hingegen im 
früheren GesG 1988 vorgesehen.196 Weder das Gesetz selbst, noch die Materialien geben einen 
Hinweis darauf, daß durch das neue GesG eine Änderung der bisherigen Verantwortlichkeit der 
Geschäftsführer zur Führung der Geschäftsbücher eintreten soll. Aus diesem Grund kann mE nicht 
angenommen werden, daß nach Inkrafttreten des GesG nunmehr andere gesetzliche Wertungen 
vorliegen sollen. Die Nichtregelung der Pflicht zur Buchführung und der Erstellung des 
Jahresabschlusses bei der GmbH entspricht daher nicht dem Plan des GesG, sodaß diese Lücke 
durch analoge Anwendung des § 242 zu schließen ist. Demnach sind für die Aufstellung des 
Jahresabschlusses und für die Führung der Geschäftsbücher der GmbH ausschließlich die 
Geschäftsführer zuständig. 
20.  
21. 4.3.2 Geschäftsführungsbefugnis 
 
Den Geschäftsführern obliegt die Geschäftsführung der Gesellschaft, sohin die Leitung des 
Unternehmens der GmbH (§ 21 Abs 1 f). Das Gesetz setzt den Begriff der Geschäftsführung 
                                               
195
 § 242 verpflichtet den Vorstand zur ordnungsgemäßen Führung der Geschäftsbücher der AG sowie zur 
Erstellung des Jahresabschlusses und des Gewinnverteilungsvorschlages.  
196
 § 202 Abs 1 f GesG 1988 (vgl dazu Sárközy in Sárközy, Kommentar GesG 1988, 420. 
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voraus, definiert ihn jedoch selbst nicht. Die Festlegung des Umfangs der Geschäftsführung ist 
insofern bedeutend, als ein Entzug einer Kompetenz im Bereich der Geschäftsführung durch die 
Gesellschafterversammlung gem § 22 Abs 4 nur aufgrund einer besonderen gesellschafts-
vertraglichen Ermächtigung zulässig ist. Unter dem Begriff der Geschäftsführung sind sämtliche 
Maßnahmen der Gesellschaft zu verstehen, die zur Leitung des von der Gesellschaft geführten 
Unternehmens und zur Ausübung der im Unternehmensgegenstand festgelegten Tätigkeiten 
notwendig sind.197 Unter die von der Geschäftsführung umfaßten Aufgaben fallen demnach nicht 
nur Rechtsgeschäfte, sondern auch andere Handlungen.198  
 
Das GesG geht vom Modell der Einzelgeschäftsführung aus. Im Gegensatz zum Vorstand bei der 
AG bilden die Geschäftsführer gemeinsam kein Kollegium; eine Unterscheidung zwischen der 
Geschäftsführung als solcher und Mitgliedern der Geschäftsführung ist nicht vorgesehen.199  
 
Das Gesetz äußert sich nicht dazu, ob die Gesellschafter vom gesetzlichen Modell abweichen und 
im Gesellschaftsvertrag Gesamtgeschäftsführung vorsehen können. In diesem Fall würde jeder 
Geschäftsführungsakt der Zustimmung eines weiteren bzw aller Mitglieder der Geschäftsführung 
bedürfen. Eine solche Bestimmung würde daher die Geschäftsführungsbefugnis eines 
Geschäftsführer einschränken. Gegen die Zulässigkeit einer solchen gesellschaftsvertraglichen 
Klausel würde sprechen, daß das GesG den einzelnen Organen ihre Kompetenzen zwingend 
zugewiesen hat, und nur in den gesetzlich normierten Fällen ein Entzug oder eine Einschränkung 
ihrer Befugnisse zulässig ist. So kann der Gesellschaftsvertrag dem Aufsichtsrat ein 
Zustimmungsrecht zu bestimmten Entscheidungen der Geschäftsführer einräumen (§ 33 Abs 1) 
oder der Gesellschafterversammlung den Entzug einer bestimmten Zuständigkeit des 
Geschäftsführers gestatten (§ 22 Abs 4). Eine solche ausdrückliche Ermächtigung ist im GesG 
jedoch nicht im Verhältnis der Geschäftsführer untereinander vorgesehen. 
 
ME folgt die Zulässigkeit der Vereinbarung einer Gesamtgeschäftsführungsbefugnis aus dem 
Umstand, daß das GesG den Gesellschaftern gestattet, im Gesellschaftsvertrag eine kollektive 
Vertretungsbefugnis vorzusehen: Nach § 40 Abs 1 kann den Geschäftsführern der GmbH statt 
Einzelvertretungsbefugnis Kollektivvertretungsbefugnis gewährt werden, wodurch die 
                                               
197
 Vgl dazu ErläutGV zu §§ 21-23; Sárközy in Sárközy, 75 und Nochta in Miskolczi Bodnár, 143, die von 
„operativen Führung“ bzw „operativen Geschäftsabwicklung“ sprechen; vgl für Österreich Kostner/Umfahrer, 
Rz 244. 
198
 Vgl zB die Auskunftspflicht gegenüber den Gesellschaftern gem § 27 Abs 2; vgl für Österreich 
Koppensteiner, § 21 Rz 3. 
199
 ErläutGV zu §§ 21-23; Sárközy in Sárközy, 74; vgl hingegen für die AG § 21 Abs 3 bzw § 241 Abs 1; vgl 
hingegen für Österreich Kastner/Doralt/Nowotny, 381 f, wonach mangels abweichender Regelungen im 
Gesellschaftsvertrag die Geschäftsführung als Kollegium entscheidet. 
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Vertretungsmacht der Geschäftsführer einschränkt wird. Daraus folgt, daß auch die 
Geschäftsführungsbefugnis im gleichen Umfang beschränkbar sein muß: Es würde nämlich ein 
Wertungswiderspruch vorliegen, wenn man annähme, daß das GesG es erlaubt, 
Geschäftsführungsmaßnahmen im Außenverhältnis von der Zustimmung eines anderen 
Geschäftsführers abhängig zu machen, jedoch gleichzeitig eine Einschränkung der 
Entscheidungsmacht des Geschäftsführers im Innenverhältnis durch den Gesellschaftsvertrag 
verbietet. Wie Koppensteiner (für Österreich) zutreffend ausführt, grenzt die Geschäftsführungs-
befugnis bloß den Rahmen ab, in dem gehandelt werden darf. Demgegenüber kennzeichnet die 
Vertretungsmacht demgegenüber jenen Bereich, innerhalb dessen die Gesellschaft verpflichtet 
werden kann.200 Ginge man davon aus, daß die Geschäftsführungsbefugnis nicht, die 
Vertretungsmacht hingegen sehr wohl an die Zustimmung eines anderen Geschäftsführers 
gebunden werden kann, würde dies zum eigenartigen Ergebnis führen, daß der Geschäftsführer 
uU mehr „darf“ als er „kann“. 
 
22. 4.3.3 Vertretungsbefugnis 
 
Gem § 39 Abs 1 vertreten die Geschäftsführer die Gesellschaft gegenüber Dritten und vor 
Behörden einschließlich Gerichten; das Vertretungsrecht kann durch den Gesellschaftsvertrag 
eingeschränkt bzw bei mehreren Geschäftsführern aufgeteilt werden. Eine solche Beschränkung 
gilt jedoch nur im Innenverhältnis der Gesellschaft und ist Dritten gegenüber unwirksam. Die um-
fassende Vertretungsbefugnis der Geschäftsführer ist daher nach außen nicht beschränkbar, die 
ultra-vires-Lehre gilt in Ungarn nicht.201 Der Geschäftsführer ist notwendiges Organ der 
Gesellschaft; ohne besondere Bestellung zum Geschäftsführer ist ein Gesellschafter grundsätzlich 
nicht zur Vertretung der GmbH befugt.  
 
Wenn der Gesellschaftsvertrag nichts anderes bestimmt, ist jeder Geschäftsführer  alleine 
zeichnungsberechtigt (§ 40 Abs 1).202 Durch den Gesellschaftsvertrag kann eine andere Regelung 
vorgesehen werden und die Vertretung durch zwei Geschäftsführer oder durch einen 
Geschäftsführer gemeinsam mit einem Prokuristen bestimmt werden. Der Gesellschaftsvertrag 
kann auch vorsehen, daß einer von drei Geschäftsführern der GmbH einzelvertretungsbefugt ist, 
während die beiden anderen nur gemeinsam für die Gesellschaft zeichnen können.203 ME läßt der 
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 Koppensteiner, § 18 Rz 4. 
201
 Novotni, Magyar Jog 1991, 197; vgl ErläutGV zu §§ 39-40; Sárközy in Sárközy, 102. 
202
 Sárközy in Sárközy, 102. 
203
 Diese Möglichkeit wird durch  17 Abs 2 Satz 2 FirmenG ausdrücklich eingeräumt; vgl auch Gál in 
Sárközy, 574. 
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Wortlaut des GesG jede andere Vertretungsregelung zu, sodaß der Gesellschaftsvertrag 
theoretisch auch drei oder mehreren Geschäftsführern gemeinsam die Vertretung übertragen 
kann.204 Ein bestimmter Vertretungsberechtigter kann gem § 17 Abs 2 letzter Satz FirmenG jedoch 
nur auf eine Art und Weise - also entweder einzeln oder gemeinsam – für die Gesellschaft 
zeichnen. Unzulässig wäre daher eine gesellschaftsvertragliche Klausel, die einen Geschäftsführer 
grundsätzlich zur Einzelvertretung befugt, jedoch für den Abschluß von Rechtsgeschäften über 
einer bestimmten Wertgrenze oder für eine bestimmte Gattung von Geschäften Gesamtvertretung 
vorsieht.205 Die Art und Weise der Firmenzeichung ist in das Firmenregister einzutragen (§ 12 
Abs 1 lit h FirmenG). 
 
Die Vertretungsberechtigten sind verpflichtet, eine notariell beglaubigte Musterzeichung beim 
Firmengericht einzureichen (§ 18 FirmenG). Die Firmenzeichnung der Gesellschaft hat so zu 
erfolgen, daß die Vertretungsberechtigten unter der Firma der Gesellschaft ihre Unterschrift 
entsprechend ihrer Musterzeichnung hinzufügen (§ 40 Abs 3). Das Gesetz enthält keine 
ausdrückliche Rechtsfolge für dem Fall, daß die Zeichnung nicht den gesetzlichen Vorschriften 
entspricht. Fehlt in den Fällen der Gesamtvertretung die Unterschrift eines 
Mitvertretungsberechtigten, liegt keine rechtsgeschäftliche Erklärung vor.206 Sind hingegen die 
Zeichnenden vertretungsbefugt, erfolgt die Unterschrift jedoch nicht in der gesetzlich 
vorgeschriebenen Form, wird die Erklärung gültig sein, da lediglich bloße Ordnungsvorschriften 
verletzt wurden: Die Gültigkeit des Vertretungsaktes ist nach den Bestimmungen bürgerlichen 
Rechtes zu beurteilen, das grundsätzlich keine besondere Formvorschriften bei der Vertretung 
vorsieht (§§ 219 ff BGB).207 Unterlassen die Vertretungsberechtigten die Anführung des 
Firmenwortlautes, wird die Erklärung entweder der Gesellschaft oder den Gesellschaftern 
persönlich zuzurechnen sein, je nach dem, wie der Adressat nach den gegebenen Umständen die 
Erklärung verstehen durfte.208  
 
 
23. 4.3.4 Ausübung der Arbeitgeberrechte 
 
                                               
204
 AA offenbar Harsányi in Miskolczi Bodnár, 174, die meint, daß zur gemeinsamen Firmenzeichung stets 
die Unterzeichnung durch zwei Personen erforderlich ist; vgl für Österreich Kostner/Umfahrer, Rz 230. 
205
 Gál in Sárközy 574; Harsányi in Miskolczi Bodnár, 175. 
206
 Vgl für Österreich Kastner/Doralt/Nowotny, 384. 
207
 Vgl Sárközy in Sárközy, Kommentar GesG 1988, 162. 
208
 Zur Auslegung von Willenserklärungen vgl Benedek in Gellért, 586. 
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§ 28 Abs 1 verfügt, daß die Arbeitgeberrechte der Gesellschaft gegenüber den Arbeitnehmern der 
Gesellschaft grundsätzlich durch die Geschäftsführer ausgeübt werden. Darunter ist die Vertretung 
der Gesellschaft gegenüber ihren eigenen Arbeitnehmern gemeint und umfaßt insb den Abschluß 
des Arbeitsvertrages, dessen Abänderung, sowie die Vereinbarung der Entlohnung und 
Begünstigungen für den Fall der Beendigung des Arbeitsverhältnisses.209 Die allgemeine 
gesellschaftsvertragliche Vertretungsregelung ist daher auch grundsätzlich für die Ausübung der 
Arbeitgeberrechte maßgeblich. Im Falle einer Gesamtvertretungsbefugnis ist daher die von bloß 
einem Geschäftsführer im Namen der GmbH erklärte Aufkündigung des Arbeitsverhältnisses 
unwirksam.  
 
Sofern die Gesellschaft mehrere Geschäftsführer hat, kann gem § 28 Abs 2 die Befugnis der 
Ausübung der Arbeitnehmerrechte durch den Gesellschaftsvertrag oder durch bloßen 
Gesellschafterbeschluß auf einen bestimmten Geschäftsführer oder auf eine andere, in einem mit 
der Gesellschaft in einem Arbeitsverhältnis stehenden Person übertragen werden. Dies muß nicht 
unbedingt ein allfällig bestellter Prokurist sein.210  
 
24. 4.3.5 Beschränkung der Geschäftsführung 
 
24.1. 4.3.5.1 Weisungsrecht? 
 
Gem § 22 Abs 2 dürfen den Geschäftsführern in dieser Eigenschaft von den Gesellschaftern bzw 
vom Arbeitgeber keine Weisungen erteilt werden. Diese Bestimmung entspricht dem früheren § 32 
Abs 2 GesG 1988 und stellt klar, daß der Geschäftsführer von Weisungen einzelner Gesellschafter 
freigestellt ist. Das Weisungsrecht erstreckt sich jedenfalls auch auf Weisungen im Sinne des 
Arbeitsrechtes, was insb dann von Bedeutung sein kann, wenn der Geschäftsführer nicht mit der 
Gesellschaft selbst, sondern mit einem Dritten (zB mit der Muttergesellschaft der GmbH) in einem 
Arbeitsverhältnis steht.211 
 
Unklar bleibt jedoch, ob das Gesetz den Geschäftsführer generell weisungsfrei stellt, oder anderen 
Gesellschaftsorganen oder Personen - die nicht namentlich im § 22 Abs 2 genannt sind – ein 
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 Nochta in Miskolczi Bodnár, 157. 
210
 Nochta in Miskolczi Bodnár, 157. 
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 Sárközy in Sárközy, Kommentar GesG 1988, 147; vgl für Österreich zur Anstellung des Geschäftsführers 
bei einem Dritten Koppensteiner, Rz 20 zu § 15. 
66 
Weisungsrecht eingeräumt werden kann.212 Die Erteilung einer Weisung durch das „oberste 
Organ“, also durch die Gesellschafterversammlung als solche oder durch den Aufsichtsrat wird 
nicht ausdrücklich untersagt: Außer den von den Gesellschaftern erteilten Weisungen erstreckt 
sich das Verbot nur auf Weisungen die „vom Arbeitgeber“ erteilt werden. Eine Weisung, welche 
nicht auf einem Arbeitsverhältnis, sondern auf anderen Rechtsvorschriften gründet, wird durch den 
Wortlaut des § 22 Abs 2 nicht untersagt.  
 
Für die Zulässigkeit eines Weisungsrechtes der Gesellschafterversammlung spricht, daß der 
Geschäftsführer im allgemeinen verpflichtet ist, die Beschlüsse der Gesellschafter zu befolgen 
(dies ergibt sich aus § 29 Abs 1 Satz 2). Ferner ordnet § 30 Abs 3 an, daß - sofern mit dem 
Geschäftsführer kein Arbeitsvertrag geschlossen wurde - die bürgerlich-rechtlichen Bestimmungen 
über den Auftragsvertrag (§§ 474 – 483 BGB) anzuwenden sind. Durch diesen Verweis wird auch 
das Weisungsrecht des Auftraggebers nach § 474 Abs 2 BGB umfaßt.213  
 
Nach hM fällt unter den Begriff „Gesellschafter“ in § 22 Abs 2 auch die Gesellschafterversammlung 
als Gesamtheit der Gesellschafter, welche demnach dem Geschäftsführer keine Weisung erteilen 
darf. Dies wird vor allem damit begründet, daß nach dem Gesetz der Geschäftsführer seine 
Aufgaben als Geschäftsführer selbständig zu erledigen hat und an die Erfüllung dieser 
Verpflichtung ein strenger Sorgfaltsmaßstab anzulegen ist.214 Nachdem sich auch aus den 
Materialien des GesG ergibt, das nach dem Willen des Gesetzgebers das Weisungsverbot 
gegenüber allen Organen und Personen gelten soll,215 bleibt für die Erörterung eines allfälligen 
Weisungsrechtes der Gesellschafterversammlung kein Raum mehr. 
 
Der Ausschluß des Weisungsrechtes findet gem § 22 Abs 5 bei Einpersonengesellschaften keine 
Anwendung. In diesem Fall kann der Alleingesellschafter dem Geschäftsführer schriftliche 
Weisungen erteilen. Nach Sárközy soll bereits bei einer Beteiligung von drei Viertel der Stimmen 
das Weisungsverbot nicht gelten. 216 Diese Auffassung ist mE mit dem Gesetzeswortlaut nicht 
vereinbar. Sárközy stützt seine Meinung offenbar auf die Ausnahmebestimmung nach § 22 Abs 6, 
welche bloß eine Drei-Viertel-Beteiligung voraussetzt. Diese Vorschrift bezieht sich jedoch aus-
schließlich auf den Entzug von Geschäftsführungsangelegenheiten (§ 22 Abs 4) und berührt das 
Weisungsverbot nach § 22 Abs 2 nicht. Das gesetzliche Weisungsrecht nach § 22 Abs 5 setzt 
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 Vgl Lőrincz in Vékás, 6/3.4, 3. 
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 Der Auftragnehmer hat den Auftrag entsprechend den Interessen und nach den Weisungen des 
Auftraggebers zu erfüllen (vgl dazu Zoltán in Gellért, 1413). 
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 Lőrincz in Vékás 6/3.4, 3; Sárközy in Sárközy, 76; Nochta in Miskolczi Bodnár, 145. 
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 ErläutGV zu §§ 21-23. 
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 Sárközy in Sárközy 77; ebenso Nochta in Miskolczi Bodnár, 146. 
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zwingend eine 100 %-ige Beteiligung voraus, sodaß eine Beteiligung von bloß drei Viertel der 
Stimmen nicht genügt.  
 
Das gesetzliche Weisungsrecht bei Einpersonengesellschaften ist zwingend formuliert, sodaß 
dieses nicht rechtswirksam ausgeschlossen werden kann. Zulässig wird es jedoch sein, in dem mit 
dem Geschäftsführer zu schließenden Anstellungsvertrag Weisungsfreiheit vorzusehen und dem 
Geschäftsführer im Falle einer gesellschaftsvertraglichen Weisung ein Recht zur sofortigen 
Beendigung des Anstellungsvertrages einzuräumen.  
 
Die Einräumung eines Weisungsrechts an den Aufsichtsrat ist nicht zulässig, da es für die 
Einräumung einer solchen Befugnis keine gesetzliche Grundlage gibt: Der Aufsichtsrat fungiert 
ausschließlich als Kontrollorgan (§ 32 Abs 2) und darf nur ausnahmsweise, nämlich in den taxativ 
bestimmten Fällen des § 33 Abs 1 aufgrund einer besonderen gesellschaftsvertraglichen 
Ermächtigung in die Geschäftsführung eingreifen. Ein zugunsten des Aufsichtsrates eingeräumtes 
gesellschaftsvertragliches Weisungsrecht würde daher gegen zwingendes Recht verstoßen.217  
 
24.2. 4.3.5.2 Eingriff in die Geschäftsführung 
 
Die den Geschäftsführern eingeräumte Geschäftsführungsbefugnis kann durch die Gesellschafter 
nicht beliebig eingeengt werden. Ein Eingriff in die Geschäftsführung kann nur aufgrund des 
Gesellschaftsvertrages in folgender Weise erfolgen: 
 
Der Gesellschaftsvertrag kann bestimmen, das für ein oder mehrere bestimmte Geschäfts-
führungsangelegenheiten die Gesellschafterversammlung zuständig ist (§ 150 Abs 2 lit n). In 
diesem Fall wird den Geschäftsführern die Angelegenheit zur Gänze entzogen. § 123 Abs 2 lit k 
nennt als besonderen Fall die Bestimmung einer Wertgrenze, ab der die Entscheidung über den 
Abschluß eines Rechtsgeschäftes in den ausschließlichen Zuständigkeitsbereich der 
Gesellschafterversammlung fällt.218 
 
Der Gesellschaftsvertrag kann die Gesellschafterversammlung ermächtigen, bestimmte 
Sachbereiche den Geschäftsführern zu entziehen (§ 22 Abs 4). Durch solch eine Klausel bleiben 
die Geschäftsführer für die Behandlung der Angelegenheit vorläufig zuständig, durch einfachen 
Gesellschafterbeschluß können jedoch die Gesellschafter die Angelegenheit an sich ziehen.219 
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68 
 
Der Gesellschaftsvertrag kann den Abschluß bestimmter Rechtsgeschäfte an die Zustimmung des 
Aufsichtsrates binden (§ 33 Abs 1).220  
 
Der Gesellschaftsvertrag kann durch die Festlegung des Unternehmensgegenstandes den 
Tätigkeitsbereich der Geschäftsführung begrenzen, dies ergibt sich aus der Verpflichtung der 
Geschäftsführer, die Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages zu beachten (§ 11 lit c iVm § 29 
Abs 1).221 
 
Sofern die Gesellschafter von diesen Gestaltungsmöglichkeiten des Gesellschaftsvertrages nicht 
Gebrauch machen, beschränkt sich ihr Einfluß auf jene Angelegenheiten, die gem § 150 Abs 1 in 
den ausschließlichen Zuständigkeitsbereich der Gesellschafterversammlung fallen. Im Hinblick 
darauf, daß gem § 158 Abs 1 eine Abberufung des Geschäftsführers durch die Gesellschafter-
versammlung nur mit einer Dreiviertelmehrheit erfolgen kann, erhält in einem solchen Fall der 
Geschäftsführer eine von der einfachen Gesellschaftermehrheit weitgehend unabhängige Stellung.  
 
Eine undifferenzierte Klausel im Gesellschaftsvertrag, die einem Geschäftsführer die Geschäfts-
führungsbefugnis zur Gänze entzieht, bzw den gänzlichen Entzug durch die Gesellschafterver-
sammlung ermöglicht oder sämtliche Entscheidungen der Geschäftsführung an die Zustimmung 
des Aufsichtsrates bindet, ist unzulässig: Aus § 21 Abs 1 f bzw § 156 folgt, daß das Gesetz den 
Geschäftsführern die Geschäftsführung der Gesellschaft zwingend zuweist. Ein Entzug der 
Geschäftsführung wird daher nur in eingeschränktem Rahmen zulässig sein, da dem 
Geschäftsführer zwingend eine Verantwortlichkeit verbleiben muß.222 
 
Ist eine Einengung der  Befugnis der Geschäftsführer nur in eingeschränktem Rahmen zulässig, 
müssen die betreffenden Angelegenheiten im Gesellschaftsvertrag einigermaßen bestimmt 
definiert sein. Es muß anhand des Gesellschaftsvertrages erkennbar sein, in welchen Bereichen 
der Geschäftsführer selbständig verantwortlich ist, bzw wo Eingriffsmöglichkeiten der 
Gesellschafter bestehen. Dies folgt auch aus dem Wortlaut des § 22 Abs 4.223 Wegen 
Unbestimmtheit wäre daher mE eine Klausel unzulässig, die eine Geschäftsführungsmaßnahme 
an die Zustimmung der Gesellschafterversammlung bindet, wenn sie dem vermutlichen Willen der 
Mehrheit der Gesellschafter widerspricht. 
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 Dazu 5.4.3. 
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 Zur Änderung des Unternehmensgegenstandes im Gesellschaftsvertrag genügt grundsätzlich die 
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 Vgl dazu Z. Gálffy ungarische Aktiengesellschaft, 122. 
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 Arg „nur in dem Fall und in solchen Bereichen“ (csak abban az esetben és körben). 
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Das Gesetz ermöglicht es, im Gesellschaftsvertrag anzuordnen, daß der Abschluß bestimmter 
Geschäfte an die Genehmigung des Aufsichtsrates gebunden wird; unklar ist jedoch, ob der 
Gesellschafterversammlung für bestimmte Angelegenheiten ebenso ein Zustimmungsrecht 
eingeräumt werden kann. Das GesG regelt namentlich bloß den gänzlichen Entzug von Geschäfts-
führungskompetenzen, wodurch für die betreffende Angelegenheit ausschließlich die 
Gesellschafterversammlung zuständig wird. Die Geschäftsführer werden in diesen Fällen von ihrer 
Verantwortlichkeit befreit. Auch im besonderen Fall des § 123 Abs 2 lit k, wonach im 
Gesellschaftsvertrag eine Wertgrenze vorgesehen werden kann, ab der ein Geschäft in den 
Zuständigkeitsbereich der Gesellschafterversammlung fällt, wird die Angelegenheit zur Gänze den 
Geschäftsführern entzogen (arg „ausschließlicher Zuständigkeitsbereich der 
Gesellschafterversammlung“). Bei einem Zustimmungsrecht hat die Gesellschafterversammlung 
hingegen lediglich ein Vetorecht; die Geschäftsführer wirken weiterhin bei der Vorbereitung und 
Durchführung der Entscheidung mit. Falls in einem solchen Bereich die Geschäftsführer nicht 
handeln, kann die Gesellschafterversammlung nicht selbst von sich aus tätig werden und die 
notwendigen Maßnahmen vornehmen. ME folgt a maiori ad minus aus § 150 Abs 2 lit n, daß das 
Gesetz die Begründung eines Zustimmungsrechtes der Gesellschafterversammlung für bestimmte 
Angelegenheiten zuläßt: Wenn sogar der gänzliche Entzug einer Geschäftsführungsbefugnis durch 
das GesG erlaubt ist, wird wohl auch eine bloße Einengung der Entscheidungsfreiheit der 
Geschäftsführer zulässig sein. Ebenso ist es mE zulässig, daß der Gesellschaftsvertrag bei 
Zuweisung einer bestimmten Geschäftsführungsangelegenheit an die Gesellschafterversammlung 
gem § 150 Abs 2 lit n die Gesellschafterversammlung gleichzeitig ermächtigt, die zugewiesene 
Angelegenheit durch Beschluß an die Geschäftsführer „zurück“ zu delegieren. In diesem Fall wäre 
in erster Linie die Gesellschafterversammlung für die Angelegenheit zuständig, diese könnte 
jedoch bei Bedarf durch einfachen Gesellschafterbeschluß die Behandlung der Sache an den 
Geschäftsführer - einstweilen - abtreten. Zur Klarstellung, daß die Abtretung zurückgenommen 
werden kann, sollte der Gesellschaftsvertrag auch die Möglichkeit des Delegationswiderrufes 
ausdrücklich vorsehen. 
 
Ein Entzug der Geschäftsführung unter gleichzeitiger Delegationsmöglichkeit ist ausschließlich bei 
jenen Angelegenheiten möglich, die nach dem gesetzlichen Grundkonzept in die Zuständigkeit der 
Geschäftsführer fallen. Eine Delegation von Angelegenheiten, die nach dem GesG in den 
ausschließlichen Zuständigkeitsbereich der Gesellschafterversammlung fällt, ist wegen der 
zwingenden Kompetenzregelung des § 150 Abs 1 nicht zulässig.224 
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1.12. 4.4 Wettbewerbsverbot, Verschwiegenheitspflicht 
 
25. 4.4.1 Wettbewerbsverbot 
 
Für die Geschäftsführer ist in § 25 ein Wettbewerbsverbot normiert. Demnach ist es gem Abs 1 
leg cit dem Geschäftsführer untersagt, eine Beteiligung an einer anderen 
Wirtschaftsorganisation225 zu erwerben (ausgenommen, der Beteiligungserwerb erfolgt durch 
Aktien an einer „offenen“ AG) oder dort als leitender Repräsentant tätig zu sein, sofern die 
Wirtschaftsorganisation eine „identische“ (azonos) Tätigkeit wie die GmbH ausübt (§ 25 Abs 1 
erster Fall). Der Gesellschaftsvertrag oder ein Beschluß der Gesellschafterversammlung kann den 
betreffenden Geschäftsführer von diesem Verbot entbinden. 
 
Das Gesetz führt nicht aus, unter welchen Voraussetzungen die Tätigkeit einer  Wirtschafts-
organisation mit jener der GmbH ident ist. Nach Sárközy genügt es, daß eine bestimmte Tätigkeit 
im Unternehmensgegenstand des Gesellschaftsvertrages bzw der Satzung der betroffenen 
Unternehmen enthalten ist; nicht erforderlich ist, daß diese Tätigkeit von einem der Unternehmen 
auch tatsächlich ausgeübt wird.226  
 
Die einzelnen durch das TEÁOR227 klassifizierten Tätigkeiten sind großteils in sehr ausführlicher 
und detaillierter Weise formuliert. In der Praxis werden bei Gründung einer Gesellschaft nicht nur 
die tatsächlich geplanten Betätigungen, sondern darüber hinaus alle erdenklichen, künftig 
möglicherweise in Betracht kommenden Tätigkeiten in den Unternehmensgegenstand des 
Gesellschaftsvertrages aufgenommen, damit im Falle einer geringfügigen Änderung der 
ausgeübten Tätigkeiten eine formale Änderung des Gesellschaftsvertrages unterbleiben kann. 
Dabei sind vor allem die relativ vage definierten Tätigkeiten des Klassifizierungssystems beliebt.228 
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 Zum Begriff der Wirtschaftsorganisation FN 135. 
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Auch steuerrechtliche Begünstigungen können die Auswahl der unternehmerischen Tätigkeiten 
beeinflussen. Aus diesen Gründen ist es möglich, daß in den registrierten 
Unternehmensgegenständen zweier Gesellschaften die gleiche TEÁOR-Kennzahl aufscheint, 
obwohl diese Tätigkeit von keiner der beiden Gesellschaften tatsächlich ausgeübt wird. ME ist dem 
Gesetzgeber nicht zu unterstellen, daß sich der Ausschließungsgrund auch auf Tätigkeiten 
bezieht, die von der GmbH nicht tatsächlich ausgeübt werden. Die Identität bestimmter Tätigkeiten 
ist daher nicht bloß anhand der Umschreibungen des Unternehmensgegenstandes oder der 
registrierten TEÁOR-Kennzahlen zu beurteilen, sondern es muß darüber hinaus auch die 
tatsächlich ausgeübte unternehmerische Tätigkeit der Gesellschaft berücksichtigt werden. 
 
Vom Ausschließungsgrund des Beteiligung an einer anderen Wirtschaftsorganisation sind Aktien 
einer „offenen“ AG nicht umfaßt. Diese Ausnahme wird damit begründet, daß der Erwerb von 
Inhaberaktien aufgrund der Anonymität des Aktionärs ohnedies nicht kontrollierbar ist.229 
 
§ 25 Abs 2 untersagt den Geschäftsführern, den Abschluß von Geschäften im eigenen Namen 
vorzunehmen, wenn diese vom Unternehmensgegenstand der Gesellschaft umfaßt sind. Im 
Unterschied zu Abs 1 leg cit ist nicht die tatsächlich ausgeübte Tätigkeit, sondern der 
gesellschaftsvertraglich definierte Unternehmensgegenstand maßgeblich, selbst wenn einzelne 
darin vorkommende Tätigkeiten tatsächlich nicht ausgeübt werden. Durch eine besondere 
Bestimmung im Gesellschaftsvertrag kann die Ausübung der Tätigkeit dem Betreffenden 
ausdrücklich gestattet werden. Im Unterschied zu den Wettbewerbsbestimmungen nach § 25 
Abs 1 genügt ein einfacher Gesellschafterbeschluß zur Entbindung nicht.230 Das Verbot gilt nicht 
nur für den Geschäftsführer, sondern erstreckt sich auch auf dessen nahe Angehörige im Sinne 
des § 685 lit b BGB.231 
 
Fraglich ist, ob das Wettbewerbsverbot nach § 25 Abs 2 für alle erdenklichen Geschäfte gelten 
soll, da das Gesetz nicht zwischen Privatgeschäften oder sonstigen Geschäften des 
Geschäftsführers unterscheidet. Die Materialien äußern sich dazu nicht. ME kann dem 
Gesetzgeber nicht unterstellt werden, daß sich das Verbot auch auf Privatgeschäfte erstrecken 
soll: Fällt beispielsweise unter den Unternehmensgegenstand der Gesellschaft der Handel mit 
gebrauchten Kraftfahrzeugen, würde die Veräußerung eines privaten Gebrauchtwagens durch 
einen nahen Angehörigen des Geschäftsführers gegen das Wettbewerbsverbot verstoßen. Der 
Begriff des Geschäftes im § 25 Abs 2 ist daher teleologisch zu reduzieren, sodaß darunter nur die 
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in Erwerbsabsicht geschlossenen Verträge, nicht jedoch Privatgeschäfte des Geschäftsführers 
fallen. 
 
Das Gesetz schließt nicht aus, daß mit dem Geschäftsführer strengere Beschränkungen vereinbart 
werden.232 Wird ein Konkurrenzverbot bedungen, welches auch nach Beendigung der Geschäfts-
führerstellung hinaus wirksam sein soll, sind - im Falle eines Arbeitsverhältnisses - auch die 
Beschränkungen des ArbGB beachtlich.233 
 
Schadenersatzansprüche für Verletzung des Wettbewerbsverbotes müssen gem § 25 Abs 4 
innerhalb eines Jahres ab Eintritt des Schadens geltend gemacht werden. Eine subjektive 
Präklusivfrist ist - im Unterschied zu den arbeitsrechtlichen Wettbewerbsbestimmungen - im GesG 
nicht vorgesehen.  
 
26. 4.4.2 Verschwiegenheitspflicht 
 
Gem § 27 Abs 1 sind die Geschäftsführer verpflichtet, die über Angelegenheiten der Gesellschaft 
erworbenen Informationen als Geschäftsgeheimnis zu wahren. Der Begriff des 
Geschäftsgeheimnisses selbst wird im GesG nicht definiert; mE kann zur Interpretationshilfe die 
Legaldefinition des § 4 Abs 3 lit a UWG herangezogen werden: Demnach sind unter 
Geschäftsgeheimnis alle mit der wirtschaftlichen Tätigkeit verbundenen Tatsachen, Informationen, 
Lösungen oder Daten zu verstehen, an deren Geheimhaltung der Berechtigte ein berechtigtes 
Interesse hat und für die der Berechtigte im Interesse der Geheimhaltung die notwendigen 
Maßnahmen ergriffen hat.234 Die Verschwiegenheitspflicht gilt grundsätzlich nur gegenüber Dritten 
und nicht den Gesellschaftern gegenüber, dies folgt aus der gesellschaftsrechtlichen 
Auskunftspflicht der Geschäftsführer. Die Geschäftsführer können jedoch auch gegenüber den 
Gesellschaftern das Geschäftsgeheimnis wahren und die Erteilung von Auskünften bzw das 
                                               
232
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Bucheinsichtsrecht gegenüber den Gesellschaftern verweigern, wenn die Ausübung dieser Rechte 






1.13. 4.5 Haftung der Geschäftsführer 
 
27. 4.5.1 Allgemeines, Sorgfaltsmaßstab 
 
Die Geschäftsführer haben bei der Geschäftsführung jene Sorgfalt anzuwenden, wie sie von 
Personen, die eine solches Amt bekleiden, im allgemeinen erwartet werden kann. Dabei haben sie 
vorrangig die Interessen der Gesellschaft zu beachten. Für Schäden, die der Gesellschaft durch 
schuldhafte Verletzung von Rechtsvorschriften, des Gesellschaftsvertrages oder von 
Gesellschafterbeschlüsse verursacht wurden, haften die Geschäftsführer nach den Vorschriften 
des bürgerlichen Rechtes (§ 29 Abs 1).236 Die Geschäftsführer müssen daher Fachwissen und die 
Fähigkeiten, die zur Geschäftsführung der GmbH erforderlich sind, besitzen. Das GesG normiert  
einen im Vergleich zum allgemeinen bürgerlichen Recht erhöhten objektiven 
Verschuldensmaßstab. Auf die subjektiven Fähigkeiten der konkreten Person, die die leitende 
Funktion ausübt, kommt es nicht an. Der Geschäftsführer kann sich daher nicht auf fehlende 
Fachkenntnisse berufen.237 
 
Die Ersatzpflicht ist im übrigen nach den bürgerlich-rechtlichen Schadenersatzvorschriften zu be-
urteilen. Maßgeblich sind die Bestimmungen des § 318 Abs 1 BGB über die Schadenersatzpflicht 
für Vertragsverletzungen, woraus folgt, daß die Haftung der Geschäftsführer eine Verschuldens-
haftung ist. Im Unterschied zu der deliktischen Haftung nach § 339 Abs 2 BGB kann die Höhe der 
Ersatzpflicht durch das Gericht nicht gemäßigt werden.238 Auf Haftungsbeschränkungen nach 
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sonstigen Rechtsvorschriften (insb nach den Bestimmungen des ArbGB) können sich die 
Geschäftsführer nicht berufen. Die Haftpflicht der Geschäftsführer kann vertraglich nicht für 
Schäden beschränkt oder ausgeschlossen werden, die durch vorsätzliches oder grob fahrlässiges 
Verhalten, oder durch eine strafbare Handlung verursacht wurden, darüber hinaus nicht für 
Körperverletzung, Gesundheitsschädigung und Tötung (§ 314 Abs 1 BGB). Eine entgegen diesem 
Verbot geschlossene Vereinbarung ist nichtig.239 Eine Beschränkung oder der Ausschluß der 
Haftung ist jedoch nach § 314 Abs 2 BGB ausnahmsweise zulässig, wenn die dem 
Geschäftsführer zustehende Gegenleistung - sohin seine Vergütung - entsprechend gesenkt 
wird.240  
 
Der Ausschluß arbeitsrechtlicher Haftungsbeschränkungen hat nach der Rsp keinen Einfluß auf 
die Gerichtszuständigkeit: Steht oder stand der Geschäftsführer mit der Gesellschaft in einem 
Arbeitsverhältnis, sind für die Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen der Gesellschaft 
gegen den Geschäftsführer die Arbeitsgerichte zuständig, welche in diesem Fall nicht die 
arbeitsrechtlichen Spezialbestimmungen, sondern die allgemeinen bürgerlich-rechtlichen 
Schadenersatzvorschriften anzuwenden haben.241  
 
28. 4.5.2 Haftung gegenüber der Gesellschaft 
 
Die Haftung des Geschäftsführers nach § 29 besteht nur gegenüber der Gesellschaft.242 Für un-
mittelbare Schadenersatzansprüche der Gesellschafter gegen den Geschäftsführer gibt es 
grundsätzlich keine gesetzliche Grundlage,243 die Gesellschafter können daher keinen 
Ersatzanspruch wegen Verringerung der Dividende aufgrund mangelhafter Geschäftsführung 
geltend machen. Gesellschafter, die zusammen über zumindest zehn Prozent der Stimmen 
verfügen, können jedoch die klagsweise Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen der 
GmbH gegen den Geschäftsführer durchsetzen (§ 51 Abs 5). 
 
Im Falle einer Einpersonen-GmbH ist der Geschäftsführer gem § 22 Abs 5 von der Haftung befreit, 
wenn der Alleingesellschafter dem Geschäftsführer Kompetenzen entzieht oder ihm Weisungen 
erteilt. ME ist die Befreiung von der Haftung nicht nur bei der Einpersonengesellschaft, sondern 
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auch auf alle Bereiche analog auszudehnen, in denen dem Geschäftsführer Geschäftsführungs-
kompetenzen entzogen werden: Dies ist zB dann der Fall, wenn der Gesellschaftsvertrag eine 
Angelegenheit in den ausschließlichen Zuständigkeitsbereich der Gesellschafterversammlung gem 
§ 150 Abs 2 lit n verweist oder dem Geschäftsführer aufgrund einer Klausel nach § 22 Abs 4 
bestimmte Geschäftsführungsangelegenheiten entzieht. Nach den Wertungen des Gesetzes kann 
nicht angenommen werden, daß der Geschäftsführer für Schäden verantwortlich gemacht werden 
soll, die außerhalb seines Einflußbereiches eingetreten sind. Hingegen bleibt in jenen Bereichen, 
in denen dem Geschäftsführer keine Weisungen erteilt bzw keine Kompetenzen entzogen werden 
können, die strenge Haftung des Geschäftsführers aufrecht. Unzulässige Weisungen (besser: 
Weisungsversuche) seines Dienstgebers befreien den Geschäftsführer nicht von der Ersatzpflicht. 
 
Gem § 29 Abs 2 haften die Geschäftsführer solidarisch, wenn sie gemeinsam 
zeichnungsberechtigt sind. Diese Bestimmung regelt die Haftung der Geschäftsführer für jene 
Schäden, die durch eine gemeinsame Entscheidung schuldhaft verursacht wurden. Schließen die 
Geschäftsführer beispielsweise namens der GmbH einen Vertrag ab, ohne die vorgeschriebene 
Zustimmung des Aufsichtsrates einzuholen, haften die Geschäftsführer für allfällige daraus 
entstandene Schäden zur ungeteilten Hand. Sind die Geschäftsführer hingegen 
einzelzeichungsberechtigt, haftet jeder nur für den von ihm gesetzten Vertretungsakt.244  
 
Nach dem Wortlaut des Gesetzes scheint sich die Solidarhaftung bei Gesamtvertretung auch auf 
jene Geschäftsführer zu erstrecken, die sich am schädigenden Vertretungsakt nicht beteiligten. 
Dies kann zB dann der Fall sein, wenn die GmbH drei Geschäftsführer hat, von denen jeweils zwei 
die Gesellschaft vertreten können. ME haftet in solch einem Fall der an der Handlung unbeteiligte 
Geschäftsführer nicht, da für die Geschäftsführerhaftung die allgemeinen Regeln des bürgerlichen 
Rechtes beachtlich sind.245 Die Solidarhaftung nach § 344 Abs 1 BGB setzt voraus, daß mehrere 
Schädiger einen Schaden gemeinsam verursacht haben. Der Begriff der gemeinsamen 
Verursachung setzt jedoch einen einheitlichen Willen der Schädiger voraus.246 Hatte der dritte 
Geschäftsführer von der schädigenden Handlung der beiden übrigen keine Kenntnis, kommt 
mangels gemeinsamer Verursachung eine Solidarhaftung nicht in Betracht. Dies bedeutet jedoch 
nicht, daß der Betroffene generell von der Haftung befreit wird: Eine Schadenersatzpflicht für seine 
Untätigkeit wird nämlich dann in Betracht kommen, wenn er vom drohenden Schaden wissen hätte 
müssen und dennoch nicht die erforderlichen Maßnahmen zur Abwendung ergriffen hat. In diesem 
Fall haftet der Betreffende jedoch nicht solidarisch, sondern gem § 344 Abs 2 BGB nur für seinen 
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Anteil am Schaden. Lassen sich die Anteile nicht feststellen (was idR der Fall sein wird), ist der 
Schaden im gleichen Verhältnis aufzuteilen.  
 
Da der Anknüpfungspunkt für die Haftung die Zeichnungsberechtigung des Geschäftsführers ist, 
läßt das Gesetz offen, wie die Haftungsregeln anzuwenden sind, wenn ein Schaden ohne Setzung 
eines Vertretungsaktes durch eine bloße Handlung im Innenverhältnis verursacht wurde. ME ist zu 
berücksichtigen, daß das Gesetz keine formale Gegenüberstellung der Tätigkeitsfelder der 
Geschäftsführer in Geschäftsführung und Vertretung kennt; es ist daher nicht anzunehmen, daß 
der Gesetzgeber die Haftung gegenüber der Gesellschaft für interne Geschäftsführungs-
handlungen anders regeln wollte. Die Grundsätze der Haftung sind daher ebenso anzuwenden, 
wenn es sich um einen bloßen internen Akt der Geschäftsführer gehandelt hat. 
 
Das Gesetz normiert in § 29 Abs 2 letzter Satz eine Haftungsbefreiung für ein Mitglied des 
Vorstandes einer AG für einen schädigenden Vorstandsbeschluß, wenn der Betreffende entweder 
gegen den Beschluß gestimmt oder an der Entscheidung nicht teilgenommen hat und darüber 
hinaus den Aufsichtsrat innerhalb von 15 Tagen über den Beschluß schriftlich informiert. ME ist 
diese Bestimmung für einzelne Geschäftsführer der GmbH nicht sinngemäß anwendbar, da 
Entscheidungen der GmbH-Geschäftsführung nicht kollektiv durch Mehrheitsbeschluß erfolgen 
und daher keine übereinstimmenden Voraussetzungen für einen Analogieschluß vorliegen. Der 
Gesetzgeber wollte diese Haftungsbefreiung ausschließlich bei der AG vorsehen, sodaß e 
contrario die Anwendung dieser Bestimmung auf andere Gesellschaftsformen ausgeschlossen 
ist.247 
 
Für die Verjährung von Schadenersatzansprüchen der Gesellschaft sind mangels besonderer 
Vorschriften die Bestimmungen des BGB anzuwenden. Nach der allgemeinen Vorschrift des § 324 
Abs 1 BGB verjähren Forderungen binnen fünf Jahren. Diese Frist beginnt bei Schadenersatz-
ansprüchen grundsätzlich mit dem Eintritt des Schaden zu laufen. Erlangt der Geschädigte aus 
entschuldbaren Gründen vom Eintritt des Schadens keine Kenntnis, so kann nach der Judikatur 
die Verjährungsfrist nicht früher als ein Jahr nach Kenntnisnahme des Schadens durch den 
Geschädigten ablaufen (§ 326 Abs 2 BGB).248 
 
Wird die GmbH ohne Rechtsnachfolger aufgelöst, können gem § 29 Abs 4 die Gesellschafter 
selbst einen allfälligen Schadenersatzanspruch der Gesellschaft gegen die Geschäftsführer 
geltend machen. Dieser Anspruch unterliegt einer einjährigen Verjährungsfrist, gerechnet ab 
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Löschung der Gesellschaft aus dem Firmenregister.249 Jeder Gesellschafter kann den Anspruch 
jedoch nur im Verhältnis des ihm bei der Auflösung der Gesellschaft zustehenden Anteiles an der 
Vermögensverteilung geltend machen. Der Anspruch der Gesellschafter beruht auf einer 
Legalzession und steht daher den Gesellschaftern nicht zu, wenn dieser schon vor Löschung der 
Gesellschaft durch einen Konkursverwalter zwecks Befriedigung der Gläubiger der Gesellschaft 
realisiert wurde.250 
 
29. 4.5.3 Haftung gegenüber Dritten 
 
Gem § 29 Abs 3 haftet die Gesellschaft für Schäden, die der Geschäftsführer in Ausübung seines 
Amtes Dritten verursacht hat. Der Geschäftsführer haftet gegenüber Dritten grundsätzlich nicht 
unmittelbar. Für die Schadenersatzpflicht der Gesellschaft sind die allgemeinen Schadenersatz-
vorschriften des BGB maßgeblich. Die Gesellschaft kann den erlittenen Vermögensnachteil uU 
gegen den Geschäftsführer als eigenen Schadenersatzanspruch geltend machen.251 Dieser 
Anspruch kann vom Gläubiger der Gesellschaft im Exekutionsverfahren gepfändet werden; zum 
Schutz des Gläubigers kann die Gesellschaft auf diesen Anspruch nicht verzichten.252  
 
Vereinzelt wird die Meinung vertreten, daß die Geschäftsführer gegenüber Dritten generell nicht 
haften.253 Dies ist mE verfehlt, da eine unmittelbare Ersatzpflicht jedenfalls in folgenden Fällen in 
Betracht kommt: 
 
a) Die Geschäftsführer haften gegenüber den Gläubigern der Vorgesellschaft unbeschränkt 
und solidarisch, falls die firmengerichtliche Eintragung der Vor-GmbH abgewiesen wird, 
sofern trotz der beschränkten Haftung der Gesellschafter die Verbindlichkeiten nicht 
zur Gänze befriedigt wurden (§ 15 Abs 3). 
 
b) Die Geschäftsführer haften unbeschränkt und solidarisch für alle Schäden, die durch die 
Unrichtigkeit der im Firmenbuch anzumeldenden Daten, Rechte und Tatsachen oder 
durch eine verspätete oder versäumte Anmeldung verursacht werden (§ 26 Abs 2).254 
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Obwohl weder der Gesetzeswortlaut noch die Materialien255 klarstellen, daß die 
Haftung auch gegenüber Dritten besteht, ergibt sich dies mE aus einem logisch-
systematischen Zusammenhang mit § 29 Abs 1: Die Bestimmung nach § 26 Abs 2 
wäre nämlich überflüssig, wenn die Ersatzpflicht der Geschäftsführer für die Verletzung 
firmenrechtlicher Anmeldepflichten ausschließlich gegenüber der GmbH bestünde, weil 
die Haftung der Geschäftsführer gegenüber der Gesellschaft ohnedies auf die 
allgemeine Schadenersatzbestimmung nach § 29 Abs 1 gestützt werden kann.256 
 
c) Eine unmittelbare Haftung des Geschäftsführers gegenüber Dritten kommt nach den 
allgemeinen Bestimmungen des Schadenersatzrechtes bei deliktischer Schädigung 
zum Tragen, dies insb im Zusammenhang mit strafbaren Handlungen wie zB bei 
Betrug gegenüber Gläubigern (§ 318 StGB), Schädigung von Käufern (§ 328 StGB)257 
oder bei Kreditschädigung (§ 330 StGB)258. Eine unmittelbare Ersatzpflicht kommt 
ferner auch bei Beteiligung an Wettbewerbsverstößen der Gesellschaft in Betracht.259 
 
d) Bei Verkürzung von Steuerschulden der Gesellschaft kann der Geschäftsführer von der 
Steuerbehörde persönlich zur Haftung herangezogen werden (§ 25 Abs 2 lit f 
SteuerO). Ebenso haftet der Geschäftsführer für nicht entrichtete Sozialversicherungs-
beiträge der Gesellschaft (§ 56 Abs 2 SozVersG). 
 
Ferner soll nach Flór eine unmittelbare Haftung der Geschäftsführer gegenüber Gläubigern der 
GmbH in all jenen Fällen in Betracht kommen, in denen die Geschäftsführer eine Bestimmung 
verletzt haben, die dem Schutz der Gläubiger dient. 260 Eine derartige umfassende Rechtsfolge 
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1.14. 4.6 Sonstige Vertretungsberechtigte 
 
Die GmbH wird in erster Linie durch ihre Geschäftsführer vertreten. Daneben besteht die 
Möglichkeit, daß neben den Geschäftsführern ein Prokurist oder sonstige, durch die 
Geschäftsführung bevollmächtigte Arbeitnehmer, als Vertreter für die GmbH einschreiten. In 
einzelnen Angelegenheiten kann auch außenstehende Personen, beispielsweise Rechtsanwälten 
im Rahmen der rechtlichen Vertretung, ein Vertretungsrecht eingeräumt werden.261 
 
30. 4.6.1 Prokurist  
 
30.1. 4.6.1.1 Begriff 
 
Durch das GesG wurde den Gesellschaftern die Möglichkeit eröffnet, einen Prokuristen 
(cégvezető; wörtlich: „Firmenleiter“) zu bestellen, indem einem Arbeitnehmer ein umfassendes 
Vertretungsrecht mit gesetzlich fixiertem Umfang eingeräumt wird (§ 39 Abs 2). Obwohl das 
frühere GesG 1988 im Bereich der GmbH weitgehend dispositiv war, wurde die Einsetzung des 
Prokuristen im Gesellschaftsvertrag von der ungarischen Rsp bislang mit der Begründung ab-
gelehnt, daß das Gesetz ein derartiges Rechtsinstitut nicht kennt, wodurch die Bestellung eines 
solchen Amtsträgers nicht möglich sei.262 
 
Der Prokurist übt seine Aufgabe selbständig aus, wobei er den Geschäftsführern untergeordnet ist 
und deren Weisungen zu befolgen hat.263 Falls der Prokurist die Rechtmäßigkeit oder Zweckmäßig 
der von einem Geschäftsführer erhaltenen Weisung bestreitet, kann er sich an den Aufsichtsrat 
wenden (§ 39 Abs 3). Das Gesetz sieht keine Rechtsfolgen vor, wenn der Prokurist eine 
bestrittene Weisung dem Aufsichtsrat anzeigt. So ist insb nicht vorgeschrieben, daß in diesem Fall 
die Weisung außer Kraft tritt, bzw erst nach Bestätigung durch den Aufsichtsrat wirksam wird oder 
ein Übergang des Weisungsrechtes auf den Aufsichtsrat erfolgt. Daher entbindet mE die Meldung 
der unzweckmäßigen oder rechtswidrigen Weisung an den Aufsichtsrat den Prokuristen nicht; er 
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ist daher nach wie vor grundsätzlich zur Ausführung der Weisung verpflichtet. Es obliegt dem 
Aufsichtsrat als Kontrollorgan, die notwendigen Schritte zu setzten.  
 
Mangels gesetzlicher Regelung ist fraglich, inwiefern der Prokurist seine Befugnis zur Anzeige un-
rechtmäßiger oder unzweckmäßiger Weisungen ausüben kann, wenn bei der GmbH kein 
Aufsichtsrat eingerichtet ist. Da der Prokurist grundsätzlich weder zur Einberufung der 
Gesellschafterversammlung berechtigt ist, noch ohne besondere Einladung an der Versammlung 
teilnehmen kann, kann sich der Prokurist mE nur direkt an die einzelnen Gesellschafter wenden 
und allenfalls die Einberufung der Gesellschafterversammlung anregen. 
 
30.2. 4.6.1.2 Bestellung 
 
Die Bestellung des Prokuristen fällt in den Zuständigkeitsbereich der Gesellschafterversammlung 
(§ 39 Abs 2). Eine förmliche Ermächtigung im Gesellschaftsvertrag zur Bestellung eines 
Prokuristen ist nicht erforderlich, die Befugnis der Gesellschafter zur Erteilung der Prokura ergibt 
sich direkt aus dem Gesetz. ME kann der Gesellschaftsvertrag die Kompetenz zur Verleihung der 
Prokura aufgrund eines Größenschlusses aus § 33 Abs 1 an den Aufsichtsrat übertragen.264 Die 
Geschäftsführer sind zur Bestellung des Prokuristen nicht befugt. Der Prokurist ist als Zeichnungs-
berechtigter unter Angabe der Art der Zeichnungsberechtigung in das Firmenregister einzutragen 
(§ 12 Abs 1 lit h f FirmenG). 
 
Für die Bestellung des Prokuristen gelten die gleichen Ausschließungsgründe wie für den 
Geschäftsführer.265 Nach dem Wortlaut des Gesetzes kann die Gesellschaft grundsätzlich nur 
einen Prokuristen bestellen. Die Einsetzung von mehreren Prokuristen ist zulässig, sofern die 
Gesellschaft ihre geschäftliche Tätigkeit auch an einer Filial- oder Zweigniederlassung ausübt.266 In 
diesem Fall beschränkt der Gesetzeswortlaut die Anzahl der Prokuristen der Höhe nach nicht; insb 
ist nicht vorgeschrieben, daß pro Niederlassung nur ein Prokurist bestellt werden darf. Eine bloße 
Wortinterpretation führt daher zu dem eigenartigen Ergebnis, daß die Gesellschaft bloß einen 
Prokuristen bestellen darf, wenn sie lediglich an ihrem Sitz ihre Tätigkeit ausübt, jedoch 
Prokuristen in unbeschränkter Anzahl einsetzen kann, sobald sie auch nur über eine weitere 
Niederlassung verfügt. Diese Regelung ist mE teleologisch zu reduzieren und so zu verstehen, 
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30.3. 4.6.1.3 Umfang der Vertretungsmacht 
 
Nach dem GesG besitzt der Prokurist ein „allgemeines Vertretungsrecht“ (általános jellegű 
képviseleti jog). Der Prokurist kann daher ohne besondere Ermächtigung sämtliche gerichtliche 
und außergerichtliche Rechtshandlungen im Namen der GmbH setzen. Er kann daher auch 
Liegenschaften belasten und veräußern.268 Eine Begrenzung dieses umfassenden 
Vertretungsrechtes durch die Gesellschafter ist im Gesetz nicht vorgesehen. Aufgrund des 
zwingenden Charakters des GesG ist ein Abweichen von der gesetzlichen Vertretungsregelung 
nicht zulässig, sodaß die Vertretungsbefugnis des Prokuristen nicht beschränkbar ist.  
 
Nicht von der Prokura umfaßt sind mE jene Rechtshandlungen, die durch das Gesetz ausdrücklich 
den leitenden Amtsträgern zugewiesen wurden, da diese Aufgaben von den Geschäftsführern 
persönlich wahrzunehmen sind und eine Vertretung nicht zulässig ist (§ 22 Abs 3 Satz 2). Darunter 
fällt zB die Anmeldung zur Eintragung firmengerichtlicher Daten, Einforderung fälliger 
Stammeinlagen oder Nachschüsse, Erteilung einer Gattungsvollmacht an einen Arbeitnehmer, die 
Einberufung der Gesellschafterversammlung und die Führung des Versammlungsprotokolls und 
des Beschlußbuches, die Abwicklung der schriftlichen Fassung eines Gesellschafterbeschlusses 
und die Führung des Gesellschafterverzeichnisses.269 Gem § 39 Abs 5 kann der Prokurist das 
Vertretungsrecht einem anderen nicht übertragen oder Untervollmacht erteilen. 
 
Der Prokurist ist grundsätzlich alleine zur Vertretung der Gesellschaft, einschließlich der Zeichnung 
über das Bankkonto der Gesellschaft, befugt, soferne der Gesellschaftsvertrag nichts anderes 
bestimmt. Der Gesellschaftsvertrag kann jedoch dem Prokuristen gemeinsam mit einem 
Geschäftsführer Kollektivvertretungsbefugnis einräumen. Die Form der Zeichnung des Prokuristen 
entspricht der des Geschäftsführers, die Beifügung eines auf die Prokura hinweisenden Zusatzes 
bei der Unterschrift ist gesetzlich nicht vorgeschrieben.270 
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Das GesG enthält keine Vorschrift darüber, daß die Vertretungsmacht des Prokuristen auf eine 
Niederlassung beschränkt werden kann.271 Auch die Materialien äußern sich zu der Möglichkeit 
einer Filialprokura nicht.272 ZT wird – ohne weitere Begründung - die Meinung vertreten, daß eine 
Beschränkung des Vertretungsrechtes auf eine bestimmte Niederlassung zulässig sei.273 ME ist 
diese Ansicht verfehlt, da eine Beschränkung des im § 39 Abs 2 festgelegten Umfangs des 
Vertretungsrechtes nur auf Grund einer gesetzlichen Ermächtigung möglich wäre. Darüber hinaus 
werden allfällige Beschränkungen der Vertretungsmacht im Firmenregister nicht eingetragen,274 
wodurch die Begrenzung des Vertretungsrechtes auf eine bestimmte Niederlassung gegenüber 




30.4. 4.6.1.4 Haftung des Prokuristen 
 
Im Unterschied zu der Geschäftsführerhaftung sieht das GesG keine besondere 
Haftungsbestimmungen für den Prokuristen vor.275 Da die Bestellung zum Prokuristen ein 
Arbeitsverhältnis voraussetzt, gelten grundsätzlich die Bestimmungen des ArbGB.276 Dies bedeutet 
jedoch nicht zwangsläufig, daß auf den Prokuristen die allgemeinen arbeitsrechtlichen 
Haftungsbeschränkungen nach § 167 ff ArbGB anzuwenden sind: Ist der Prokurist nämlich als 
Arbeitnehmer in leitender Stellung im Sinne des ArbGB zu qualifizieren, gelten für die in Ausübung 
der leitenden Tätigkeit entstandenen Schäden die Bestimmungen über die Dienstnehmerhaftpflicht 
nicht, wodurch die Haftung nach bürgerlichem Recht zum Tragen kommt, welche der Höhe nach 
nicht beschränkt ist (§ 193 Abs 1 ArbGB).277 
 
                                               
271
 So kann zB in Österreich gem § 50 Abs 3 öHGB die Prokura auf eine Niederlassung beschränkt werden, 
was im Firmenbuch bei den persönlichen Daten des eingetragenen Prokuristen einzutragen ist (dazu 
Eiselsberg/Schenk/Weißmann, FBG § 3 Rz 14).  
272
 Vgl ErläutGV zu §§ 39-40. 
273
 So Sárközy in Sárközy, 103; Harsányi in Miskolczi Bodnár, 173. 
274
 Vgl § 12 f FirmenG; vgl Gál in Sárközy, 562; Gál/Vezekényi, 235. 
275
 Zur Haftung der Geschäftsführer 3.3.5. 
276
 Sárközy in Sárközy, 103. 
277
 Dazu 4.2.4.1. 
83 
Da der Prokurist nach dem gesetzlichen Modell seine Aufgaben selbständig wahrnimmt, wird er 
grundsätzlich als Arbeitnehmer in leitender Stellung278 zu qualifizieren sein.  Sofern die 
Geschäftsführer jedoch durch Weisungen in seinen Aufgabenbereich eingreifen oder sonst seine 
Entscheidungsfreiheit einschränken, wird in diesen Bereichen mangels Selbständigkeit von einer 
leitenden Stellung nicht mehr gesprochen werden können. In diesen Fällen greifen daher mE die 
allgemeinen arbeitsrechtlichen Haftungsbeschränkungen nach § 167 ff ArbGB voll ein. Ob eine 
arbeitsrechtliche Begrenzung der Schadenersatzpflicht des Prokuristen Anwendung findet, ist 
daher im konkreten Einzelfall anhand des Umfangs seiner Entscheidungsfreiheit in der 
gegenständlichen Angelegenheit zu beurteilen.  
 
31. 4.6.2 Bevollmächtigte 
 
§ 39 Abs 4 gestattet den Geschäftsführern, bestimmte Arbeitnehmer der Gesellschaft zur 
Vertretung der GmbH zu ermächtigen. Die Geschäftsführer dürfen den Betreffenden jedoch keine 
Generalvollmacht erteilen, sondern nur in Form einer Gattungsvollmacht autorisieren, da das 
Gesetz die Erteilung einer Vollmacht an Arbeitnehmer nur für „bestimmte Gruppen von 
Angelegenheiten“ (ügyek meghatározott csoportjai) zuläßt. Bevollmächtigte können nur durch die 
Geschäftsführer bestellt werden, die Gesellschafterversammlung ist dazu nicht befugt.279 ME kann 
jedoch aufgrund einer besonderen Bestimmung im Gesellschaftsvertrag diese Kompetenz den 
Geschäftsführern entzogen werden bzw die Bestellung von Bevollmächtigten an die Genehmigung 
des Aufsichtsrates gebunden werden.280 ME ist der Bevollmächtigte - so wie der Prokurist - als 
Zeichnungsberechtigter unter Angabe der Art der Zeichnungsberechtigung in das Firmenregister 
einzutragen (§ 12 Abs 1 lit h f FirmenG). Die Einschränkung des Vertretungsrechtes auf bestimmte 
Gattungen von Geschäften ist gegenüber gutgläubigen Dritten nicht wirksam, da Beschränkungen 
der Vertretungsmacht im Firmenregister nicht eingetragen werden.281  
 
Der Bevollmächtigte kann grundsätzlich nur gemeinsam mit einem weiteren Vertretungs-
berechtigten die Gesellschaft vertreten. Der Gesellschaftsvertrag kann jedoch die Art der 
Zeichnung anders regeln und auch dem Bevollmächtigten Einzelvertretungsbefugnis erteilen. Die 
Form der Zeichnung entspricht - wie beim Prokuristen - der des Geschäftsführers, die Beifügung 
eines auf die Vollmacht hinweisenden Zusatzes ist nicht erforderlich. Der Bevollmächtigte kann die 
Vollmacht weder einem anderen übertragen noch Untervertreter bestellen (§ 39 Abs 5). 
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Das GesG regelt über ein Weisungsrecht der Geschäftsführer gegenüber dem Bevollmächtigten 
nichts. ME folgt aus einem Größenschluß aus § 39 Abs 3 die Weisungsgebundenheit des 
Bevollmächtigten gegenüber den Geschäftsführern: Nach dieser Bestimmung haben die von der 
Gesellschafterversammlung ernannten Prokuristen - welche ihre Aufgaben selbständig erledigen - 
die Weisungen der Geschäftsführer zu befolgen. Umso mehr muß dies auch für einen sonstigen 
Bevollmächtigten der Gesellschaft gelten. 
 
Da der Bevollmächtige seine Aufgaben nicht selbständig wahrnimmt und nur über ein 
beschränktes Vertretungsrecht verfügt, wird er idR kein leitender Angestellter im Sinne des ArbGB 
sein. Daher sind die Bestimmungen des ArbGB, einschließlich der allgemeinen arbeitsrechtlichen 
Haftungsbeschränkungen nach § 167 ff ArbGB voll anzuwenden.282 Eine Qualifizierung des 
Bevollmächtigten als Arbeitnehmer in leitender Stellung kann jedoch im Einzelfall dennoch in 
Betracht kommen, wenn dem Betroffenen von den Geschäftsführern ein bedeutender 
Entscheidungsspielraum eingeräumt wurde und die von den Geschäftsführern erteilte 
Gattungsvollmacht derart weit formuliert ist, daß sie einer Generalvollmacht nahekommt. 
 
                                               
282




1.15. 5.1 Allgemeines, Aufsichtsratspflicht 
 
Die Einrichtung eines Aufsichtsrates ist im Unterschied zu der AG283 bei der GmbH grundsätzlich 
nicht zwingend vorgeschrieben und ist nur unter bestimmten gesetzlichen Voraussetzungen 
obligatorisch. Die Gesellschafter können jedoch gem § 31 Abs 1 fakultativ einen Aufsichtsrat 
errichten, wenn „dies durch die Anzahl der Gesellschafter, die Bedeutung der Tätigkeit oder den 
Charakter der Gesellschaft geboten erscheint, oder die Gesellschafter dies sonst für notwendig 
halten“. Mit dieser Bestimmung werden mE keine Voraussetzungen für die Schaffung eines 
fakultativen Aufsichtsrates normiert, sondern nur mögliche Motive der Errichtung beispielhaft 
dargestellt. Ein Aufsichtsrat kann daher bei jeder GmbH unabhängig von ihrer Größe und ohne 
besondere Begründung freiwillig errichtet werden.284 In diesem Fall muß dieses Organ jedoch auf 
Grund des Gesellschaftsvertrages geschaffen werden, der Gesellschaftsvertrag kann die 
Errichtung des Aufsichtsrates nicht der Gesellschafterversammlung überlassen. 
 
Die Errichtung eines Aufsichtsrates bei der GmbH ist zwingend, wenn 
 
das Stammkapital der Gesellschaft 50 Millionen Forint übersteigt (§ 31 Abs 2 lit b) und an der 
GmbH mehrere Personen beteiligt sind (hat die GmbH hingegen bloß einen Gesellschafter, 
besteht nach § 31 Abs 3 trotz des hohen Stammkapitals keine Aufsichtsratspflicht); 
 
die Anzahl der vollbeschäftigten Arbeitnehmer der Gesellschaft im Jahresdurchschnitt 200 
Personen übersteigt (§ 31 Abs 2 lit c).  
 
Fraglich ist, wie der Jahresdurchschnitt der vollbeschäftigten Arbeitnehmer zu berechnen ist, da 
das GesG dafür keine Anordnungen trifft. Der Jahresdurchschnitt der Arbeitnehmer ist anhand der 
Daten des vorigen Geschäftsjahres zu ermitteln.285 Das GesG sieht keinen vereinfachten Be-
rechnungsmodus vor (zB aufgrund der Arbeitnehmerzahlen an den jeweiligen Monatsletzten),286 
wodurch der Jahresdurchschnitt anhand der Summen der Arbeitnehmer eines jedes Tages des 
Jahres zu bilden ist. Da die Berechnung des Jahresdurchschnittes aufgrund der Daten des 
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Vorjahres zu erfolgen hat, ist nach dem Gesetzeswortlaut unklar, ob eine neugegründete GmbH 
bereits in ihrem ersten Geschäftsjahr aufsichtsratspflichtig ist, wenn sie mehr als 200 Arbeitnehmer 
voll beschäftigt. Nach der Vorstellung der Gesetzesverfasser besteht die Aufsichtsratspflicht 
bereits im ersten Jahr, wenn das Unternehmen seine Tätigkeit eindeutig mit mehr als 200 
Arbeitnehmern beginnt.287  
 
Eine besondere Regelung enthält das GesG für den Fall, daß die Gesellschaft durch Umgründung 
errichtet wird und die frühere Wirtschaftsgesellschaft bzw der sonstige Rechtsträger mehr als 200 
Arbeitnehmer im Jahresdurchschnitt voll beschäftigt hat: Die Gesellschafter haben im 
Gesellschaftsvertrag der umgegründeten Gesellschaft sicherzustellen, daß die 
Arbeitnehmervertretung in ihrem Aufsichtsrat unmittelbar nach der Umgründung ihre Funktion 
wahrnehmen kann (§ 36 Abs 2). Da die Mitglieder des ersten Aufsichtsrates im 
Gesellschaftsvertrag der neuen Gesellschaft bereits namentlich angeführt sein müssen (§ 123 
Abs 1 lit f), haben die Gründer vor Abschluß des Gesellschaftsvertrages der neuen Gesellschaft 
vom Betriebsrat der umzugründenden Organisation einen Vorschlag für die in den Aufsichtsrat zu 
entsendenden Arbeitnehmervertreter einzuholen. 
 
Das GesG schreibt keine Aufsichtsratspflicht vor, wenn die GmbH herrschende Gesellschaft eines 
Konzerns ist und die Anzahl der Arbeitnehmer aller Konzerngesellschaften 200 übersteigt. Die 
Zahl der Arbeitnehmer der Untergesellschaften der GmbH ist daher nicht hinzuzurechnen. Es ist 
daher möglich, daß innerhalb eines Konzerns, der weit mehr als 200 Personen beschäftigt, keine 
Konzerngesellschaft aufsichtsratspflichtig ist, weil die Arbeitnehmer derart auf die einzelnen 
Gesellschaften verteilt sind, daß bei keiner Gesellschaft der gesetzliche Schwellenwert 
überschritten wird. 
 
Im Gegensatz zu den Bestimmungen über die Anzahl der Geschäftsführer ist die Zahl der 
Aufsichtsratsmitglieder begrenzt: § 31 Abs 1 ordnet an, daß der Aufsichtsrat mindestens aus drei 
und höchstens aus 15 Mitgliedern besteht. Die Festlegung der Obergrenze soll nach dem Willen 
der Gesetzesverfasser die Funktionsfähigkeit des Aufsichtsrates sichern.288 Der 
Gesellschaftsvertrag kann innerhalb dieser Grenzen ein feste Anzahl der Aufsichtsratsmitglieder 
bestimmen oder durch Festlegung einer Mindest- oder Höchstgrenze einengen. ME kann mangels 
besonderer gesetzlicher Anordnung der Gesellschaftsvertrag die tatsächliche Anzahl der 
Aufsichtsratsmitglieder offenlassen, sodaß die Gesellschafterversammlung entscheidet, wie viele 
Personen innerhalb der gesetzlichen Schranken in den Aufsichtsrat gewählt werden. Wenn die 
Zahl der Aufsichtsratsmitglieder unter die im Gesellschaftsvertrag bestimmten Anzahl sinkt, haben 
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die Geschäftsführer zur Wiederherstellung der Funktionsfähigkeit des Aufsichtsrates eine 
Gesellschafterversammlung einzuberufen (§ 34 Abs 5). 
 
1.16. 5.2 Bestellung, Abberufung, Rechtsverhältnis mit der 
Gesellschaft 
 
32. 5.2.1 Bestellung der Aufsichtsratsmitglieder 
 
Zu Aufsichtsratsmitgliedern können Gesellschafter der GmbH oder auch außenstehende Personen 
bestellt werden. Im Gegensatz zu den Regelungen für die Geschäftsführer wird die Bestellung 
juristischer Personen zu Aufsichtsratsmitgliedern im Gesetz nicht ausdrücklich untersagt. Nach 
den Materialien können aber nur natürliche Personen Mitglieder des Aufsichtsrates sein,289 sodaß 
§ 22 Abs 3 analog anzuwenden ist. Dies wird zT auch damit begründet, daß sich aus dem 
persönlichen Charakter der Mitgliedschaft im Aufsichtsrat ergibt, daß nur natürliche Personen in 
den Aufsichtsrat gewählt werden können.290  
 
Grundsätzlich dürfen zu Aufsichtsratsmitglieder keine Personen bestellt werden, die mit der 
Gesellschaft in einem Arbeitsverhältnis stehen (§ 38 Abs 2). Dies schließt mE aber nicht aus, daß 
Arbeitnehmer der Muttergesellschaft in den Aufsichtsrat der Tochter-GmbH entsandt werden. Das 
Verbot des § 38 Abs 2 erstreckt sich nur auf die Kapitalvertreter der Gesellschaft, bei den 
Arbeitnehmervertretern ist hingegen das Arbeitsverhältnis mit der Gesellschaft notwendige 
Voraussetzung der Bestellung.291  
 
Von der Übernahme eines Aufsichtsratsmandates sind absolut ausgeschlossen: 
 
a) Personen, die wegen einer gerichtlich strafbaren Handlung zu einer Freiheitsstrafe verurteilt 
wurden, solange die Vorstrafe nicht getilgt ist (§ 38 Abs 3 iVm § 23 Abs 1); 
 
b) Personen, denen durch gerichtliches Urteil die Ausübung einer bestimmten Tätigkeit 
verboten wurde, sofern die GmbH während der Wirksamkeit des Verbotes eine im 
Urteil angeführte Tätigkeit ausübt (§ 38 Abs 3 iVm § 23 Abs 2); 
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c) Personen, die selbst oder deren nahe Angehörige292 Geschäftsführer oder Buchprüfer der 
GmbH sind (§ 38 Abs 3 iVm § 25 Abs 3; § 43 Abs 1); 
 
d) Personen, die bereits Aufsichtsratsmitglieder einer Wirtschaftsorganisation293 sind, die 
Alleingesellschafter der GmbH ist (§ 172 Abs 3). 
 
Das GesG beschränkt die Zahl der Aufsichtsratsmandate einer Person nicht. Eine Person kann 
daher unabhängig von der Anzahl der von ihr bereits übernommenen Aufsichtsratsmandate in 
einer weiteren Gesellschaft zum Aufsichtsratsmitglied gewählt werden.294 Im Gegensatz zu den 
Geschäftsführern steht der Bestellung zum Aufsichtsratsmitglied nicht entgegen, ob der 
Betreffende bereits leitender Amtsträger einer Wirtschaftsgesellschaft war, die zahlungsunfähig 
wurde oder welche von Amts wegen gelöscht wurde.295  
 
Für die Begründung und die Dauer des Aufsichtsratsmandates gelten die gleichen Regelungen wie 
jene für die Geschäftsführungsmandate. Die Mitglieder des Aufsichtsrates können daher 
höchstens auf 5 Jahre bestellt (§ 38 Abs 3 Abs 3 iVm 24 Abs 1), jedoch mehrmals wiedergewählt 
werden. Wie bei den Geschäftsführern muß die Amtsdauer im Gesellschaftsvertrag ausdrücklich 
geregelt werden, widrigenfalls die Aufsichtsratsmitglieder jedenfalls als auf fünf Jahre bestellt 
gelten. Die Amtsperioden der Aufsichtsratsmitglieder müssen mit denen der Geschäftsführer nicht 
übereinstimmen (§ 38 Abs 1).296  
 
Die Bestellung und Abberufung der Mitglieder des Aufsichtsrates gehört in den ausschließlichen 
Zuständigkeitsbereich der Gesellschafterversammlung (§ 150 Abs 2 lit h). Das Rechtsverhältnis 
wird wie beim Geschäftsführungsmandat erst mit der formalen Annahmeerklärung des Gewählten 
begründet. Der bestellte Organwalter muß binnen 15 Tagen jene Wirtschaftsgesellschaften, bei 
denen er bereits Aufsichtsratsmitglied ist, von der Übernahme des neuen Mandates schriftlich 
unterrichten (§ 32 Abs 1). Ist die GmbH aufsichtsratspflichtig, müssen die ersten 
Aufsichtsratsmitglieder im Gesellschaftsvertrag bestellt werden (§ 123 Abs 1 lit f). Im übrigen sind 
die Aufsichtsratsmitglieder stets durch die Gesellschafterversammlung zu wählen.297 Aus den 
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gleichen Gründen, aus denen die Begründung eines Sonderrechtes auf Geschäftsführung nicht 
zulässig ist, kann einem Gesellschafter ein Sonderrecht auf Entsendung eines 
Aufsichtsratsmitgliedes nicht rechtswirksam eingeräumt werden.298 ME ist hingegen die Verein-
barung eines Sonderrechtes auf Namhaftmachung eines Aufsichtsratsmitgliedes zulässig.  
 
33. 5.2.2 Beendigung des Aufsichtsratsmandates 
 
Für die Beendigung des Aufsichtsratsmandates gelten grundsätzlich die gleichen Gründe wie für 
die Beendigung des Geschäftsführungsmandates.299 Die Beendigung erfolgt 
 
a) durch Ablauf der Amtsperiode des Mandatars (§ 38 Abs 3 iVm § 30 Abs 1 lit a); 
 
b) durch Abberufung (§ 38 Abs 3 iVm 24 Abs 2, § 30 Abs 1 lit b); 
 
c) durch Eintritt eines gesetzlich geregelten Ausschließungsgrundes (§ 38 Abs 3 iVm § 30 
Abs 1 lit c); 
 
d) durch Rücktritt (§ 38 Abs 3 iVm § 30 Abs 1 lit d, Abs 2); 
 
e) durch Ableben (§ 38 Abs 3 iVm § 30 Abs 1 lit e). 
 
Im Unterschied zu der Abberufung der Geschäftsführer durch Gesellschafterbeschluß ist bei der 
Abberufung der Aufsichtsratsmitglieder keine qualifizierte Mehrheit erforderlich. Für die 
Beendigung des Aufsichtsratsmandates der Arbeitnehmervertreter sind besondere Vorschriften 
beachtlich.300  
 
34. 5.2.2 Rechtsverhältnis mit der Gesellschaft 
 
Für das Rechtsverhältnis der Gesellschaft mit den Aufsichtsratsmitgliedern trifft das Gesetz nur 
rudimentäre Anordnungen. Die Funktion des Arbeitnehmervertreters im Aufsichtsrat kann aus-
schließlich durch Arbeitnehmer der Gesellschaft bekleidet werden (§ 37 Abs 1 und Abs 4). Die 
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Arbeitnehmervertreter des Aufsichtsrates stehen daher mit der Gesellschaft immer in einem 
Arbeitsverhältnis. Mit den Kapitalvertretern hingegen wird die Gesellschaft idR einen 
Auftragsvertrag nach §§ 474-483 BGB abschließen, da aufgrund § 38 Abs 2 die Kapitalvertreter 
keine Arbeitnehmer der Gesellschaft sein dürfen. ME ist die GmbH jedoch nicht an diesen 
Vertragstyp gebunden und kann mit einem Kapitalvertreter auch einen atypischen Vertrag 
abschließen. 
 
Für die Ausübung des Aufsichtsratsmandates kann eine Vergütung festgelegt werden.301 Sofern 
mit den Kapitalvertretern im Rahmen eines Auftragsverhältnisses keine Unentgeltlichkeit vereinbart 
wurde, haben diese als Auftragnehmer idR einen gesetzlichen Anspruch auf ein Entgelt nach 
§ 478 Abs 1 BGB.  
 
Den Mitgliedern des Aufsichtsrates darf in dieser Funktion weder von den Gesellschaftern, noch 
von ihrem Arbeitgeber eine Weisung erteilt werden (§ 34 Abs 2 letzter Satz). Die 
Aufsichtsratsmitglieder sind daher in gleicher Weise wie die Geschäftsführer weisungsfrei 
gestellt.302 Die für die Geschäftsführer geltenden Wettbewerbsvorschriften und die 
Verschwiegenheitspflicht sind für die Mitglieder des Aufsichtsrates gleichermaßen verbindlich (§ 38 
Abs 3 iVm §§ 25, 27 Abs 1).  
 
1.17. 5.3 Arbeitnehmermitbestimmung 
 
35. 5.3.1 Allgemeines 
 
Übersteigt im Jahresdurchschnitt die Anzahl der vollbeschäftigten Arbeitnehmer der Gesellschaft 
200 Personen, ist bei der GmbH zwingend ein Aufsichtsrat einzurichten, wobei in diesem Fall der 
Betriebsrat der Gesellschaft das Recht zur Namhaftmachung eines Drittels der Mitglieder des 
Aufsichtsrates hat (§ 36 Abs 1 iVm § 31 Abs 2 lit c). Läßt sich die im Gesellschaftsvertrag 
bestimmte Anzahl der Aufsichtsratsmitglieder nicht durch drei teilen, ist das Ergebnis der 
Berechnung zugunsten der Arbeitnehmer aufzurunden, sodaß mindestens ein Drittel der Mitglieder 
                                               
301
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der Mitglieder vom Betriebsrat nominiert werden.303 Daher müssen zB in einem vierköpfigen 
Aufsichtsrat zwei Arbeitnehmervertreter vertreten sein. 
 
Die Verpflichtung zur Arbeitnehmermitbestimmung besteht nur in dem Fall, wenn die Gesellschaft 
aufgrund der Anzahl der vollbeschäftigten Arbeitnehmer aufsichtsratspflichtig ist. Wird dieser 
Tatbestand nicht erfüllt, ist die Belegschaft im Aufsichtsrat nicht vertreten, dies unabhängig davon, 
ob die Gesellschaft wegen der Höhe ihres Stammkapitals aufsichtsratspflichtig ist oder freiwillig 
einen Aufsichtsrat einrichtet.304  
 
36. 5.3.2 Rechte und Pflichten der Arbeitnehmervertreter 
 
Die Arbeitnehmervertretern haben die gleichen Befugnisse und die gleichen Pflichten wie die 
übrigen Aufsichtsratsmitgliedern. Sie haben daher die gleichen Kontrollrechte wie die 
Kapitalvertreter und wirken auch an den Entscheidungen im allfällig übertragenen Wirkungsbereich 
des Aufsichtsrates mit (zB bei der Bestellung der Geschäftsführer). Für die Arbeitnehmervertreter 
gelten ferner die Schadenersatzbestimmungen, Wettbewerbsvorschriften und Verschwiegen-
heitspflicht in gleicher Weise. Unter Beachtung der Wahrung allfälliger Geschäftsgeheimnisse sind 
die Arbeitnehmervertreter verpflichtet, die Belegschaft im Wege des Betriebsrates über die 
Tätigkeit des Aufsichtsrates zu informieren (§ 36 Abs 3).305  
 
Sárközy schließt aus der Formulierung des § 37 Abs 3, wonach die Arbeitnehmervertreter „idente“ 
(azonos) Rechte wie die übrigen Aufsichtsratsmitglieder haben, daß diesen auch ein Anspruch auf 
eine Vergütung in gleicher Höhe wie den Kapitalvertretern zusteht.306 Dieser Auffassung ist mE 
nicht zu folgen, da sich diese Bestimmung wohl nicht auf das schuldrechtliche 
Anstellungsverhältnis bezieht: Das Gesetz selbst behandelt die Arbeitnehmervertreter und die 
Kapitalvertreter in unterschiedlicher Weise, indem es den Kapitalvertretern das Eingehen eines 
Arbeitsverhältnisses mit der Gesellschaft verbietet, während es ein solches bei den 
Arbeitnehmervertretern zwingend voraussetzt. Daher sind mE unter den im § 37 Abs 3 genannten 
„identen“ Rechten und Pflichten nur die gesellschaftsrechtlichen Befugnisse und Verpflichtungen 
zu verstehen, die mit der Organstellung verbunden sind. Aus dem Gesetz ist ein Pflicht zur 
Entlohnung der Arbeitnehmervertreter nicht ableitbar, sodaß deren Tätigkeit grundsätzlich mit dem 
Arbeitslohn abgegolten ist. Den Arbeitnehmervertretern wird jedoch die zur Ausübung ihrer 
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Funktion notwendige Dienstfreistellung zu gewähren sein. Haben die Arbeitnehmer ihre Aufgaben 
außerhalb der Dienstzeit wahrzunehmen (zB weil eine Aufsichtsratssitzung an einem Sonntag 
einberufen wurde), wird ihnen ein Anspruch auf Vergütung der damit verbundenen Überstunden 
nach den allgemeinen arbeitsrechtlichen Vorschriften zustehen. 
 
Weicht im Aufsichtsrat die Meinung der Arbeitnehmervertreter einhellig vom mehrheitlichen Stand-
punkt ab, ist die Ansicht der Arbeitnehmervertreter der Gesellschafterversammlung 
bekanntzugeben (§ 37 Abs 3 Satz 2). Nach den Intentionen der Gesetzesverfasser soll diese 
Bestimmung der Belegschaft ermöglichen, ihren Standpunkt den Gesellschaftern zur Kenntnis zu 
bringen.307 Haben die Arbeitnehmervertreter keinen einheitlichen Standpunkt, besteht kein 
Informationsrecht. Nach der Absicht des Gesetzgebers wird dieses Recht nur den Arbeitnehmer-
vertretern einräumt, sodaß dadurch sonstige überstimmte Aufsichtsratsmitglieder nicht berechtigt 
werden, ihre Mindermeinung der Gesellschafterversammlung bekannt zu machen. Diese 
Einschränkung hat jedoch geringe Bedeutung, da ohnedies sämtliche Aufsichtsratsmitglieder gem 
§ 32 Abs 5 an den Beratungen der Gesellschafterversammlung teilnehmen können und daher im 
Rahmen der Diskussion ihre Ansicht vortragen können. 
 
37. 5.3.3 Namhaftmachung, Beginn und Ende der 
Funktionsperiode 
 
Die Ernennung der Arbeitnehmervertreter in den Aufsichtsrat erfolgt in gleicher Weise wie bei den 
Kapitalvertretern durch Bestellung in der Gesellschafterversammlung. Die Gesellschafterver-
sammlung ist an den Vorschlag des Betriebsrates308 gebunden und darf die Wahl nur verweigern, 
wenn der Nominierte die gesetzlichen Bestellungsvoraussetzungen nicht erfüllt.309 
 
Der Betriebsrat nominiert die Belegschaftsvertreter  aus den Reihen der Arbeitnehmer, wobei er 
zuvor die Meinung der bei der Gesellschaft tätigen Gewerkschaft anzuhören hat (§ 37 Abs 1). Sind 
bei der Gesellschaft mehrere Gewerkschaften tätig, müssen alle um Stellungnahme ersucht 
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werden. Der Betriebsrat ist an die Meinung(en) der Gewerkschaft(en) nicht gebunden.310 Die 
namhaft gemachte Person muß zwingend mit der Gesellschaft in einem Arbeitsverhältnis stehen; 
die Nominierung außenstehender Personen ist unzulässig.311 Die Gesellschafterversammlung hat 
in der darauffolgenden Sitzung die nominierte Person zum Aufsichtsratsmitglied zu wählen, es sei 
denn, gegen den Nominierten besteht ein gesetzlich festgelegter Ausschließungsgrund. Die 
Gesellschafter können daher im Gesellschaftsvertrag den Kreis der zu Arbeitnehmervertreter 
wählbaren Personen nicht durch zusätzliche Bestellungserfordernisse (zB eine bestimmte 
Mindestausbildung) einschränken. Liegt ein gesetzlicher Ausschließungsgrund vor, ist der 
Betriebsrat um eine neuerliche Nominierung zu ersuchen (§ 37 Abs 2).  
 
Für die Beendigung des Mandates als Arbeitnehmervertreter gelten im allgemeinen die gleichen 
Beendigungsgründe wie für die Kapitalvertreter. Die Abberufung des Arbeitnehmervertreters durch 
die Gesellschafterversammlung kann jedoch grundsätzlich nur aufgrund eines Vorschlages des 
Betriebsrates erfolgen (§ 37 Abs 4); liegt dieser nicht vor, ist ein gefaßter Abberufungsbeschluß 
wegen Gesetzesverstoßes anfechtbar. Fraglich ist jedoch, wem im Falle der rechtswidrigen 
Abberufung das Anfechtungsrecht zusteht, da der Betriebsrat nicht zu den 
anfechtungsberechtigten Personen bzw Organen nach § 47 gehört. ME wird das betroffene 
Aufsichtsratsmitglied trotz erfolgtem Abberufungsbeschluß die Anfechtung vornehmen können, da 
die wirksame Beendigung des Mandates Gegenstand des Rechtsstreites ist und daher erst mit 
dessen rechtskräftiger Beendigung klargestellt ist. Unklar ist, ob mit Eintritt eines gesetzlichen 
Ausschließungsgrundes der Arbeitnehmervertreter seine Funktion im Aufsichtsrat eo ipso verliert 
oder ein gesonderter Abberufungsbeschluß der Gesellschafter erforderlich ist. Denn nach der 
Ausnahmebestimmung des § 37 Abs 4 letzter Halbsatz gilt die Bindung der 
Gesellschafterversammlung an den Vorschlag des Betriebsrates nicht, „wenn der Betriebsrat trotz 
eines gesetzlich bestimmten Ausschließungsgrundes seine Verpflichtung zur 
Vorschlagsunterbreitung nicht erfüllt“ Demnach setzt das Gesetz auch im Falle des Eintritts von 
Ausschließungsgründen voraus, daß der Betriebsrat einen Vorschlag zur Abberufung zu 
unterbreiten hat. Das Amt des Arbeitnehmerbetriebsrates erlischt daher nicht eo ipso mit Eintritt 
des Ausschließungsgrundes, andernfalls der Vorschlag des Betriebsrates auf Abberufung des 
Betreffenden überflüssig wäre. Damit weicht das GesG in den Fällen der Arbeitnehmervertreter 
von der allgemeinen Regelung ab, daß der Eintritt eines Ausschließungsgrundes die Beendigung 
des Amtes von sich aus bewirkt.312  
 
                                               
310
 Sárközy in Sárközy 98. 
311
 ErläutGV zu §§ 36-37; Sárközy in Sárközy 97 f. 
312
 Dazu 4.2.3.3. 
94 
Die Mitgliedschaft eines Arbeitnehmervertreters im Aufsichtsrat endet gem § 37 Abs 4 auch mit 
Beendigung seines Arbeitsverhältnisses. In diesem Fall hat der Betriebsrat einen Nachfolger zu 
nominieren.313 
1.18.  
1.19. 5.4 Aufgaben des Aufsichtsrates 
 
38. 5.4.1 Kontrollfunktion 
 
Der Aufsichtsrat hat für das oberste Organ der GmbH, die Gesellschafterversammlung, die 
Geschäftsführung zu kontrollieren (§ 32 Abs 2). Die Kontrolle dient primär den Interessen der 
Gesellschafter, woraus geschlossen wird, daß der Aufsichtsrat verpflichtet ist, die Gesellschafter-
versammlung vom Ergebnis der Kontrolle zu unterrichten, obwohl dies im GesG nicht ausdrücklich 
angeordnet ist.314 Das Kontrollrecht ist nicht bloß auf die Rechtmäßigkeit der von den Geschäfts-
führern gesetzten Maßnahmen beschränkt. Der Aufsichtsrat kann daher die Geschäftsführung in 
jede Richtung kontrollieren und ist daher insb auch zur Prüfung der Zweckmäßigkeit ihrer 
Maßnahmen berechtigt.315 Nach dem gesetzlichen Grundkonzept ist der Aufsichtsrat bloßes 
Kontrollorgan der Gesellschaft, den Geschäftsführern nicht übergeordnet und nicht befugt, in die 
operative Geschäftsführung einzugreifen.316 Dem Aufsichtsrat kann weder ein Zeichnungsrecht für 
die Gesellschaft eingeräumt werden, noch kann er für die Geschäftsführung verbindliche 
Entscheidungen fassen.317 Nicht zulässig ist eine Klausel im Gesellschaftsvertrag, die dem Auf-
sichtsrat gegenüber den Geschäftsführern ein Weisungsrecht einräumt.318 Mit Ausnahme der in 
§ 33 Abs 1 ausdrücklich bestimmten Fälle können die Gesellschafter dem Aufsichtsrat keine 
weiteren Kompetenzen eingeräumen.319 
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Der Aufsichtsrat kann von den Geschäftsführern und den leitenden Arbeitnehmern320 Auskunft 
verlangen und in die Bücher und in die Unterlagen der Gesellschaft Einsicht nehmen. Die 
Geschäftsführer können die Auskünfte nicht unter Berufung auf ihre Verschwiegenheitspflicht 
verweigern.321 Im Gegensatz zur früheren Rechtslage322 enthält das GesG keine ausdrückliche 
Ermächtigung des Aufsichtsrates, die Bücher durch einen Sachverständigen prüfen zu lassen. 
Besenyi schließt aus dem Kontrollrecht des Aufsichtsrates, daß der Aufsichtsrat außenstehende 
Sachverständige auf Kosten der Gesellschaft in Anspruch nehmen kann, andernfalls die Kontrolle 
in jenen Bereichen, in denen den Aufsichtsratsmitgliedern das nötige Fachwissen fehlt, nicht 
möglich wäre.323 Im Hinblick auf § 34 Abs 2, der die Aufsichtsratsmitglieder verpflichtet, ihre 
Aufgaben persönlich wahrzunehmen und eine Vertretung verbietet, dürfte mE dem Aufsichtsrat die 
Heranziehung eines externen Sachverständigen nicht ohne weiteres gestattet sein. Darüber 
hinaus wird wohl auch die Verschwiegenheitspflicht der Inanspruchnahme externer Personen ohne 
Genehmigung der Gesellschafterversammlung entgegenstehen. ME wird durch das GesG jedoch 
nicht ausgeschlossen, daß die Gesellschafter eine derartige Ermächtigung im Gesellschaftsvertrag 
aufnehmen.  
 
Der Aufsichtsrat hat sämtliche wesentliche geschäftspolitische Berichte, die auf der Tagesordnung 
der Gesellschafterversammlung stehen, sowie sämtliche Vorlagen, die sich auf Angelegenheiten 
beziehen, die in den ausschließlichen Wirkungsbereich der Gesellschafterversammlung fallen, zu 
prüfen. Über den Jahresabschluß nach dem RLG und die Verwendung des versteuerten 
Ergebnisses darf die Gesellschafterversammlung erst nach Vorliegen eines schriftlichen Berichtes 
des Aufsichtsrates beschließen (§ 32 Abs 3). 
 
Das Gesetz definiert nicht, unter welchen Voraussetzungen ein geschäftspolitischer Bericht 
„wesentlich“324 ist. Nach Sárközy hat im Streitfall die Gesellschafterversammlung darüber zu 
entscheiden, ob ein Bericht wesentlich ist.325 Falls damit gemeint ist, daß erst im konkreten 
Einzelfall eine Entscheidung durch die Gesellschafterversammlung erfolgen soll, ist diese Ansicht 
mE verfehlt. Die Beurteilung der Wesentlichkeit eines Berichtes, welche ja die Prüfpflicht durch den 
Aufsichtsrat begründet, muß spätestens zum Zeitpunkt der Aufsichtsratssitzung und somit zeitlich 
vor der Gesellschafterversammlung vorgenommen werden. Andernfalls wären zu der Erledigung 
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der Angelegenheit zwei Gesellschafterversammlungen erforderlich: Denn erst nach der 
Feststellung der Wesentlichkeit in der ersten Versammlung könnte die Prüfung des Berichtes 
durch den Aufsichtsrat erfolgen, sodaß schließlich in der nächsten Gesellschafterversammlung –
 welche idR erst im nächsten Geschäftsjahr stattfindet – die Angelegenheit meritorisch erledigt 
werden kann.  
 
Die Gesellschafterversammlung könnte jedoch im vorhinein einen Katalog definieren, unter 
welchen Umständen ein Bericht als wesentlich einzustufen ist, indem zB die Wesentlichkeit durch 
Festlegung von bestimmten Wertgrenzen erfolgt. Besenyei versucht, die Wesentlichkeit eines 
geschäftspolitischen Berichtes auf zwei Ebenen zu lösen: Demnach ist ein Bericht einerseits 
wesentlich, wenn das zu erwartende Ergebnis im Verhältnis zum Vermögen der Gesellschaft als 
bedeutend einzustufen ist (indem es das Gesellschaftsvermögen erreicht oder übertrifft) oder 
andererseits der Bericht eine Tätigkeit betrifft, die nicht zu den regelmäßig ausgeübten Tätigkeiten 
der Gesellschaft gehört.326 
 
Fraglich ist, ob die Gesellschafterversammlung ohne Prüfung des geschäftspolitschen Berichtes 
bzw ohne dessen Vorlage einen gültigen Beschluß in der Angelegenheit fassen kann. Denn im 
Unterschied zur früheren Rechtslage enthält das Gesetz nunmehr keine ausdrückliche Vorschrift, 
daß ein Gesellschafterbeschluß nur nach Vorliegen eines Ergebnisses der Prüfung durch den 
Aufsichtsrat rechtswirksam gefaßt werden kann.327 ME kann aus dem Prüfungsrecht des Aufsichts-
rates jedenfalls abgeleitet werden, daß die Geschäftsführer dem Aufsichtsrat die Berichte bzw 
Vorlagen rechtzeitig zur Verfügung zu stellen haben. Durch Nichtbeachtung dieser Verpflichtung 
wird ein in der betreffenden Angelegenheit gefaßten Gesellschafterbeschluß wegen Umgehung 
des Kontrollorganes anfechtbar sein. Wurden hingegen die Unterlagen dem Aufsichtsrat 
ordnungsgemäß  zur Verfügung gestellt, kann mE die Gesellschafterversammlung auch dann ent-
scheiden, wenn ein Prüfungsergebnis des Aufsichtsrates nicht rechtzeitig vorliegt. Denn das 
Entscheidungsrecht der Gesellschafterversammlung darf durch eine Untätigkeit oder Uneinigkeit 
des Aufsichtsrates nicht beeinträchtigt werden.  
 
Die Gültigkeit eines Gesellschafterbeschlusses über die Annahme des Jahresabschlusses und die 
Verwendung des versteuerten Ergebnisses setzt hingegen einen schriftlichen Bericht des 
Aufsichtsrates voraus (§ 32 Abs 3 letzter Satz). Die Gesellschafterversammlung ist dabei bei ihrer 
Entscheidung an die Meinung des Aufsichtsrates nicht gebunden.328 Ein ohne Vorliegen des 
schriftlichen Aufsichtsratberichtes gefaßter Beschluß ist jedenfalls anfechtbar. Der Aufsichtsrat 
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könnte daher die Feststellung des Jahresabschlusses durch Verweigerung seines Berichtes 
verzögern. In diesem Fall könnten die Gesellschafter die säumigen Mitglieder des Aufsichtsrates 
abberufen und durch neue Personen ersetzen, welche in weiterer Folge den erforderlichen Bericht 
vorlegen. Für eine dadurch verzögerte Ausschüttung des Gewinnes haben die Gesellschafter mE 
gegenüber den früheren Aufsichtsratsmitgliedern keinen Schadenersatzanspruch: Denn die Haft-
pflicht der Mitglieder des Aufsichtsrates nach dem GesG besteht grundsätzlich nur der Gesell-
schaft gegenüber;329 die GmbH selbst wird durch die verzögerte Gewinnausschüttung idR keinen 
Schaden erleiden. 
 
Der Aufsichtsrat ist gem § 32 Abs 4 befugt, selbst die Gesellschafterversammlung einzuberufen, 
wenn seiner Ansicht nach die Tätigkeit der Geschäftsführung gegen eine Rechtsvorschrift, gegen 
den Gesellschaftsvertrag oder gegen die Beschlüsse der Gesellschafterversammlung verstößt 
oder sonst die Interessen der Gesellschaft oder der Gesellschafter verletzt.330 In diesem Fall hat er 
einen Vorschlag für die Tagesordnung zu unterbreiten. Das Recht des Aufsichtsrates auf 
Einberufung der Gesellschafterversammlung setzt demnach ein pflichtwidriges Verhalten der 
Geschäftsführer voraus, ein allgemeines Einberufungsrecht, wenn es das Wohl der Gesellschaft 
erfordert, ist im GesG nicht vorgesehen.  
 
Die Mitglieder des Aufsichtsrates nehmen mit beratender Stimme an der Gesellschafter-
versammlung teil (§ 32 Abs 5), wobei mE nicht nur ein Recht, sondern auch eine Pflicht zur 
Teilnahme besteht.331 Aus dem Recht zur Beratung folgt, daß die Aufsichtsratsmitglieder in der 
Versammlung an der Diskussion aktiv teilnehmen und ihre Meinung äußern können.332  
 
 
39. 5.4.2 Ausnahmsweise Vertretung der Gesellschaft 
 
Gem § 48 Abs 1 vertritt der Aufsichtsrat die Gesellschaft im Prozeß über die gerichtliche 
Überprüfung eines Gesellschafterbeschlusses, wenn die Anfechtung durch einen Geschäftsführer 
erfolgt und die Gesellschaft durch keinen anderen Geschäftsführer vertreten werden kann. Diese 
Vertretungsregelung dient der Vermeidung von Interessenkollisionen kann mE daher analog auf 
sämtliche Fälle angewendet werden, in denen ein Geschäftsführer mit der Gesellschaft in einem 
Rechtsstreit steht und die Vertretung der GmbH durch einen anderen Geschäftsführer nicht 
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möglich ist (zB arbeitsrechtliche Streitigkeiten, Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen 
der GmbH gegen den Geschäftsführer). Die Vertretung durch den Aufsichtsrat wird wohl auch in 
Betracht kommen, wenn ein naher Angehöriger333 des Geschäftsführers gegen die Gesellschaft 
prozessiert. 
 
40. 5.4.3 Übertragener Wirkungsbereich 
 
Im Unterschied zu früheren Rechtslage ermöglicht das GesG, durch besondere Regelungen im 
Gesellschaftsvertrag die Stellung des Aufsichtsrates gegenüber den Geschäftsführern zu stärken. 
Für den Gesetzgeber dienten die Bestimmungen des deutschen Aktiengesetzes als Vorbild.334 
Aufgrund § 33 Abs 1 kann der Aufsichtsrat in folgender Weise den Geschäftsführern übergeordnet 
werden: 
 
a) Der Gesellschaftsvertrag kann dem Aufsichtsrat die Bestellung, Abberufung und die 
Bestimmung der Vergütung der Geschäftsführer übertragen. 
 
b) Der Gesellschaftsvertrag kann den Abschluß bestimmter Rechtsgeschäfte von der 
Zustimmung des Aufsichtsrates abhängig machen. 
 
Außer diesen genannten Fällen können dem Aufsichtsrat keine weiteren Kompetenzen übertragen 
werden.335 Machen die Gesellschafter von diesen Möglichkeiten Gebrauch, geht die Zuständigkeit 
von der Gesellschafterversammlung auf den Aufsichtsrat über, wodurch der Aufsichtsrat im 
übertragenen Wirkungsbereich ausschließlich entscheidungsbefugt ist. Die 
Gesellschafterversammlung kann in diesen Bereichen keine Entscheidungen fällen und auch die 
Entscheidungskompetenz nicht an sich ziehen. Die Gesellschafterversammlung könnte jedoch im 
Spannungsfall die Mitglieder des Aufsichtsrates abberufen und durch andere Personen ersetzen, 
die im Sinne der Versammlung Beschlüsse fassen.336 
 
Die Übertragung der im § 33 Abs 1 genannten Kompetenzen bewirkt nicht bloß eine Verlagerung 
des Zuständigkeitsbereiches, sondern hat auch auf die Stellung des Geschäftsführers Einfluß: 
Nach dem gesetzlichen Grundmodell kann der Geschäftsführer von der 
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Gesellschafterversammlung nur mit einer Mehrheit von drei Viertel der Stimmen abberufen werden 
(§ 158 Abs 1). Soferne ein Minderheitsgesellschafter daher über mehr als 25 Prozent der Stimmen 
verfügt, kann er die vorzeitige Absetzung eines Geschäftsführers mit seiner Gegenstimme 
verhindern. Wird hingegen das Recht zur Abberufung dem Aufsichtsrat übertragen, hat der 
betreffende Gesellschafter kein Vetorecht mehr: In diesem Fall entscheidet ausschließlich der 
Aufsichtsrat - und zwar mit einfacher Mehrheit337 – über die Abberufung. Da die Mitglieder des 
Aufsichtsrates von den Gesellschaftern grundsätzlich mit einfacher Stimmenmehrheit gewählt 
werden, kann letztlich die einfache Stimmenmehrheit der Gesellschafterversammlung mittelbar (im 
Wege der Ernennung eines loyalen Aufsichtsrates) die Abberufung des Geschäftsführers 
durchsetzen. Dies hat zur Folge, daß durch Abtretung des Abberufungsrechtes der 
Gesellschafterversammlung an den Aufsichtsrat der Einfluß eines 51-prozentigen Gesellschafters 
auf die Geschäftsführung zunimmt. 
 
Das GesG enthält keine Anordnung, daß die im § 33 Abs 1 genannten Kompetenzen nur 
gemeinsam übertragen werden können. ME ist es daher zulässig, daß die Gesellschafter von 
dieser Möglichkeit nur zT Gebrauch machen, indem zB die gesellschaftsrechtliche Bestellung und 
Abberufung der Geschäftsführung dem Aufsichtsrat übertragen wird, jedoch die 
Gesellschafterversammlung über den Inhalt des Anstellungsvertrages weiterhin selbst entscheidet.  
 
Das GesG schweigt darüber, ob auch die Kompetenz zur Verleihung der Prokura an den 
Aufsichtsrat übertragen werden kann. Nach den Intentionen der Gesetzesverfasser ist die 
Aufzählung des § 33 Abs 1 taxativ; die Gesellschafterversammlung kann in anderen Bereichen 
keine Kompetenzen an den Aufsichtsrat übertragen.338 ME ist die Übertragung der Zuständigkeit 
zur Verleihung der Prokura an den Aufsichtsrat aufgrund eines Größenschlusses aus § 33 Abs 1 
zulässig: Wenn der Gesellschaftsvertrag dem Aufsichtsrat die Bestellung und Abberufung der Ge-
schäftsführung übertragen kann, muß dies wohl a maiori ad minus auch für den Prokuristen gelten. 
Andernfalls läge ein Wertungswiderspruch vor, wenn man annähme, daß das Gesetz die 
Übertragung der Kompetenz für die Ernennung der unternehmensleitenden Organe an den 
Aufsichtsrat gestattet, die Übertragung der Ernennung eines der Geschäftsführung 
untergeordneten Prokuristen aber untersagt.  
 
Das GesG selbst enthält keinen Katalog zustimmungspflichtiger Maßnahmen, ermöglicht jedoch 
den Gesellschaftern, den Abschluß bestimmter Rechtsgeschäfte von der Zustimmung des 
Aufsichtsrates abhängig zu machen. Die Festlegung der Rechtsgeschäfte kann insb anhand 
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bestimmter Wertgrenzen oder durch Umschreibung bestimmter Arten von Geschäften erfolgen.339 
Da das Gesetz nur von „bestimmten“ Rechtsgeschäften spricht, wäre mE eine Bestimmung im 
Gesellschaftsvertrag nicht zulässig, die sämtliche Geschäfte der Geschäftsführung an eine 
Zustimmung bindet. Nach dem Wortlaut des Gesetzes können nur „Rechtsgeschäfte“ (jogügyletek) 
unter den Zustimmungsvorbehalt gestellt werden. sodaß mE sonstige Geschäfts-
führungsmaßnahmen, wie zB die Einberufung der Gesellschafterversammlung, nicht an die 
Genehmigung des Aufsichtsrates gebunden werden können.  
 
Die Zustimmung des Aufsichtsrates ist grundsätzlich vor dem Abschluß des Rechtsgeschäfts ein-
zuholen.340 ME wird jedoch die Genehmigung auch nach Vertragsschluß eingeholt werden können, 
wenn mit dem Vertragspartner das Geschäft unter der aufschiebenden Bedingung der Zustimmung 
durch den Aufsichtsrates geschlossen wurden, sodaß die Rechtswirkungen des Geschäftes 
frühestens mit Erteilung der Genehmigung beginnen.341 Schließen die Geschäftsführer einen 
zustimmungspflichtigen Vertrag ab, obwohl die notwendige Genehmigung nicht erteilt wurde, ist 
die Gesellschaft dennoch an das Geschäft gebunden. In diesem Fall können die Geschäftsführer 
gegenüber der Gesellschaft schadenersatzpflichtig sein. 
 
Verweigert der Aufsichtsrat die Genehmigung zu einem genehmigungspflichtigen Rechtsgeschäft, 
sind die Geschäftsführer gem § 33 Abs 3 berechtigt, die Gesellschafterversammlung einzuberufen. 
Die Gesellschafterversammlung kann dann die Genehmigung mit einer Mehrheit von drei Viertel 
der Stimmen erteilen. Unklar ist, ob ein Einberufungsrecht auch in dem Fall besteht, wenn der 
Aufsichtsrat zu einem genehmigungspflichtigen Rechtsgeschäft trotz Aufforderung keine Erklärung 
abgibt. ME werden die Geschäftsführer auch bei Säumnis des Aufsichtsrates die Gesellschafter-
versammlung einberufen können, weil die beharrliche Verweigerung der Abgabe einer Erklärung 
wohl als Versagen der Zustimmung zu werten ist. 
 
Der Aufsichtsrat ist verpflichtet, über sämtliche im übertragenen Wirkungsbereich ergriffenen Maß-
nahmen der darauffolgenden Gesellschafterversammlung zu berichten (§ 33 Abs 2).  
 
1.20. 5.5 Innere Organisation des Aufsichtsrates 
 
41. 5.5.1 Allgemeines 
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Gem § 34 Abs 1 geht der Aufsichtsrat als „Körperschaft“ (testület) vor. Damit ist gemeint, daß er 
seine Entscheidungen als Kollegialorgan faßt.342 Der Aufsichtsrat hat das Recht, sich eine 
Geschäftsordnung zu geben, welche der Zustimmung der Gesellschafterversammlung bedarf (§ 34 
Abs 4). Die Mitglieder des Aufsichtsrates dürfen ihre Aufgaben nur persönlich wahrnehmen und 
können sich nicht vertreten lassen (§ 34 Abs 2).  
 
Zum Vorsitzenden des Aufsichtsrates bzw zu dessen Stellvertreter(n) können nur 
Aufsichtsratsmitglieder bestellt werden. Die Entscheidung darüber, ob im Aufsichtsrat ein oder 
mehrere Stellvertreter des Vorsitzenden vorgesehen sind, kann entweder im Gesellschaftsvertrag 
oder in der von der Gesellschafterversammlung zu genehmigenden Geschäftsordnung getroffen 
werden.343 Aktiv wahlberechtigt sind die bestellten Aufsichtsratsmitglieder, die Bestimmung des 
Vorsitzenden durch die Gesellschafterversammlung ist daher nicht zulässig.344 Das GesG trifft 
ansonsten über die Person des Vorsitzenden keine besonderen Regelungen. Da im Aufsichtsrat 
den Arbeitnehmervertretern gem § 37 Abs 3 die gleichen Rechte wie den übrigen 
Aufsichtsratsmitgliedern zustehen, kann auch ein Arbeitnehmervertreter zum Vorsitzenden bzw zu 
dessen Stellvertreter gewählt werden. 
 
Der Aufsichtsrat kann seine Mitglieder mit einzelnen Kontrollaufgaben betrauen oder die Kontroll-
aufgaben auf Dauer unter den Mitgliedern verteilen (§ 35 Satz 1). ME läßt diese Bestimmung auch 
zu, daß ein größerer Aufsichtsrat mehrere Mitglieder aus seiner Mitte zu einem oder mehreren 
Ausschüssen zusammenfaßt und diesen bestimmte Aufgabenbereiche überträgt.345 Ungeachtet 
einer allfälligen Geschäftsverteilung ist jedes Aufsichtsratsmitglied befugt, Kontrolltätigkeiten auch 
in einem ressortfremden Bereich durchzuführen, sofern dieser in den Aufgabenbereich des 
Aufsichtsrates fällt. Es ist daher nicht möglich, daß die in der Mehrheit befindlichen Kapitalvertreter 
im Wege eines Aufsichtsratsbeschlusses bestimmte Kontrollangelegenheiten durch Erlassung 
einer Ressortverteilung den Arbeitnehmervertretern entziehen. 
 
42. 5.5.2 Aufsichtsratssitzung, Vorsitzender, 
Beschlußfassung 
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 Vgl ErläutGV zu §§ 34-35; Sárközy in Sárközy, 95. 
343
 Sárközy in Sárközy, 94 f. 
344
 Besenyei in Miskolczi Bodnár, 167. 
345
 Vgl für Deutschland zu der Zulässigkeit der Bildung von Ausschüssen Siebel in Semler, Arbeitshandbuch 
Aufsichtsrat, 290 ff. 
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Die Beschlüsse des Aufsichtsrates sind in Sitzungen zu fassen, eine schriftliche Beschlußfassung 
des Aufsichtsrates, zB im Form eines Umlaufbeschlusses, ist nicht vorgesehen. Die Sitzungen des 
Aufsichtsrates sind vom Vorsitzenden einzuberufen und zu leiten. Ohne Vorsitzenden (bzw 
Stellvertreter) ist der Aufsichtsrat nicht funktionsfähig, da außer diesem niemand zur Einberufung 
der Sitzung befugt ist.346 In diesem Fall sind die Geschäftsführer verpflichtet, unverzüglich eine 
Gesellschafterversammlung einzuberufen (§ 34 Abs 5). 
 
Im Unterschied zur früheren Rechtslage347 kann nunmehr jedes Aufsichtsratsmitglied  die 
Einberufung der Sitzung - unter Angabe des Grundes und des Zwecks – vom Vorsitzenden 
schriftlich verlangen (§ 34 Abs 3). Der Vorsitzende hat daraufhin innerhalb von acht Tagen die 
Sitzung einzuberufen, welche innerhalb von 30 Tagen stattzufinden hat. Nach den Vorstellungen 
der Gesetzesverfasser ist die 30-tägige Frist ab der Einberufungshandlung des Vorsitzenden zu 
berechnen,348 sodaß die Sitzung jedenfalls spätestens am 38. Tag nach Zugang des 
Einberufungsverlangens beim Vorsitzenden stattzufinden hat. Kommt der Vorsitzende dem nicht 
nach, kann der Antragsteller selbst die Einberufung der Sitzung vornehmen. Im Gegensatz zu den 
für die Gesellschafterversammlung geltenden Einberufungsregeln schreibt das Gesetz keine 
Mindestfrist zwischen dem Versenden der Einladungen und dem Sitzungstag vor.  
 
Der Aufsichtsrat ist beschlußfähig, wenn zwei Drittel seiner Mitglieder, mindestens jedoch drei 
Personen anwesend sind (§ 34 Abs 1). Im Gegensatz zu den für die Gesellschafterversammlung 
geltenden Regelung ist es nicht möglich, daß der Aufsichtsrat in einer wiederholten Sitzung un-
abhängig von der Anzahl der Erschienen beschlußfähig ist.349 Die Beschlüsse des Aufsichtsrates 
werden stets mit einfacher Stimmenmehrheit gefaßt (§ 34 Abs 1), von dieser Vorschrift kann weder 
die Geschäftsordnung noch der Gesellschaftsvertrag rechtswirksam abweichen.350 
 
Die Entscheidungen des Aufsichtsrates können gem § 47 Abs 1 bei Gericht angefochten werden. 
Im Unterschied zu den Beschlüssen der Gesellschafterversammlung sind nach dem 
Gesetzeswortlaut nur die Gesellschafter zur Anfechtung befugt. Ein einzelnes Mitglied des 
Aufsichtsrates kann daher einen rechtswidrigen Aufsichtsratsbeschluß nicht anfechten. Das 
                                               
346
 Vgl Sárközy in Sárközy 95. 
347
 Gem § 35 Abs 2 GesG 1988 bedurfte es zur Einberufung der Aufsichtsratssitzung der Antragstellung 
durch zwei Aufsichtsratsmitglieder; durch die Neuregelung wurde die Stellung der Arbeitnehmervertreter vor 
allem bei den aus drei Personen bestehenden Aufsichtsräten verstärkt (zur früheren Rechtslage Sárközy 
Kommentar GesG 1988, 151). 
348
 ErläutGV zu §§ 34-35. 
349
 Zu der Beschlußfähigkeit der Gesellschafterversammlung 3.4.1. 
350
 ErläutGV zu 34-35; Sárközy in Sárközy, 94. 
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Aufsichtsratsmitglied kann jedoch in Ausübung der Auskunftspflicht die Gesellschafter 
verständigen, damit einer von diesen die Anfechtung vornimmt. Im übrigen enthält das GesG keine 
besonderen Regeln über die gerichtliche Überprüfung von Aufsichtsratsbeschlüssen. Hier werden 
wohl die gleichen Grundsätze über die Anfechtbarkeit und Nichtigkeit von Gesellschafter-
beschlüssen anzuwenden sein.351 Obwohl das Gesetz keine ausdrückliche Anordnung über die 
Sanierung von Einberufungsmängel enthält, kann bei Verletzung von Einberufungsvorschriften mE 
der Aufsichtsrat analog § 18 Abs 3 dennoch wirksam Beschlüsse fassen, wenn sämtliche 
Mitglieder anwesend sind und der Behandlung der auf der Tagesordnung stehenden 
Angelegenheiten einhellig zustimmen. 
 
1.21. 5.6 Haftung der Aufsichtsratsmitglieder 
 
Für die Haftung der Aufsichtsratsmitglieder enthält das GesG nur rudimentäre Bestimmungen. § 38 
Abs 4 ordnet an, daß die Aufsichtsratsmitglieder unbeschränkt und solidarisch für jene Schäden 
haften, die der Wirtschaftsgesellschaft durch Verletzung ihrer Kontrollpflicht verursacht wurden. 
Falls die einzelnen Kontrollaufgaben innerhalb des Aufsichtsrates auf die einzelnen Mitglieder 
aufgeteilt wurden, erstreckt sich die Haftung auch auf ressortfremde Bereiche (§ 35 Abs 1 Satz 2). 
Die Mitglieder des Aufsichtsrates haften ausschließlich gegenüber der Gesellschaft und nicht 
gegenüber den Gesellschaftern.352 
 
Darüber hinaus enthält das GesG keine auf die Haftung der Aufsichtsratsmitglieder 
bezugnehmenden Bestimmungen, sodaß unklar ist, ob die Haftpflicht der Aufsichtsratsmitglieder 
Verschulden voraussetzt und auf die Aufsichtsratsmitglieder ein erhöhter Sorgfaltsmaßstab 
anzuwenden ist.353 Da in der Formulierung der Haftungsbestimmung lediglich auf die Kontroll-
pflichten Bezug genommen wird (vgl dazu § 32 Abs 2 f), ist darüber hinaus fraglich, ob eine 
Haftung der Aufsichtsratsmitglieder für Pflichtverletzungen außerhalb ihrer Kontrollaufgaben - insb 
für fehlerhafte Entscheidungen im übertragenen Wirkungsbereich gem § 33 Abs 1 -354 in Betracht 
kommt.355  
 
                                               
351
 Dazu 3.7.3. 
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 Sárközy in Sárközy, 100; Besenyei in Miskolczi Bodnár, 171. 
353
 Im Unterschied zu den für die Geschäftsführer geltenden Haftungsbestimmungen (§ 29 Abs 1) wird bei 
den Aufsichtsratsmitgliedern nicht auf die Bestimmungen des bürgerlichen Rechtes, welche grundsätzlich 
Verschuldenshaftung normieren, verwiesen (zur Geschäftsführerhaftung 4.5.1). 
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 Zum übertragenen Wirkungsbereich 5.4.3. 
355
 Besenyei in Miskolczi Bodnár, 171. 
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Im Gegensatz zur heutigen Rechtslage wurde im früheren GesG 1988 die Haftpflicht des 
Aufsichtsrates und die der geschäftsführenden Organe gemeinsam geregelt. § 32 Abs 1 GesG 
1988 schrieb vor, daß die leitenden Amtsträger und Mitglieder des Aufsichtsrates mit der Sorgfalt 
vorzugehen haben, wie sie von Personen, die solch ein Amt bekleiden, erwartet werden kann. Für 
Verletzung ihrer Pflichten hafteten sie der Wirtschaftsgesellschaft nach den allgemeinen Regeln 
des bürgerlichen Rechtes selbst dann, wenn sie in einem Arbeitsverhältnis mit der Gesellschaft 
stehen. Nach früherer Rechtslage galten daher für die Aufsichtsratsmitglieder - in gleicher Weise 
wie für die Geschäftsführung - die betraglich nicht beschränkten bürgerlich-rechtlichen 
Haftungsbestimmungen unter Anwendung eines objektiven Sorgfaltsmaßstabes. Die Haftung war 
nicht auf bestimmte Aufgabengebiete des Aufsichtsrates beschränkt.356 
 
Die Materialien zum GesG enthalten keinen Hinweis darüber, daß durch das GesG Art und 
Umfang der Haftung der Aufsichtsratsmitglieder im Verhältnis zum früheren Gesetz herabgesetzt 
werden sollten. Die Materialien führen vielmehr aus, daß die Mitglieder des Aufsichtsrates dafür 
verantwortlich sind, daß sie ihre Kontrollaufgaben „mit jener Sorgfalt erfüllen, die von Personen, 
die solch ein Amt wahrnehmen, erwartet werden kann“ (ilyen tisztséget ellátó személyektől 
elvárható gondossággal teljesítsék).357 Die Gesetzesverfasser gingen bei Erlassung des neuen 
GesG nach wie vor von einer Verschuldenshaftung und einem erhöhten objektiven Sorgfalts-
maßstab aus, sodaß nicht anzunehmen ist, daß durch die neuen Bestimmungen eine materielle 
Änderung in der Verantwortung herbeigeführt werden sollte. Hinsichtlich der im § 38 Abs 4 
genannten „Kontrollpflicht“ führen die Materialien aus, daß die Aufsichtsratsmitglieder nicht für 
konkrete geschäftsführende Entscheidungen oder für eine erfolgreiche Wirtschaftsführung der 
Gesellschaft, sondern für die Erfüllung ihrer Kontrolltätigkeiten verantwortlich sind. Zu der Haftung 
der Aufsichtsrates für Entscheidungen im übertragenen Wirkungsbereich (§ 33 Abs 1) äußern sich 
die Materialien nicht.358 ME ist nach den Wertungen des GesG nicht davon auszugehen, daß die 
Aufsichtsratsmitglieder im übertragenen Wirkungsbereich keine oder nur eine beschränkte Haftung 
treffen soll. Es wäre nicht einzusehen, wieso der Aufsichtsrat bzw seine Mitglieder von der 
Schadenersatzpflicht befreit werden soll, wenn er - aufgrund einer gesellschaftsvertraglichen 
Ermächtigung nach § 33 Abs 1 – mit einem Geschäftsführer einen Anstellungsvertrag schließt, der 
die Gesellschaft schädigt. Ebenso wird wohl der Aufsichtsrat zur Verantwortung gezogen werden 
können, wenn er durch eine willkürliche Abberufung der Geschäftsführung bzw durch Ernennung 
eines untüchtigen Geschäftsführers der Gesellschaft schuldhaft einen Schaden verursacht. Das 
Tatbestandselement „Verletzung der Kontrollpflicht“ im § 38 Abs 4 soll daher mE lediglich 
klarstellen, daß die Aufsichtsratsmitglieder für Pflichtverstöße der Unternehmensleitung 
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 Vgl zu der Haftung nach § 32 Abs 1 GesG 1988 Sárközy in Sárközy, Kommentar GesG 1988, 147. 
357
 ErläutGV zu § 38. 
358
 Vgl ErläutGV zu § 38. 
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grundsätzlich nicht haften und dient der Abgrenzung zu der Haftpflicht der Geschäftsführer. Der 
Gesetzgeber hatte jedoch wohl nicht die Absicht, an Pflichtverletzungen der Aufsichtsratsmitglieder 
außerhalb ihrer Kontrollaufgaben keine Rechtsfolgen zu knüpfen. Die Ersatzpflicht nach § 38 
Abs 4 gilt daher mE für sämtliche Pflichtverletzungen der Aufsichtsratsmitglieder.359 
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 So offenbar auch Koday in Vékás, 7/2.2, 5; Nach Sárközy soll unter Hinweis auf § 33 die Haftung der 
Aufsichtsratsmitglieder in jenen Bereichen, in denen der Aufsichtsrat Geschäftsführungsaufgaben versieht, 
ident mit die Haftung der Geschäftsführung sein (Sárközy, 100). Dieser Lösungsansatz wird wohl im Bereich 
der zustimmungspflichtigen Maßnahmen anwendbar sein, beantwortet jedoch nicht die Frage der Haftung 
der Aufsichtsratsmitglieder bei Entscheidungen in sonstigen Angelegenheiten des übertragenen 
Wirkungsbereich, welche nicht zu geschäftsführenden Maßnahmen zählen (Bestellung, Abberufung und 




1.22. 6.1 Allgemeines, Prüfpflicht 
 
Im Gegensatz zur früheren Rechtslage versteht das GesG den Buchprüfer nicht als Organ der 
Gesellschaft, sondern als eine Einrichtung zum Schutz öffentlicher Interessen. Während der 
Aufsichtsrat in erster Linie der inneren Kontrolle der Gesellschaft im Interesse der Eigentümer 
dient, soll der Buchprüfer - weitgehend unabhängig von der Gesellschafterversammlung - die 
externe Überprüfung der Geschäftsführung der Gesellschaft wahrnehmen. Aus diesem Grund hat 
der Gesetzgeber die Regelungen über den Buchprüfer nicht wie im GesG 1988 gemeinsam mit 
den „eigentlichen“ Gesellschaftsorganen zusammengefaßt, sondern dem Kapitel V „Sicherheiten 
für eine gesetzmäßige Tätigkeit der Wirtschaftsgesellschaften“ hinzugefügt.360 
 
Im Unterschied zu der AG361 ist die Bestellung eines Buchprüfers bei der GmbH grundsätzlich nicht 
zwingend vorgeschrieben und nur unter bestimmten gesetzlichen Voraussetzungen obligatorisch. 
§ 41 Abs 2 gestattet jedoch der Gesellschafterversammlung, fakultativ einen Buchprüfer zu 
bestellen. 
 
Die Bestellung eines Buchprüfers ist zwingend vorgeschrieben, wenn 
 
a) das Stammkapital der GmbH 50 Millionen Forint übersteigt (§ 41 Abs 1 lit b erster Fall), 
 
b) die GmbH nur einen Gesellschafter (Einpersonengesellschaft) hat (§ 41 Abs 1 lit b zweiter 
Fall), oder 
 
c) wenn dies sonst gesetzlich vorgeschrieben wird (§ 41 Abs 1 lit c). 
 
Neben der Prüfpflicht nach dem GesG schreibt das RLG vor, daß Unternehmen, die zur doppelten 
Buchführung verpflichtet sind (dazu gehört auch die GmbH)362 ihren Jahresabschluß durch einen 
Buchprüfer zu prüfen haben, sofern deren Umsatzerlöse bestimmte gesetzliche Schwellenwerte 
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 ErläutGV zu §§ 41-43; Sárközy in Sárközy, 105; Fabó in Miskolczi Bodnár, 177. 
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 Vgl § 41 Abs 1 lit a. 
362
 Aufgrund § 12 Abs 3 RLG ist die GmbH ist zur doppelten Buchführung verpflichtet. 
107 
überschreiten.363 Die Prüfpflicht nach den Vorschriften des RLG beschränkt sich grundsätzlich nur 
auf die Prüfung des Jahresabschlusses und ist von der Verpflichtung zur Bestellung eines 
Buchprüfers nach dem GesG zu unterscheiden. In der Praxis wird der nach dem GesG bestellte 
Buchprüfer als „ständiger Buchprüfer“ (állandó könyvvizsgáló) bezeichnet, während für den 
Buchprüfer nach dem RLG der Begriff „fallweiser Buchprüfer“ (eseti könyvvizsgáló) verwendet 
wird.364 Ist eine GmbH bloß nach den Vorschriften des RLG prüfpflichtig, ist die Bestellung eines 
Buchprüfers durch die Gesellschafterversammlung nicht vorgeschrieben; die Prüfpflicht nach dem 
RLG ist kein Fall des § 41 Abs 1 lit c. In diesem Fall liegt die Erteilung des Prüfungsauftrages im 
alleinigen Verantwortungsbereich der Geschäftsführer. Auf den „fallweisen Buchprüfer“ sind daher 
die im GesG normierten Befugnisse und Verpflichtungen nicht anzuwenden.365  
 
1.23. 6.2 Bestellung, Abberufung, Entlohnung 
 
Der Buchprüfer wird grundsätzlich durch die Gesellschafterversammlung gewählt (§ 41 Abs 2).366 
Ist die Gesellschaft zur Bestellung eines Buchprüfers verpflichtet, ist der erste Buchprüfer 
zwingend im Gesellschaftsvertrag zu bestellen (§ 123 Abs 1 lit g). Der Buchprüfer kann nur auf 
bestimmte Zeit, höchstens jedoch auf fünf Jahre bestellt werden (§ 41 Abs 4). Im Gegensatz zu 
den für den Geschäftsführer bzw für den Aufsichtsrat geltenden Bestimmungen367 schreibt das 
Gesetz nicht vor, daß ohne Bestimmung des Zeitraumes die betreffende Person als auf fünf Jahre 
bestellt gilt. Da nach den Wertungen des Gesetzes nicht anzunehmen ist, daß für den Buchprüfer 
anderes gelten soll, ist mE § 24 Abs 1 Satz 2 analog anzuwenden, wodurch ohne ausdrückliche 
Festlegung der Amtsdauer der Buchprüfer als auf fünf Jahre gewählt gilt. Die neuerliche Wahl 
eines früher bestellten Buchprüfers ist zulässig (§ 45 Abs 1 letzter Satz). Besondere Gesetze oder 
der Gesellschaftsvertrag können die Zulässigkeit der Wiederwahl einschränken.368 Die 
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 Vgl Ujvári in Vékás 11/2.6, 2; Unternehmen mit doppelter Buchführung müssen ihren Jahresabschluß 
durch einen registrierten Buchprüfer prüfen lassen, wenn die Nettoumsatzerlöse im Geschäftsjahr und im 
vorangegangenen Jahr im Durchschnitt fünfzig Millionen Forint überschritten haben (§ 155 RLG). 
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 Vgl Fabó in Miskolczi Bodnár, 176. 
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 AA Fabó, demnach die Unvereinbarkeitsvorschriften des GesG auch auf den fallweisen Buchprüfer 
anzuwenden sind (in Miskolczi Bodnár, 176). 
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 Obwohl der Wortlaut des § 41 Abs 2 nur die Bestellung des fakultativen Buchprüfers regelt, ist nach den 
Vorstellungen der Gesetzesverfasser auch der obligatorische Buchprüfer zwingend von der Gesellschafter-
versammlung zu wählen (vgl ErläutGV zu §§ 41-43); vgl auch Fabó in Miskolczi Bodnár, 177. 
367
 Zu der Amtsperiode des Geschäftsführungsmandates 4.2.2. 
368
 Dazu Fabó in Miskolczi Bodnár, 184. 
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Amtsperioden des Buchprüfers müssen mit denen der Geschäftsführung und des Aufsichtsrates 
nicht übereinstimmen.369  
 
Zum Buchprüfer können nur die im Verzeichnis der Buchprüfer eingetragenen Personen bestellt 
werden (§ 41 Abs 3). Zum Buchprüfer kann auch eine juristische Person, also eine Buchprüfungs-
gesellschaft gewählt werden. In diesem Fall hat die  Buchprüfungsgesellschaft einen ihrer 
leitenden Amtsträger oder Arbeitnehmer namhaft zu machen, der für die Vornahme der 
Buchprüfung persönlich verantwortlich ist. Die Bestimmung dieser Person bedarf der Zustimmung 
der Gesellschafterversammlung (§ 41 Abs 5).  
 
Ein Gesellschafter kann nicht Buchprüfer der GmbH sein. Von der Übernahme des Buchprüfungs-
auftrages sind ferner Personen absolut ausgeschlossen, die Geschäftsführer, 
Aufsichtsratsmitglieder oder nahe Angehörige370 dieser Organwalter oder Arbeitnehmer der 
Wirtschaftsgesellschaft sind oder dies innerhalb der letzten drei Jahren waren (§ 43 Abs 1).371 Ist 
der Buchprüfer eine Wirtschaftsorganisation372, gelten diese Ausschließungsgründe nicht nur für 
die Person, die die Buchprüfung tatsächlich wahrnimmt, sondern auch für sämtliche 
Gesellschafter, leitende Amtsträger und leitende Arbeitnehmer der Buchprüfungsgesellschaft (§ 43 
Abs 2). Erfüllt demnach ein Geschäftsführer einer Prüfungsgesellschaft einen 
Ausschließungsgrund, ist die Buchprüfungsgesellschaft zur Gänze von der Buchprüfung 
ausgeschlossen. Der Prüfungsauftrag kann in einem solchen Fall nicht von einem anderen 
leitenden Amtsträger oder Arbeitnehmer durchgeführt werden. Trifft der Ausschließungsgrund 
jedoch nur auf einen einfachen Arbeitnehmer der Buchprüfungsgesellschaft zu, ist nur diese 
Person selbst von der Vornahme von Prüfungstätigkeiten ausgeschlossen, die Prüfungs-
gesellschaft kann in diesem Fall eine andere Person namhaft machen. Die Person, die für die 
Buchprüfung verantwortlich ist, darf außerhalb des Prüfungsauftrages für die Gesellschaft keine 
Leistung erbringen. Die buchprüfende Wirtschaftsorganisation darf nur solche Aufgaben für die 
Gesellschaft wahrnehmen, die den Gegenstand des Prüfungsauftrages nicht berühren (§ 43 
Abs 3). Das GesG weist in § 43 Abs 4 darauf hin, daß in einem gesonderten Gesetz weitere 
Unvereinbarkeitsbestimmungen vorgeschrieben werden. So ist nach dem BuchprüferG dem 
Buchprüfer grundsätzlich untersagt, neben seiner Tätigkeit als Buchprüfer ein Arbeitsverhältnis 
einzugehen (§ 5 lit d iVm § 13 lit b BuchprüferG). 
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 ErläutGV zu §§ 41-43; Sárközy in Sárközy, 105. 
370
 Zum Begriff des nahen Angehörigen FN 27. 
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 Zu den Bestellungsvoraussetzungen Ispánovity, Szám Adó 1998/6, 6 f. 
372
 Zum Begriff der Wirtschaftsorganisation FN 135. 
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Im Gegensatz zur früheren Rechtslage373 ist nach dem GesG die Anwendung der für die 
Geschäftsführer geltenden allgemeinen Ausschließungsgründe auf den Buchprüfer nicht mehr 
vorgeschrieben. Das BuchprüferG enthält jedoch für die Ausübung der Tätigkeit als Buchprüfer 
besondere Bedingungen, die im Ergebnis den Kreis der in Betracht kommenden Personen 
einschränken und zT wie Ausschließungsgründe wirken.374 
 
Das GesG schreibt für den Buchprüfer besondere Unvereinbarkeitsbestimmungen im Zuge einer 
Umgründung vor. Gem § 63 Abs 4 sind die Entwürfe der Umgründungsbilanzen und Vermögens-
inventare von einem Buchprüfer zu prüfen, der nicht der bestellte Buchprüfer der Gesellschaft sein 
darf. Innerhalb von drei Jahren nach Eintragung der Umgründung darf der Prüfer der 
Umgründungsbilanz nicht zum Buchprüfer der durch die Umgründung entstandenen Gesellschaft 
bestellt werden. Der Gesetzgeber wollte mit dieser Regelung gewährleisten, daß die 
Unparteilichkeit des Buchprüfers später nicht in Frage gestellt werden kann.375 
 
Nachdem der Buchprüfer von der Gesellschafterversammlung gewählt wurde, haben die 
Geschäftsführer mit dem Buchprüfer einen Vertrag nach den allgemeinen Regeln des bürgerlichen 
Rechtes zu schließen (§ 41 Abs 4). Nach den Vorstellungen der Gesetzesverfasser kommt dafür 
der im BGB geregelte Werkvertrag oder Auftragsvertrag in Betracht.376 Mangels besonderer 
Formvorschriften kann dieser Vertrag mündlich abgeschlossen werden.377 
 
Gem § 45 Abs 1 endet der Auftrag des Buchprüfers  
 
durch Abberufung durch die Gesellschafterversammlung; 
 
durch Ablauf der Bestellungsfrist; 
 
durch Eintritt eines gesetzlich geregelten Ausschließungsgrundes; 
 
durch Kündigung des Auftrages durch den Buchprüfer. 
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 § 29 Abs 3; vgl dazu auch Sárközy in Sárközy, GesG Kommentar 1988,141. 
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 ZB sind nach dem GesG Personen, die zu einer Freiheitsstrafe verurteilt wurden, von der Bestellung zum 
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 ErläutGV zu §§ 62-63. 
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 ErläutGV zu §§ 41-43. 
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 Fabó in Miskolczi Bodnár, 178. 
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Im Gegensatz zu den für die Geschäftsführer, bzw für den Aufsichtsrat geltenden 
Bestimmungen378 ist das Ableben des Buchprüfers nicht als besonderer Beendigungsgrund 
vorgeschrieben. Für den Fall des Ablebens bzw für den Fall der Auflösung der 
Buchprüfungsgesellschaft werden idR die Bestimmungen über den Auftragsvertrages nach 
bürgerlichen Recht maßgeblich sein: Gem § 481 Abs lit b BGB erlischt der Auftragsvertrag auch 
ohne Erfüllung mit dem Ableben einer der Vertragsparteien, bei Beendigung der juristischen 
Person, jedoch nur dann, wenn die aufgelöste juristische Person keinen Rechtsnachfolger hat. 
Wurde der Prüfungsauftrag einer natürlichen Person erteilt, endet dieser demnach mit Ableben des 
Prüfers; ein Übergang der Rechte und Pflichten aus dem Prüfungsauftrag auf den Erben kommt 
nicht in Betracht. Wurde als Buchprüfer hingegen eine Buchprüfungsgesellschaft bestellt, bewirkt 
deren Umgründung nicht die Beendigung des Auftrages; der Prüfungsauftrag ist vielmehr von 
deren Rechtsnachfolger bis zur Ende der ursprünglichen Bestellungsfrist fortzusetzen. 
 
1.24. 6.3 Zuständigkeit, besondere Befugnisse 
 
Die Hauptaufgabe des Buchprüfers ist die Prüfung der Richtigkeit und Rechtmäßigkeit des Jahres-
abschlusses nach den Vorschriften des RLG. Ohne Anhörung des Buchprüfers darf die Gesell-
schafterversammlung den Jahresabschluß nicht feststellen (§ 42 Abs 1). Nach der Absicht der 
Gesetzesverfasser soll die Gesellschafterversammlung nur in Kenntnis der Meinung des 
Buchprüfers über den Jahresabschluß entscheiden können; sie ist bei der Beschlußfassung jedoch 
nicht an die Ansicht des Buchprüfers gebunden.379 Ferner hat der Buchprüfer jeden der Gesell-
schafterversammlung vorgelegten wesentlichen Geschäftsbericht380 dahingehend zu prüfen, ob die 
darin enthaltenen Daten richtig sind und den Rechtsvorschriften entsprechen. 
 
Erlangt der Buchprüfer Kenntnis davon, daß eine bedeutende Verringerung des Gesellschafts-
vermögens droht, ist er verpflichtet, die Einberufung der Gesellschafterversammlung von der 
Geschäftsführung zu verlangen. Das gleiche gilt, wenn er von einem Sachverhalt Kenntnis erlangt, 
der eine Ersatzpflicht der Geschäftsführer oder der Mitglieder des Aufsichtsrates begründet (§ 44 
Abs 2). Falls die Gesellschafterversammlung nicht einberufen wird, muß der Buchprüfer davon das 
Firmengericht unterrichten, welches die Aufsicht über die Gesellschaft ausübt (§ 44 Abs 3). Im 
Unterschied zur früheren Rechtslage (§ 42 Abs 2 GesG 1988) ist der Buchprüfer jedoch nicht 
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selbst zur Vornahme der Einberufung befugt.381 Der Buchprüfer hat ferner das Firmengericht zu 
verständigen, falls die Gesellschafterversammlung zwar einberufen wird, jedoch die 
Entscheidungen, die durch Rechtsvorschriften vorgeschrieben sind, nicht faßt.  
 
Neben der Einberufungspflicht nach dem GesG trifft den Buchprüfer eine Redepflicht nach § 157 
Abs 2 RLG, wenn ihm im Zuge der Prüfung Verletzungen von Rechtsvorschriften oder des 
Gesellschaftsvertrages zur Kenntnis gelangen. In diesem Fall ist er verpflichtet, davon 
unverzüglich die Gesellschaft zu unterrichten und kann darüber hinaus die Einberufung der 
Gesellschafterversammlung oder einer Aufsichtsratssitzung verlangen. Gleiches gilt, wenn dem 
Buchprüfer im Zuge der Prüfung solche Tatsachen bekannt werden, die die Lage und die 
zukünftigen Aussichten des Unternehmens nachteilig beeinflussen. 
 
Der Buchprüfer ist zur Teilnahme an der Gesellschafterversammlung verpflichtet (§ 44 Abs 1). 
Daraus folgt, daß der Buchprüfer zu der Versammlung einzuladen ist.382 Das GesG räumt dem 
Buchprüfer auf sein Ersuchen zusätzlich ein Teilnahmerecht an den Sitzungen des Aufsichtsrates 
ein. Das Teilnahmerecht des Buchprüfers darf nur in besonders begründeten Fällen abgelehnt 
werden. Weder das GesG noch die Materialien geben jedoch darüber Auskunft, unter welchen 
Voraussetzungen die Ablehnung hinreichend begründet ist. ME können nach dem Zweck der 
Norm als „besonders begründete Fälle“ nur solche in Betracht kommen, die weder mit der 
Rechnungslegung oder sonst der Prüfung unterliegenden Angelegenheiten der Gesellschaft, noch 
mit der Person des Buchprüfers bzw mit dessen Tätigkeit im Zusammenhang stehen.  
 
Die allgemeinen Bestimmungen des GesG räumen dem Buchprüfer auch ein Teilnahmerecht an 
den Sitzungen des Geschäftsführungsorganes ein. Im Gegensatz zu den Bestimmungen über die 
AG bilden die GmbH-Geschäftsführer jedoch gemeinsam kein Kollegialorgan, wodurch auch keine 
Geschäftsführer-Sitzungen im GesG vorgesehen sind. Besprechungen von GmbH-
Geschäftsführern untereinander stellen mE daher keine Sitzungen im Sinne des § 44 Abs 1 dar; 
demzufolge steht dem Buchprüfer an solchen Treffen wohl kein gesetzliches Teilnahmerecht zu.  
 
§ 42 Abs 2 berechtigt den Buchprüfer zur Einsicht in die Bücher der Gesellschaft. Er kann ferner 
die Bankkonten, den Kassabestand, den Wertpapier- und Warenbestand sowie die Verträge der 
Gesellschaft prüfen. Nach dem Willen der Gesetzesverfasser ist diese Aufzählung nur 
demonstrativ, sodaß sich das Einsichtsrecht des Buchprüfers auf alle erdenklichen Unterlagen der 
Gesellschaft erstreckt und ihm auf Verlangen sämtliche Daten der Gesellschaft zur Verfügung zu 
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stellen sind.383 Im Gegensatz zu den für den Aufsichtsrat geltenden Bestimmungen kann der 
Buchprüfer nicht nur von den Geschäftsführern und leitenden Angestellten, sondern darüber 
hinaus auch von allen sonstigen Arbeitnehmern Auskunft verlangen.384 § 42 Abs 3 stellt klar, daß 
der Buchprüfer sämtliche erworbenen Informationen über Angelegenheiten der Wirtschaftsgesell-
schaft als Geschäftsgeheimnis zu wahren hat. Dieses Gebot ist extensiv auszulegen, sodaß der 
Buchprüfer das durch die Prüfung erlangte Insiderwissen auch nicht für eigene private Zwecke 
verwenden darf.385 
 
1.25. 6.4 Haftung des Buchprüfers 
 
Hinsichtlich der Haftung des Buchprüfers verweist § 45 Abs 2 auf die für den Buchprüfer geltenden 
besonderen Rechtsvorschriften bzw auf die Schadenersatzvorschriften des BGB. Die Vorschriften 
des BuchprüferG enthalten jedoch keine Schadenersatzbestimmungen, sondern lediglich 
Rechtsfolgen für Verstöße gegen die Standesvorschriften, welche als „ethische Vergehen“ 
bezeichnet werden und mit Disziplinarstrafen bedroht sind (§§ 59 ff BuchprüferG). 
 
Aufgrund des Verweises auf die bürgerlich-rechtlichen Vorschriften haftet der Buchprüfer als 
Auftragnehmer gem § 475 BGB iVm § 318 Abs 1, § 339 ff BGB gegenüber der Gesellschaft für alle 
Schäden, die durch schuldhafte Verletzung des Prüfungsauftrages verursacht wurden. Die Haftung 
des Buchprüfers ist daher der Höhe nach nicht beschränkt. Wurde der Auftrag in Rahmen eines 
Werkvertrages übernommen, gelten die Haftungsbestimmungen des Werkvertrages, die zum 
gleichen Ergebnis führen (vgl §§ 392 ff BGB).386 Gegenüber Dritten kann der Buchprüfer nach den 
Regeln der deliktischen Haftung (§ 339 BGB) zur Verantwortung gezogen werden.387 Eine solche 
Haftung kann zB in Betracht kommen, wenn der Buchprüfer schuldhaft einen unrichtigen 
Jahresabschluß beglaubigt und dadurch eine außenstehende Person einen Schaden erleidet. In 
diesem Fall haftet der Buchprüfer gemeinsam mit der Gesellschaft als sein Auftraggeber 
gegenüber dem Dritten unbeschränkt und solidarisch (§ 350 BGB).388 
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AA = anderer Ansicht 
Abk = Abkürzung 
Abs = Absatz 
AG = Aktiengesellschaft 
allgEinl = allgemeine Einleitung 
Anh = Anhang 
Anl = Anlage 
ArbGB = Arbeitsgesetzbuch (ungarisches Gesetz Nr XXII aus 1992 über das 
Arbeitsgesetzbuch) 
arg = argumento (folgt aus) 
Art = Artikel 
BGB = Bürgerliches Gesetzbuch (ungarisches Gesetz Nr IV aus 1959 über das Bürgerliche 
Gesetzbuch der Republik Ungarn) 
BH = Bírósági Határozatok (Sammlung der Entscheidungen des ungarischen Obersten 
Gerichtes) 
BuchprüferG =Buchprüfergesetz (ungarisches Gesetz Nr LV aus 1997 über die ungarische 
Kammer der Buchprüfer und die Tätigkeiten des Buchprüfers) 
bzw = beziehungsweise 
dh = das heißt 
DV = Durchführungsverordnung 
DV-BGB = Durchführungsverordnung zum Bürgerlichen Gesetzbuch (ungarische 
Gesetzesverordnung Nr 11 aus 1960 über das Inkrafttreten und die Durchführung des 
Bürgerlichen Gesetzbuches) 
E = Entscheidung 
EG = Europäische Gemeinschaft 
ErläutGV = Erläuterungen zu der Gesetzesvorlage des Gesellschaftsgesetzes 1997 
etc = et cetera (und so weiter) 
EU = Europäische Union 
FirmenG = Firmengesetz (ungarisches Gesetz Nr CXLV aus 1997 über die Firmenregistrierung, 
die Firmenpublizität und das firmengerichtliche Verfahren) 
FN = Fußnote 
FOWI = Forschungsinstitut für mittel- und osteuropäisches Wirtschaftsrecht der 
Wirtschaftsuniversität Wien 
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gem = gemäß 
GesG = Gesellschaftsgesetz 1997 (ungarisches Gesetz Nr CXLIV aus 1997 über die 
Wirtschaftsgesellschaften) 
GesG 1988 =Gesellschaftsgesetz 1988 (ungarisches Gesetz Nr VI aus 1988 über die 
Wirtschaftsgesellschaften) 
GesSlg = Sammlung gesellschafts- und firmenrechtlicher Gerichtsentscheidungen hrsg 
von Juhász/Németh 
GmbH = Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
GZ = Geschäftszahl 
hM = herrschende Meinung 
hL = herrschende Lehre 
Hrsg = Herausgeber 
hrsg = herausgegeben 
HUF = ungarische Forint 
idF = in der Fassung 
idR = in der Regel 
ieS = im engeren Sinn 
insb = insbesondere 
iS = im Sinne 
iSd = in Sinne des, der 
iVm = in Verbindung mit 
iwS =  im weiteren Sinn 
kft. =  korlátolt felelősségű társaság (Gesellschaft mit beschränkter Haftung) 
lit = litera (Buchstabe) 
mE = meines Erachtens 
mwN = mit weiteren Nachweisen 
Nr = Nummer 
OG = Oberstes Gericht der Republik Ungarn 
öGmbHG =  österreichisches GmbH-Gesetz RGBl 1906/58 
Pkt = Punkt 
RLG = Rechnungslegungsgesetz (ungarisches Gesetz Nr C aus 2000 über die 
Rechnungslegung) 
Rsp = Rechtsprechung 
Rz = Randziffer, -zahl 
Slg = Sammlung 
sog = sogenannt, -e, -er, -es 
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TEÁOR = gazdasági tevékenységek egységes ágazati osztályozási rendszere 
(Einheitliches Branchenkategorisierungsregister der Wirtschaftstätigkeiten) 
ua = unter anderem 
US = United States 
usw = und so weiter 
uU = unter Umständen 
UWG = Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb (ungarisches Gesetz Nr LVII aus 1996 
über das Verbot des unlauteren Marktverhaltens und der Wettbewerbsbeschränkung) 
V = Verordnung 
vgl = vergleiche 
Z = Ziffer, Zahl 
zB = zum Beispiel 
ZPO = Zivilprozeßordnung (ungarisches Gesetz Nr III aus 1952 über die 
Zivilprozeßordnung) 
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